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Die TU Wien konnte keine Unterlagen vorlegen, aus denen die 
Berechnung der Untermietzinse für die von ihr untervermieteten 
Flächen nachvollziehbar hervorging. Die Einhaltung der Vorgabe, 
die eigenen Kosten weiterzugeben, war daher nicht überprülbar. 
Nachdem ein Gastronomiebetreiber im Jahr 2008 rd. 230.000 EUR 
an Rückständen für nicht bezahlte Untermietzinse angehäuft haue, 
verzichtete die TU Wien ihm gegenüber auf 100.000 EUR und senkte 
den Untermietzins in einer bis 2012 laufenden Vereinbarung ab. Sie 
befreite ihn in den Sommermonaten außerdem von der Zahlung des 
Untermietzinses und senkte die verrechneten Betrieb kosten. Nach 
ihrem Auslaufen wurde diese den Untermieter begünstigende Ver­
einbarung faktisch weitergeführt. Die Technische Versuchs- und 
Forschungsanstalt GmbH nutzte Räumlichkeiten der TU Wien von 
2008 bis 2013 aufgrund einer Binleihe, wodurch der TU Wien Miet­
einnahmen entgingen. (TZ 44) 

Die TU Wien nahm seit 2007 auf Basis einer Direktvergabe Unter­
srutzungsleistungen eines externen Dienstleisters in den Bereichen 
ProjektentwickJung, Projektcontrolling, Informarions- und Kul­
turmanagement, Arbeitssicherheit und Veranstaltungswesen in 
Anspruch. Ab 2009 erfolgten die Vergaben an den Dienstleister 
aufgrund einer Ausschreibung in Bezug auf das Projekt" TU-Uni­
vercity 2015". Die TU Wien evaluierte nicht, welche dieser regel­
mäßig und dauerhaft erbrachten Leistungen von ihr selbst kosten­
günstiger als Eigenleistung hätten erbracht werden können , obwohl 
damit regelmäßig und dauerhaft anfallende Tätigkeiten an einen 
externen Dienstlei ter ausgelagert wurden. (TZ 45) 

Das im Jahr 2007 vom selben externen Dienstleister erstellte Qua­
litätsmanagementhandbuch für die Abteilung Gebäude und Technik 
der TU Wien erwies sich in Teilbereichen als Kopie eines offenbar 
schon früher erstellten Handbuchs für eine Brauerei. Die TU Wien 
nahm dies nicht zum Anlass, nachträglich eine Entgeltreduktion zu 
verhandeln, obwohl mit dem Unternehmen eine lauFende Geschäfts­
beziehung bestand. (TZ 46) 

Die der Universitätsleitung vorgelegten Übersichten von Gegen­
überstellungen der Jahresbudgets und tatsächlichen Kosten der 
Gebäudeinfrastmkturprojekte waren vor 2012 nicht entsprechend 
dokumentiert. Da aufgrund dieser Übersichten ein Bezug zu den 
Gesamrprojektkosten nicht möglich war, fehlte ein Gesamtüberblick 
über den Stand der Gebäudeinfrastrukturprojekte. (TZ 47) 
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Über die gesamte TU Wien gesehen, waren rund einem Drittel der 
Büroräume bzw. Büroflächen keine Personen zugeordnet. Entwe­
der existierte eine zu grOßzügige Ausstattung mit Büroflächen oder 
es war die Wartung der entsprechenden Datenbank unzureichend. 
(TZ 48) 

Die TU Wien war mit Ende 2013 an mehr als doppelt so vielen 
Gesellschaften beteiligt als zu Beginn des Jahres 2007 ; dementspre­
chend stieg der Beteiligungsansatz von rd. 700.000 EUR zu Beginn 
des Jahres 2007 aufrd. 11,7 Mio. EUR im Jahr 2010 und weiter auf 
rd. 15,5 Mio. EUR im Jahr 2013. Eine angespannte Finanzsituation 
der TU Wien schränkte auch ihren finanziellen Spielraum betref­
fend Beteiligungen ein, weil die TU Wien einige ihrer Beteiligungen 
wesentlich durch Gesellschafterzuschüsse unterstützte. (TZ 49) 

Die wesentlichsten Zugänge betrafen die Technische Vcrsuchs- und 
Forschungsanstalt GmbH sowie die TU Wien Großgeräte- lnvestitions 
und Betriebs GmbH, die - seit ihrer Gründung im Jahr 2009 -
rd. 10, I Mio. EUR in Form von Gesellschafterzuschüssen erhielt. 
Die ru Wien leistete im ZeitTaum 2007 bis 2011 noch an die INiTS 
Universitäres GTÜnderservice Wien GmbH sowie an die ru Career 
Center GmbH regelmäßig GeseUschafterzuschüsse. (TZ 49) 

Die ru Wien Holding GmbH stellte mit rd. 14,7 Mio. EUR den 
bedeutendsten Beteiligungsansatz der ru Wien dar. Bei den weite­
ren Beteiligungen handelte es sich um MinderheitsbeteiJigungen an 
Forschungsuntemehmen bzw. Kompetenzzentren . Im Jahr 201 3 hielt 
die TU Wien Holding GmbH an fiinfGesellschaften Anteile von über 
50 %. Im Jahr 2013 erwirtschaftete keine dieser Beteiligungen ein 
positives Ergebnis. Positive Ergebnisse erzielten nur die ru Wien 
Großgeräte-lnvestitions und Betriebs GmbH sowie die Technische 
Versuchs- und Forschungsanstalt GmbH von 2010 bis 2012. (TZ 50) 

Weiters lag zum 3 I. Dezember 20 13 bei der ru Wien und bei der 
ru Wien Holding GmbH bei einigen Gesellschaften das anteilige 
Eigenkapital unter dem Beteiligungsansatz. Für die ru Wien bestand 
daher das Risiko, dass in Zukunft durch weitere Abwertungen bei 
den Beteiligungen das Ergebnis negativ belastet wird. (TZ 50) 

Neben den Gesellschafterzuschüssen bestanden zwischen der 
TU Wien und ihren Beteiligungen weitere finanzielle Verflechtungen; 
so verrechnete die TU Wien ihren Beteiligungen u.a. wissenschaft­
liche Dienstleistungen, Leistungen des Zentralen Informatikdienstes 
oder Mieten. Zudem stellte die ru Wien ihren Beteiligungen - trotz 
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der angespannten wirtschaftlichen Situation - zum Teil Leistungen 
auch unentgeltlich zur Verfligung, wie bspw. Räumlichkeiten oder 
Personal, wobei für diese Zuwendungen teilweise keine bzw. keine 
aktuellen vertraglichen Vereinbarungen vorlagen. (TZ 51) 

Die l1J Wien führte die an die Beteiligungen geleisteten Gesellschaf­
terzuschüsse bzw. Förderbeiträge in den Angaben und Erläuterungen 
zur Gewinn- und Verlustrechnung an; ein Ausweis der unentgelt­
lichen Zuwendungen erfolgte jedoch nicht. (TZ 51) 

Die l1J Wien Großgeräte-lnvestitions und Betriebs GmbH war ein 
100 % - Tochterunternehmen der l1J Wien Holding GmbH, welche 
ihrerseits zu 100 % der l1J Wien gehörte. (TZ 52) 

Der Zweck der l1J Wien Großgeräte- lnvestitions und Betriebs GmbH 
war neben einer wirt chaftlichen Optimierung von Finanzvorgängen 
auch die steuerliche Optimierung, insbesondere betreffend Um atz­
steuer und Einfuhrsteuem. (TZ 52) 

Die l1J Wien Großgeräte-lnvestition und Betriebs GmbH entfal ­
tete ihre Tätigkeit überwiegend mit Mitteln der l1J Wien. Ebenso 
war die l1J Wien einzige Auftragnehmerin der l1J Wien Großge­
räte-Investitions und Betriebs GmbH. (TZ 52) 

Da Universitäten überwiegend durch den Bund fmanziert werden, 
trat der in einem Zinsvorteil bestehende steuerliche Vorteil, der 
ohnehin nur auf Kosten der öffentlichen Hand gewonnen wurde, 
gegenüber anfallenden Kosten wie den Gründungskosten und 
den durch den Betrieb der l1J Wien Großgeräte-lnvestitions und 
Betriebs GmbH zusätzlich entstehenden Kosten (z.B. Firmenbuch, 
Abschlussprüfung, Steuerberater) in den Hintergrund. (TZ 52) 

Wiewohl die l1J Wien Großgeräte-lnvestitions und Betriebs GmbH 
ihre steueroptimierende Zielsetzung bei der fmanziellen Abwicklung 
von Großinvestitionen verfolgte, waren mit der Auslagerung eine 
Komplexitätszunahme und Transaktionskosten verbunden, welche 
die Wirtschaftlichkeit und die Transparenz des Gebarungshandclns 
der l1J Wien (das Anlagevermögen schien bei der l1J Wien Großge­
räte-Inve titions und Betriebs GmbH und nicht bei der l1J Wien im 
Rechnungsabschluss auO beeinträchtigten, 0 dass aus der Gesamt­
sicht des Staates für den RH kein Mehrwert erkennbar war. erz 52) 
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Die Investitionen (Zugänge) in Maschinen und technische Anlagen 
verdoppelten sich in den Jahren 2007 bis 2010 von rd. 21 ,07 Mio. EUR 
auf 42,11 Mio. EUR; aufgru.nd der Liquidität probleme und Einspa­
rungen sanken sie bis 2012 auf 18,60 Mio. EUR und erböhten sich 
im Jahr 2013 wieder auf 22,83 Mio. EUR. (TZ 53) 

Die TIJ Wien schuf sich über die Beteiligung an der TIJ Wien Groß­
geräte-Inve titions und Betriebs GmbH einen zusätzlichen finan ­
ziellen Spielraum für Investitionen, wodurch sie im Jahr 2012 die 
mit dem BMWFW vereinbarten bzw. die vom Universitätsrat vor­
gegebenen Investitionslimits überschreiten konnte. (TZ 53) 

Die internen Richtlinien in Bezug auf Anlagenanschaffungen aus 
dem GlobaJbudget wurden nicht immer eingehalten. (TZ 54) 

I m Jahr 2008 schlossen die TIJ Wien und die Veterinärmedizin ische 
Universität Wien (Vetrneduni Wien) einen Kooperationsvertrag zur 
Entwicklung eines neuen Informationssystems für die TIJ Wien ab 
- Projekttitel TIJ Wien Informations-Systeme und Services - nss. 
Aufgrund dieses Vertrags sollte die Vetmeduni Wien, deren Kern­
kompetenzen in der Tiergesundheit, der präventiven Veterinärme­
dizin und der Lebensmittelsicherheit lagen, für die TIJ Wien, die 
über eine Fakultät für Informatik und einen Zentralen Informatik­
dienst verfügte, IT - Dienstleistungen erbringen. Der Vertrag wurde, 
obwohl er eine gewerbliche Dienstleistung zum Gegenstand hatte, 
zunächst als universitäres Forschungsprojekt tituliert, was später zu 
Selbstanzeigen der TIJ Wien und der Vetmeduni Wien wegen nicht 
entrichteter Umsatzsteuern in Höhe von rd. 700.000 EUR führte. 
Außerdem führte dies zu entsprechenden Meldungen von Erlösen 
im Rahmen der Wissensbilanz und damit zur Möglichkeit der Ver­
fälschung der Abrechnung der Formelbudgetanteile der Leistungs­
vereinbarungsperioden 2007 bis 2009 und 2010 bis 2012 sämtlicher 
21 Universitäten zugunsten der Vetmeduni Wien, weil höhere For­
schungsleistungen zu einer höheren Zuteilung an Mitteln aus dem 
Formelbudget führten . (TZ 55) 

Der Kooperationsvertrag mit der Vetrneduni Wien wies Elemente 
eines Umgehungs- oder Scheingeschäfts auf mit dem Zweck, Umsatz­
steuer zu sparen und eine Ausschreibung zu vermeiden. Auch geba­
rungsrelevante wichtige Fragen, wie die Handhabung entstehen­
der Urheberrechte, waren zum Nachteil der TIJ Wien nicht geregelt. 
(TZ 55) 
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Die Kosten tUr das nss erhöhten sich mas iv, nämlich um das Sie­
ben fache von ursprünglich erwarteten rd. 160.000 EUR/Jahr auf tat­
sächlich insgesamt rd. 7,0 Mio. EUR bis Ende 2013. Dennoch war zur 
Zeit der Gebarungsüberprüfung nicht absehbar, in welchem Umfang 
die TIJ Wien da System zukünftig nutzen und weiterentwickeln 
konnte: sie und die Vetmeduni Wien befanden sich nämlich in meh­
reren Rechtsstreitigkeiten mit einem Unternehmen, das Leistungen 
tUr nss erbracht hatte, und dessen GeschäftstUhrer gleichzeitig Pro­
fessor an der TIJ Wien war. Die TIJ Wien beschloss daher zunächst, 
zukünftig alternative Wege zu beschreiten. Mitte 2014 wurde aller­
dings ein Vergleich abgeschlossen, wodurch alle strittigen Angele­
genheiten endgültig und einvernehmlich bereinigt wurden. (TZ 55) 

Gemäß dem UG waren an jeder Universität einer eit Zielverein­
barungen zwischen dem Universitätsrat und dem Rektor bzw. dem 
Rektorat und anderer eits zwischen dem Rektorat und den Organi­
sationseinheiten abzuschließen. Dennoch schlos die TIJ Wien Ziel ­
vereinbarungen mit den wissenschaftlichen Organisation einheiten 
erst ab 2013 ab. Das durchgängige Herunterbrechen der Indikatoren 
der Leistungsvereinbarung unterblieb dabei ebenso wie der zeitge­
rechte Abschluss der Zielvereinbarungen. Mit den anderen Organi ­
sationseinheiten wurden überhaupt keine Zielvereinbarungen abge­
schlos en. (TZ 56. 57) 

Der Abschluss der Zielvereinbarungen zwischen dem Universitäts­
rat und dem Rektor bzw. dem Rektorat erfolgte zwar im gesamten 
überprüften Zeitraum, jedoch ebenfalls immer verspätet und teil­
weise nicht in der vom UG vorgesehenen Weise mit dem gesamten 
Rektorat. Die Steuerungsfunktion der Zielvereinbarungen war aus 
diesen Gründen eingeschränkt. (TZ 35. 36, 56. 57. 5B) 

Die TIJ Wien konnte im überprüften Zeitraum ihre Attraktivität 
tUr Studierende weiter steigern; ihre Finanzsituation hatte darauf 
offenbar keinen negaLiven Einßuss. (TZ 59) 

Die Prüfungsaktivität der Studierenden wies allerdings gleichzeitig 
eine leicht fallende Tendenz auf. Dies ftel mit der Neuregelung der 
Studienbeiträge zusammen - ab dem Sommersemester 2009 wur­
den einerseits die Beitragspßicht tUr die vorge ehene tudienzeit 
plus zwei Toleranzsemester ausgesetzt und andererseits Erla stat­
bestände tUr die beitragspflichtige Zeit (nach tudienzeit plus Tole­
ranzsemester) erweitert. (TZ 59) 
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Im Bereich der freiwillig geleisteten Entschädigungen für Prü­
fungstäligkeiten wurde der Höchststand an Auszahlungen im Zeit­
raum 2010/201 I - gerade zur Zeit der angespannten ronanziellen 
Situation - erreicht. (TZ 60) 

Durch die Einstellung der freiwillig gezahlten Entschädigungen für 
Prüfungstätigkeiten und für die Begutachtung von wissenschaftli ­
chen Arbeiten ab dem Studienjahr 2012/2013 reduzierte die TU Wien 
ab diesem Zeitpunkt die Ausgaben für Lehre um rd. 1,2 Mio. EUR 
je Studienjahr. Weitere aurgrund der Finanzsitualion ge elzte bud­
getschonende Maßnahmen im Bereich Kollegiengeld, externe Lek­
toren, Gastproressoren sowie Tutoren und Exkursionen führten zu 
Einsparungen in Höhe von rd. 400.000 EUR je Studienjahr. Die IT­
Unterstützung fü r den Prozess der Kostenplanung in der Lehre war 
jedoch unzureichend. (TZ 60, 6 I) 

Bund 2015/6 

III-167 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)6 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 

Technische Universität Wien - Finanzsituation 

Kenndaten zur Finanzsituation der Technischen Universität Wien 

Rochtsgrundlage UniversiUUge,etz 2002. BGBI. I Nr. 120/2002 i.d.g.F. 

Geblrung 2007 200S 2009 2010 2011 2012 2013 Verl nderung 
2007 bis 2013 

in Mio. EUR In .. 

Gesamtertrag 241.65 255.07 271.63 280.17 301.33 315.09 327.88 35.7 

davon 

Globolbudget 171.94 176.88 181.37 190,42 193.41 196.39 206,04 19.8 

betriebliche 
- 240.39 - 259.\4 - 273.66 - 298.97 - 304,9\ - 316.30 - 319.71 33.0 A.ufwendungen 

dovon 

Persona/aufwand - 150,01 - 159.79 - 161,41 - 179,52 - 183,90 - 184,48 - 190,68 21,1 

1lli1 .. lll1baf", 1._ -4,01 -2,OJ -1UO -u. -I.Zl 1," 

betrfebene Studien 2007/ 200S/ 2009/ 2010/ 2011/ 2012/ 2013/ 2007/ 2008 bis 
200S 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2013/ 2014 

Anzahl in" 

ordentliche Studien1 22.943 23.399 25.753 27.280 29.088 29.849 29.379 28.1 

erstzugelassene 
2.683 2.711 3.275 3.206 3.544 3.224 3.042 13,4 ordentliche Studien1 

AbsolventenZ 1.937 2.117 2.150 2.]58 2.321 2.399 n.Y. 

durchschnltUlche 2007 200S 2009 2010 2011 2012 2013 2007 bis 2013 
Mllarbelttranuhl 

Anzahl in "-

nach Köpfen 3.609 3.777 3.933 4.\43 4.33\ 4.313 4.382 2\.4 

nach V8Ä' 2.586.51 2.669.04 2.720.14 2.818.72 2.887.5\ 2.885.57 2.931.16 13.3 

1 jeweils Wintersemester , jeweils Studienjahr , Vollbeschaftigungsaquivatente 

Quellen: TU Wien; uni:data 

Prüfu ngsa bla uf und 1 Der RH überprüfte von November 20 13 bis April 2014 die Finanzsilu-
- gegenstand alion der Technischen Universität Wien (TU Wien). 

Ziel der Gebarungsüberprüfung war es. schwerpunkt mäßig die Ursa-
chen rur die angespannte Finanzsituation der TU Wien insbesondere 

in den Bereichen Minelherkunfl, Personal. Gebäudeangelegenheiten, 
Investitionen und Beteiligungen zu analysieren. Die Überprüfung ein-
zelner Projekte stand nicht im Foku ; der überprüfte Zeitraum war 
2007 bis 2013. 
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Zu dem im Dezember 2014 übermittelten Prüfungsergebnis nahmen die 
TU Wien im Jänner 2015 und das BMWFW im Februar 2015 Stellung. 

Der RH erstattete seine Gegenäußerungen im April 2015. 

2.1 (1) Zur Steuerung der Universitäten war ein Beteiligungscontrolling 
eingerichtet. das auf regelmäßigen Budgetinformationen der Universi­

täten an das BMWFW basiene. Im Februar 2011 beziffene die TU Wien 
- im Rahmen des Beteiligungscontrollings - ihren voraussichtlichen 

Verlust für 2010 gegenüber dem BMWFW mit 4.8 Mio. EUR. Im März 
bzw. im Mai 2011 korrigiene sie diese Zahlen auf 18,4 Mio. EUR. In den 
regelmäßig stanftndenden Gesprächen über den Stand der Leistungs­

vereinbarungen waren erstmals im Oktober 2010 fmanzielle Schwie­
rigkeiten der TU Wien thematisien worden. 

Die TU Wien musste daher aufgrund ihrer winschaftlichen Entwick­
lung6 entsprechend der Univ. RechnungsabschlussV07 im Frühjahr 2011 

einen Frühwarnbericht erstellen. Das BMWFW bemängelte dabei die 
fehlende Darstellung konk.reter Einsparungs- und Sanierungsmaß­

nahmen. Planungsprämissen für die Planungsrechnung und die Qua­
lität der Planungsrechnung. Daher halle die TU Wien den Frühwarn­
bericht im August 2011 neu zu verfassen. In diesem Frühwarnbericht 
schildene die TU Wien nunmehr die Ursachen für die angespannte 

Finanzsiruation . die absehbaren Probleme in der weiteren Entwick­
lung und die weitere Vorgangsweise sowie die Sanierungsmaßnahmen. 

(2J Nach Ansicht der TU Wien lagen die Ursachen rur die negative 
Ergebnisentwicklung größtemeils in der ab 2008 begonnenen Erwei­
terung und Verbesserung der baulichen Infrastruktur und Geräleaus­
statrung sowie im gleichzeitigen Ausbau der Personalressourcen in 

den Forschungsschwerpunkten. Als Sanierungsmaßnahmen fühne die 
TU Wien insbesondere die Reduktion der Budgets im Bau- und Inves­
titionsbereich sowie das .Einfrieren" der Personalausgaben des glo· 
balbudgetfmanzienen Personals mit jährlich rd. 130,0 Mio. EUR an. 

Ei negativC'S Jahröergcbnis und ("in MobilitälSgrad (Proz.c:ntsatz, der si('h aus d~m Ver­
hältnis zwischen dem kurzfristigen Vermögen und dem kurzfristigen Fremdkapital 

ergibl) unter 100 ~ 

7 Verordnung dfr Bundcsmini.strrin für Bildung. Wissenschaft und Kultur über den Rcrh­
nungsabschluss der Univrrsitäten. 8GBL 1I NT. 292/2003 
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(3) Die Überprüfung des RH bestätigte im Wesentlichen die seinerzei­

tige Analyse der TU Wien: 

Im Personalbereich betraf dies insbe ondere die im Zusammenhang 
mit der Einftihrung des KV erfolgten Steigerungen der Bezüge (TZ 28). 

die teilweise freiwillig erhöhten Aufwendungen ftir die Pensionska e 
(TZ 3 I), den starken Anstieg der Zahlungen ftir Überstunden zwischen 
2007 und 2010 (TZ 19), die vor der Fillanzltrise der TU Wien erfolgten 

höch ten Belohnungszahlungen (TZ 22) und freiwilligen Abfenigungs­
zahlungen (TZ 23), die ohne gesetzliche Verpflichtung geleisteten Ent­

schädigungen ftir Prüfungstätigkeiten (TZ 60) sowie die großzügige 
Anpassung der Dekanszulage (TZ 25) ebenso wie die Ausschüttung 

der höchsten Prämien an das Rektorat 2010 (TZ 37). Was den über­
prüften Zeitraum betraf, so stiegen die Ausgaben im Bereich des Per­
sonals bis 2011 am stärksten an. 

In den Jahren 2009 bis 2011 erfolgten außerdem die höchsten Investiti­

onen in die Gebäudeinfrastruktur der TU Wien (TZ 41). Investitionen in 
Ma chinen und technische Anlagen verdoppelten sich vom Jahr 2007 
bis 2010 (TZ 53). Beim Projekt zur Entwick.lung eines neuen Infor­

mationssystcms rur die TU Wien (TISS) erfolgte eine massive Kosten ­
überschreitung (TZ 55). Ihren Beteiligungen verrechnete die TU Wien 
nur zum Teil die von ihr erbrachten Leistungen. (TZ 51) 

(4) Das BMWFW fordene im Zuge von regelmäßigen Besprechungen 
zur aktuellen Finanzsituation der TU Wien Informationen ein, und 

die Gesprächspanner vereinbanen die regelmäßige Übermittlung von 
Unterlagen mit dem Ziel, den Konsolidierungsprozess überblicken zu 
können. Dies betraf u.a. Planungsrechnungen, eine monatliche Liqui­

ditätsplanung6 und Maßnahmen9 zur Konsolidierung der finanziellen 
Lage. In den Sitzungen erfolgte eine Erönerung der vorgelegten Unter­
lagen. 

(5) Die TU Wien fasste im März 2012 als Ergebnis dieser Gespräche 
die Einsparungsmaßnahmen in einem Statusbericht zu ammen. der 
die Maßnahmen. den Zeitrahmen zur Realisierung und das damit 

• Dtlailplanun~nrwurfz.um Rrstruktunt'rungsproztsS rur dit' Ltistungsvt'rt'lnbarungs· 
pt'nodr 2011 bis 20lS (mI! Sparmaßnahmen auch Im PC'rsonalbtrf'lch) - biS 10. Novrm ­
btr (Protokoll 7. ept('mbtr 2011) monatliche' Vorlagt tjnts Liquiditätsplans bc-glnntnd 
mit Ikz('mb('r 2011 {Protokoll 16. NovtmM-r 201l} Hochrt'Chnung zu Finsparungs­
pottnzialtn (LtislungsVNtinbarung 201l biS 201S) bis Kalrndtrwocht' 1 2012 (mn 
bnl - C3st und WOrsIC:aW Rtchnung) rt'gdm ßigr Ergt'bnisplanung gtmäß Fnlhwam­
btrictu 11 Gt'wlnn- ft Vc:rluSlrtdmullg Sysltmatik Vorlagt tln~ Maßnahmtnkatalogs 
mll fmanzleller Btwtnung (Protokoll 19. Jänntr 2012) 

I) bspw. Abbau von Ubtrstundtn. Adaplltrung der Kosltntrsatl~dung oder die RC'rluk 
lion ~Iimmttr Profrssortnsttl1tn 
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verbundene Einsparungspotenzial im Wesentlichen bis zum Ende der 
Leistungsvereinbarungsperiode 2013 bis 2015, aber auch die Berech­

nung von Varianten , die schlussendlich nicht weiter verfolgt wurden, 
enthielt. Als Maßnahmen waren bspw. eine Reduktion der Personal­

kosten und der Investitionen, der Abbau von Überstunden und die 
Optimierung der Urlaubsverwaltung angefühn. Eine Nachverfolgung 

der im Statusbericht festgehaltenen Maßnahmen durch das BMWFW 
erfolgte im Rahmen der periodisch stattfIndenden Leistungsvereinba­
rungsbegleitgespräche mit der TU Wien, schriftliche Aktualisierungen 

des Statusberichts forderte das BMWFW jedoch nicht ein. 

2.2 Der RH erachtete das Instrument des Frühwamberichts insoweit als 

zweckmäßig, als auf Basis eines negativen Jahresergebnisses der 
TU Wien von ihr die Gründe ftir diese Situation und die notwendigen 

Maßnahmen transparent darzustellen waren sowie die Grundlage für 
einen entsprechenden Dialog zwischen der TU Wien und dem BMWFW 

geschaffen wurde. 

Allerdings war der Frühwambericht erst zu verfassen, als die nega­

tiven winschaftlichen Kennzahlen bereits feststanden, wodurch er einer 
seiner Kernfunktionen nicht gerecht wurde. Aus Sicht des RH sollte 
das BMWFW auf der Grundlage einer diesbezüglichen Analyse der 

Leistungsverei nbarungsbegleitgespräche, des Beteil igu ngscontrolli ngs 
und der gesetzlichen Rahmenbedingungen [nstrumente schaffen bzw. 
verbessern, um die drohende Schieflage einer Universität noch frü­
her erkennen zu können. Biemr kämen nach Ansicht des RH jährliche 

Aktualisierungen der in den Leistungsvereinbarungen ohnehin vor­
gesehenen Planrechnungen ebenso in Frage wie die jährliche Vorlage 
von Liquiditätsplanungen seitens der Universitäten im Zuge der Leis­

tu ngsverei n ba ru ngsbeglei tgesprä eh e. 

2.3 Laut Stellungnallme des BMWFW sei die Pjlicllt zur Erstarrung eines 
Frühwarnbericills erst mil dem Recllllungsabschluss 2010 in Krajl 

gelreten, wesiralb es zu einer zeitlicllen Überscillreidung bei der Über­
mittlung des Recillrungsabscirlusses 20 10 und des Frülrwarnberichls 
gekommen sei. Häue diese Pjliclrt bereits im Jallr 2009 bestanden, wäre 
die angespannte wirschaftliche Lage frü 11 er sielrtba r geworderl. Darü­
ber lIirtaus seile die ReeirnungsabscirlussVO vor, dass ein Frühwanr ­

berichl bereits vor Ablauf des Geschäftsjahres Zu erstellen sei, wemr 
anhand der Kenllzahlenentwicklung für das Jahresergebnis absehbar 
sei, dass eirre Berichterstartwrg sclrlagend werden könnte. 
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Gesamtüberblick 

Allgemeines 

Entwicklung Bilanz 
und Cashflow 

Bund 2015/6 

Technische Universität Wien - Finanzsituation 

Eille wdrere Verbesserung der 111 rrumeme zur Erkellllullg VOll wirt­
schaftlichen Emwicklullgell sei bereir fiir die kommellde Lei cullgs­
vereillbarullgsperiode durch Weireremwicklullg der Ldsrullgsverdllba­
rullgs-Plallungsrecl'lIulIg samr deraillierterell Allgaben zu geplamell 
VorhabeIl vorgesehell. Wdrers seieIl nunmehr im Fall dller Frühwam­
berichrersrarrung deraillierte AlIgabeIl zu möglichen Einsparungsmaß­
nahmen norwendig. 

Für die jährlichen Akrualisierungen der wesemlichen Planungsprämis­
en eracllCere das BMWFW die Quarralsberichrersrarrung im Ra/lilien 

des Berdligungsconrrollings als ausreichend. Zudem sd lIulllnehr auch 
dn Risikobericht vorgesehell. der Gescl,äftsriskell frühzeitig besclrrd­
ben ulld qualltijizieren solle. 

3 Der RH setzte entsprechend ihrer Wesentlichkeit Schwerpunkte in den 
Bereichen Minelherkunft. Personal. Bauangelegenheiten. Investitionen 
und Beteiligungen. 

4.1 Die folgende Tabelle stellt die Enrwicklung der wesentlichen Bilanz­
positionen sowie des Cashnow der TU Wien von 2001 bis 201) dar: 
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Gesamtüberblick 

Tabelle 1: Entwicklung der wesentlichen Bilanzpositionen von 2007 bis 2013 

Anlagevermögen 

Umlaufvermögen1 

davon 

Kassa-/Bank­
guthaben' ,....,. 

Eigenkapital 

Investitions­
zuschUsse 

Rückstellungen 

Verbindlich keiten' 

davon 

Verbindlichkeiten 
Krediönmtute 

c t_ 

2007 

69,33 

131,07 

71,45 

60,33 

6,15 

33,99 

99,94 

0,01 

2008 

79,77 

143,32 

69,/3 

58,56 

5,58 

35,59 

123,36 

0.03 

2009 

103,15 

131,24 

57,60 

57,40 

7,13 

35,88 

133,98 

0,01 

2010 

in Mio. EUR 

118,01 

121,10 

49,57 

38,99 

23,78 

41,37 

134,97 

0,01 

2011 

125,40 

104,11 

40,01 

35,68 

27,64 

40,89 

125,29 

19,67 

2012 2013 

114,88 109,08 

113,49 122,75 

44,99 

34.60 

30,41 

40,60 

122.75 

25,30 

49,17 

42,78 

30,03 

46,61 

112,41 

VerJnderung 
2007 bis 2013 

in '" 

57,3 

- 6,3 

- 31,2 

- 29,1 

388,5 

37,1 

12,5 

betrieblicher 
Cashflow 36,28 9,10 5t.90 14,98 - 6,14 4,47 40,31 11.1 

Investitions­
Cashflow - 20,46 - 28,79 - 43,43 - 18,83 - 23,07 - 6,63 - 12,32 - 39,8 

Rundungsdifferenzen möglich 

einschließlich aktiver Rechnungsabgrenzung 
2 einschließlich Veranlagungen 
) einschließlich passiver Rechnungsabgrenzung 

Quellen: Rechnungsabschtüsse der TU Wien 
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In den dargestellten Zahlen spiegellen sich die in TZ 2 beschriebenen 
Ursachen sowie gesetzle Sanierungsmaßnahmen wider. So lagen die 

gelätigten I nvestitionen in den Jahren 2008 bis 2011 über den ange­
fallenen Abschreibungen . Das Anlagevermögen erhöhte sich von 
rd. 69,3 Mio. EUR im Jahr 2007 auf rd . 125,4 Mio. EUR im Jahr 2011; 

ab dem Jahr 2012 war ein Rückgang beim Anlagevermögen erkenn­
bar, weil weniger Investitionen durchgefUhn wurden. 

Das Absinken des Eigenkapitals von rd . 60,3 Mio. ELJR im Jahr 2007 
auf rd. 34,6 Mio. EUR im Jahr 2012 spiegelte die negative Ergebnis­

entwicklung in diesem Zeitraum wider (siehe TZ 51. 
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Gesamtüberblick 

Ergebnisentwicklu n9 

Bund 2015/6 

Technische Universität Wien - Finanzsituation 

Der Anstieg bei den Investition zuschüssen ab dem Jahr 2010 war 
auf Sonderzuweisungen des Bundes zurückzuführen, die der Bund 
- im Zusammenhang mit der Leistungsvereinbarung 2010 bis 2012 -

im Wesentlichen zur Finanzierung von Projekten und Bauvorhaben, 
wie bspw. für die Generalsanierung des sogenannten Lehartrakts lO 

(rd. 10 Mio. EUR) bzw. des Areals Getreidemarkt (rd. 4,6 Mio. EUR), 

der TU Wien zur Verfügung stellte (siehe TZ 43). 

Der betriebliche Cashflow der TU Wien war zwar von 2007 bis 2010 
sowie 2012 und 2013 positiv, konnte aber nur in den Jahren 2007, 2009 

und 2013 den InvestitionsbedarF decken. In den Jahren 2008 sowie 
2010 bis 20 12 konnte die TU Wien ihre Investitionen nicht aus dem 

laufenden Betrieb Finanzieren. Die liquiden Mittel - die Kassa/Bank ­
guthaben abzüglich der Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten -

sanken daher von rd. 71,4 Mio. EUR im Jahr 2007 aufrd. 19,7 Mio. EUR 
im Jahr 2012. 

4.2 Der RH hielt k.ritisch fest, dass die TU Wien in den Jahren 2008 sowie 

von 2010 bis 2012 Investitionen in einem Ausmaß tätigte, die weder 
durch die Investitionszuschüsse des BMWFW noch aus dem laufenden 

Berrieb finanziert werden konnten und somit zu einem massiven Abbau 
der liquiden Mittel führten. 

5. 1 Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Entwick.lung der 
Aufwands- und Ertragspositionen an der TU Wien : 

10 1060 Wien, Lehargassr 4 
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Gesamtüberblick 

Tabelle 2: Entwicklung der Aufwands- und Ertragspositionen von 2007 bis 2013 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Verlnderung 
2007 bis 2013 

in Mio. EUR in '!. 

Umsatzerlöse 232,06 236,59 267,66 276,90 304,50 305,89 315,93 36,1 

Gesamtertrag' 24U5 255,07 27U3 280,17 301,33 315,09 327,11 35.7 

Aufwendungen für - 8,70 - 7,99 - 10,36 - 9,74 - 9,81 - 13,35 - 9,88 13,5 Sachmittel 

Personalaufwand - 150.01 - 159,79 - 167,41 - 179,52 - 183,90 - 184,48 - 19Q.68 27,1 

Abschreibungen - 15,86 - 18,51 - 19,73 - 23,56 - 24,10 - 24,94 - 25,00 57,6 

sonstige betriebliche - 65,82 - 72,85 - 76,16 - 86,15 - 87,11 - 93,52 - 94,15 43,0 Aufwendungen 

Summe betriebliche 
- 240,39 -25U4 -273.61 - 298,97 - 304,91 - 311,30 - 319,71 33,0 Auf .. ndungen 

~ 1,1' -4,G1 -Z,GJ -11,10 -I.H -I,ZI 1," 

Finanzergebnis 2,49 2,87 0,95 0,43 0,35 0,14 0,03 

11 •• _ •• 
•• I~.1IdIeII 3,74 -t.ZO -l,GI -11," -3,13 -1,G7 1,11 

Rundungsdifferenzen möglich 

einschließlich der Positionen .. Umsatzertöse", .. Veränderung des Bestandes an noch nicht abgerechneten leistungen" sowie 
.. sonstige betriebliche Ertrage" 

Quellen: Rechnungsabschlüsse der TU Wien 
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Von 2007 bis 2013 stieg der Gesamtertrag um rd. 35,7 %; die betrieb­
lichen Aufwendungen erhöhten sich im sei ben Zeitrau m um rd. 33,0 %. 

Im Jahr 2010 trugen Ein maleITek\e, wie insbesondere die Abgren­
zung von noch nicht verausgabten Investitionskostenzuschüssen 11 

(- 7,4 Mio. EU R) sowie vom Wirtschaftsprüfer angeregte Änderungen 

bei der Bewenung von Dritlmittelprojekten (- 2,0 Mio. EUR) bzw. bei 
den Personalrückstellungen (- 2,2 Mio. EUR), wesentlich zum nega­

tiven Ergebnis von rd. 18,4 Mio. EUR bei. 

5,2 Der RH wies kritisch da raufhin, dass die Ergebnisse de r gewöhnlichen 

Universitätstätigkeit in den Jahren 2008 bis 20 12 negativ waren und 
die TU Wien erst im Jah r 2013 - aufgrund sta rk gestiegener Bu ndes­

mine! (siehe Tabelle 3) sowie durch die relativ moderate Entwicklung 

11 B("i den noch nicht verausgabtt'n Investitionsk.ostenzuschüsstn handtlle ('$ sich um 
noch nicht ausgt"gebcne Zuschüss(", die das BMWFW der TU Wien zur Finanlicrung 
von EinrichlUng am Areal GClreidcmarkt z.ur VerfUgung stl"lhC' (siehe TZ 4Jl. 
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Erlöse der TU Wien 

Technische Universität Wien - finanzsituation 

der Au fwendungen im Vergleich zum Vorjahr - ein posi ti ves Ergeb­
nis erzielen konnte. 

6.\ Die Umsatzerlöse stell ten die wesentlichste Position dar; sie stiegen 
im Zeitraum 2007 bis 2013 um rd . 36, t %. Die Zusammensetzu ng der 
Umsatzerlöse der TU Wien stellt sich wie folgt dar: 

Tabelle 3: Entwicklung der Erlöse von 2007 bis 2013 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Veränderu ng 
2007 bis 2013 

in Mio. EUR in '" 
Globalbudget- 171,94 176,88 181,37 19Q,42 193.41 196,39 206.04 19,8 luweisungen 

Studien beiträge 11,73 12,31 15,20 5,16 3,83 0,57 4.95 - 57,8 

Studienbeltfags- 10,01 11 ,83 11,99 \2 .10 ersätz.e 

universitäre Weiter- 2,79 2,38 3,20 2,28 3,98 2,50 2,61 - 6.5 bildungslei'tungen 

Erlös. gemäß § 27 UG 32,95 27,12 46,55 50,98 66/73 59,02 58,80 78.4 

Kostenersätze gemäß 
9,37 11,03 11,06 12,06 12,44 14,53 14,73 57,2 § 26 UG 

sonstige ErLöse und 3,26 6,87 10,28 5,99 12,27 20,89 16,70 411,9 andere I(ostenersätze 

davon 

sonstige Erlöse Bund' 0, 70 4,36 7,66 3,16 6,63 15,34 9,74 

u-turIIM 2U •• 231.59 217." 271,90 304,50 3OS", 315,93 lI,l 

in ,. 

Anteil BundesmitteL2 74,4 76.6 70,6 73,S 69,6 73,1 72.1 - 3,0 

Rundungsdifferenzen möglich 

einschließlich Zuschlagsmielen. jedoch ohne Investitionskostenzuschüsse 
Den ßundesmitteln wurden die Globalbudgetzuweisungen. die Studienbeitragsersätze sowie von den sonstigen Erlösen und 
anderen Kostenersätzen die Position .sonstige Erlöse Bund" zugerechnet. 

QueUen: TU Wien; Rechnun9sabschlüsse der TU Wien 

Die Globa lbudgetzuweisungen slellten die Leistungen des Bundes ent-
sprechend den Leistungsvereinba rungen (siehe TZ 10) dar. Trotz der 
steige nden Einnahmen aus Gl obalbudgetzuweisungen verringene sich 
in den letzten Jahren der Anteil des Gl obalbudgets an den Umsatze r-
lösen vo n rd . 74, 1 % im Jahr 2007 auf rd. 65,2 % im Jahr 2013. 
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Darüber hinaus erhielt die TU Wien noch weitere Zahlungen vom Bund; 
mehr als die Hälfte der in der Position _sonstige Erlöse und andere 
Kostenersätze- dargestellten Umsätze stellten Leistungen des Bundes 
im Zusammenhang mit der ErfUllung der Leistung vereinbarung, wie 

bspw. Zusatzmittel fUr Lehre und Forschung oder die Zuschlagsmie­

ten für Gebäudesanierungen, dar. 

Neben den Beiträgen der Studierenden erhielt die TU Wien zudem 
einen Studienbeitragsersatz durch den Bund, der gemäß UG 12 fUr den 

Entfall der Studienbeiträge von 2009 bis einschließlich 2013 an die 

Universitäten geleistet wurde. 

Im Zeitraum 2007 bis 2013 legten die Erlöse gemäß § 27 UG am stärks­
ten zu; so erhöhten sich diese um rd. 78,4 <\b von rd. 33 Mio. EUR im 
Jahr 2007 auf rd. 58,8 Mio. EUR im Jahr 2013 (siehe auch TZ 12). 

6.2 Der RH wies darauf hin, dass im überprüften Zeitraum die Finanz­

mittel des Bundes mit einem Anteil von mehr als 70 <\b der Umsatzer­
löse weiterhin die wesentlichste, allerdings rücidäuflge, Position der 

TU Wien darstellten. 

7.1 Gemäß UGIl konnten die Universitäten im Rahmen ihrer Aufgaben und 
der Leistungsvereinbarungen frei über den Einsatz ihrer Mittel verfU­

gen. Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der Aufwendungen 
der TU Wien in den Jahren 2007 bis 2013: 

11 § 141 Abs. 8 UG 2002 

11 § 12 UG 2002 
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Tabelle 4: Entwicklung der Aufwendungen von 2007 bis 2013 

2001 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Vträndt:rung 
2001 bis 2013 

in Mio. [UR in ~ 

Aufwendungen für 
8.70 1,99 10,36 9,14 9,81 13,35 9,88 13,5 Sachmittel 

Personalaufwand lS0.01 159,79 167,41 179,52 183,90 184,48 190,68 27.1 

davon 

Löhne und Gehälter' 119.46 127,2. 13l.90 141,34 144,31 143,7. 148,68 24,5 

Abfertigung 
und betriebliche 0,11 0,16 1,22 2,83 2,05 2,16 2,63 
Varsorgeka1Stn 

Altersvorsorge 0,11 0,35 0.06 8,15 9,45 9,53 9.59 

gesetzlich vorge· 
schriebene Sozial· 
abgoben sowre vom 29,40 31,09 33,09 26,67 27,45 28,32 29,03 -1.3 Entgelt abhängige 
Abgoben und 
Pftichtbeiträge 

sonstige Sozial· 
0,93 0,95 1,15 0,53 0,64 0,74 0,77 - 18,1 aufwendungen 

Abschreibungen 1S,86 18,SI 19,13 23,S6 24,10 24,94 25,00 57,6 

sonstige betriebliche 
6S,82 12,85 16,16 86,15 81,11 93,52 94,15 43,0 Aufwendungen 

dallon 

Mieten Gebäude 31,21 32,05 32,43 34,21 35,08 41.40 45.02 44.2 

Instandhaltung 
6,84 6,59 8,05 10,48 7.16 5,56 4,71 - 31.2 Gebäude 

Verbrauch von 
4,87 5,94 6,35 1,13 8,20 8,30 8,71 78,8 Energie 

Betriebskosten 4,20 7,31 6,00 7.18 1,13 8, 29 6,94 65,2 Gebäude 

sonstige Miet-, 
Leasing- und 2,53 2,63 3,45 3,72 5,11 5,91 6,41 155,5 
LizenzgebOhre.n 

sonstige 16,11 181 27 19,88 Z3,42 23,82 24,06 22,31 38,0 Aufwendungen 

s.-
240," 25t,l4 273," HI,.7 J04..1 316,30 31',71 ",0 Aiif ••• d •••• 

Rundungsdifferenzen möglich 

einschließlich Aufwendungen für externe Lehre 

QueUen: Rechnung,abschlüsse der TU Wien 
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Die Personalaufwendungen bildeten mit einem Anteil von durch ­

schnittlich rd. 60 % die bedeutendste Aufwandsposition; sie stiegen 
im Zeitraum 2007 bis 20 13 um rd. 27,1 %. 

Die größte Aufwandssteigerung erfolgte rund um das Jahr 2010: Die 

Summe der Aufwendungen stieg vom Jahr 2009 zum Jahr 2010 um 
rd . 25,3 Mio. EUR und ging mit dem Inkrafttreten des KV einher. 

Die Abschreibungen erhöhten sich im überprüften Zeitraum um 
rd. 57,6 %; dieser Anstieg war mit der verstärkten Investitionstätig­
keit der TU Wien zu begründen Isiehe TZ 53). Auch hier stellte der RH 

die größte Steigerung vom Jahr 2009 auf das Jahr 2010 fest. 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen stiegen im Zeitraum 2007 

bis 2013 um rd. 43,0 %, und zwar mit rd. 10,0 Mio. EUR wiederum am 
stärksten vom Jahr 2009 zum Jahr 2010. Der Anstieg der Gebäudemieten 
Isiehe TZ 42) war teilweise auf die Verrechnung vOn Zuschlagsmieten 

für getätigte Investitionen in die angemieteten Gebäude der TU Wien 
durch die BIG zurückzuführen . Weiters enthielten die sonstigen Miet-, 

Leasing- und Lizenzgebühren die Mieten für - ab dem Jahr 2009 - von 
der TU Wien Großgeräte- lnvestitions und Betriebs GmbH beschaffte 
und an die TU Wien vermietete Anlagen . 

7.2 Der RH wies kritisch darauf hin , dass die Steigerungen in den Auf­

wendungen größtenteils auf die in TZ 2 dargestellten Ursachen, wie 
bspw. Investitionen in Gebäudeinfrastruktur sowie auf die Auswir­

kungen des Inkrafttretens des KV, zurückzuführen waren. Problema­
tisch war, dass Personalaufwendungen, Abschreibungen und sonstige 
betriebliche Aufwendungen von 2009 bis 2010 gleichzeitig so stark 

anstiegen wie nie zuvor und nie mehr danach im überprüften Zeit­
raum. Der RH verwies hiezu auf seine Ausführungen zur mangelnden 

Personalkostenplanung in TZ 34. 
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Erlöse 

EinLeitung 

EntwickLung des 

GLobalbudgets 

Bund 2015/6 

Technische Universität Wien - Finanzsituation 

8 In der Folge stellte der RH die Entwicklung der Erlöse 

- des Globalbudgets (TZ 10. 11) und 
- der Drittmittel (TZ 12) 

sowie der Aufwendungen rur 

- Personal (ab TZ 14). 

- GebäudeangeIegenheiten (ab TZ 38). 
- Beteiligungen (ab TZ 49) sowie 
- Anlagen und Investitionen (ab TZ 52) 

detaillien dar. 

9 Wie in Tabelle 3 (TZ 6) ersichtlich. setzten sich die Erlöse der TU Wien 

im Wesentlichen aus den Bundesmineln und den Drinmittelerlö en 
zu ammen. Daher werden in weiterer Folge die Entwicklungen des 
Globalbudgets sowie der DrittmitteIerlöse dargestellt. 

Allgemeines 

10.1 Gemäß UG 14 waren die Universitäten vom Bund zu finanzieren. wobei 

die finanziellen Leistungsmöglichkeiten des Bundes. eine Anforde­
rungen an die Universitälen sowie die Aufgabenerfüllung der Univer­
sitäten zu berücksichtigen waren. 

Wie bereits im Bericht des RII betreffend .Leistungsvereinbarungen" 

(Reihe Bund 2012/11) ausruhrlich dargeslellt. erhielten die einzelnen 
Universiläten im Zuge der Leistungsvercinbarungen jeweils ein rur 
drei Jahre im Voraus festgelegtes Globalbudgct. 

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Entwicklung des 
Globa lbudgets an allen 21 Universitäten im Allgemeinen. an der 

TU Wien im Speziellen owie der Bundesbudgets bzw. der Unterglie­
derung 31 .Wissenschaft und Forschung- IS rur die bisherigen drei 
Leistungsvereinbarungsperioden 2007 bis 2009. 2010 bis 2012 sowie 
2013 bis 2015: 

. • § 12 UG 2002 

.\ Der RII zog dabtl - WI(" btlm Bundcsrt'ChnungsabS<'hluss - das Globalbudgtt wSttUt ­

rung und S("rvlCt'S- SQWlt das Globalbudgt"t _T("n iä~ Bildung- ht'r.ln. 
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Tabelle 5: Entwicklung Globalbudget 

Leistun g svereinblru ngspe ri od 11 n Stolgo,ung 

2007 bis 2009 2010 bis 2012 2013 bis 2015 2007 bis 2009 zu 2010 bis 2012 zu 
2010 bis 2012 201l bis 2015 

;n "';0. EUR ;n'!. 

Globalbudget der 
505,81 575,85 650,00 13,8 12,9 

TU Wien 

Summe Globalbudgets 5.610,12 6.508,12 7.411,00 16,0 13,9 
der 21 Unive,,;täten 

Auszahlungen 
Untergliederung 31 

9.845,11 9.919.78 10.709.17 0,8 8,0 Wissenschaft und 
Forschung' 

Auszahlungen Bund 
209.830,97 207.980,80 226.015,16 - 0,9 8,7 

allgemeiner Haushalt 

Rundungsdifferenzen möglich 

Die Auszahlungen der Untergliederung 31 umfassten das Globalbudget .. Steuerung und Services" sowie das Globalbudget 
"Tertiäre Bildung", 

Quellen: BMWFW; leistungsvereinbarungen zwischen dem BMWFW und der TU Wien; Bundesrechnungsabschluss 2007. 2008 und 
2013; Bundesfinanzgesetz 2014 und 2015 
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10.2 Der RH hielt fest, dass sowohl an der TU Wien, als auch an allen Uni­
versitäten insgesamt, die Globalbudgets von der zweiten zur dritten 
Leistungsvereinbarungsperiode weniger anstiegen als dies noch von 
der ersten zur zweiten Periode der Fall gewesen war. An der TU Wien 
fielen die Steigerungen überdies vergleichsweise geringer aus als in 
der Summe der anderen Universitäten. Er wies jedoch darauf hin, dass 
die Globalbudget der Universitäten dennoch wesentlich höhere Stei­
gerungsraten aufwiesen als das Bundesbudget bzw. die Auszahlungen 
ftlr Untergliederung 31 _Wissenschaft und Forschung-. 

Globalbudget je Studierenden 

11.1 Anlässlich seiner Gebarungsüberprüfung _Leistungsvereinbarungen­
(Reihe Bund 2012/11) ermittelte der RH ftlr die Leistungsvereinbarungs­
perioden 2007 bis 2009 sowie 2010 bis 2012 den Globalbudgetanteil 
je Studierenden und Jahr. Dabei wurde das Globalbudget der entspre­
chenden Leistungsvereinbarungsperiode für die Berechnung gedrit­
telt, um das durchschnittliche Globalbudget je Jahr zu erhalten. Für 
die Anzahl der Studierenden zog der RH die Wen.e des Wintersemes­
ters 2006/200716 bzw. 2009/201017 heran, weil diese in etwa dem 
Beginn der jeweiligen Leisrungsvereinbarungsperioden entsprachen. 

16 ~r F~bruar 20CJ1 

17 ~r Februar 2010 

Bund 2015/6 
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Diesem Schema rolgend zeigt die nachfolgende Tabelle die Entwick­
lung des Globalbudgets je Studierenden an der TU Wien im Vergleich 

mit allen 21 Universitäten rur die drei Leistungsvereinbarungsperio­
den 2007 bis 2009. 2010 bis 2012 und 2013 bis 2015: 

Tabelle 6: Globalbudget je Studierenden 

TU Wien 21 Universitäten 

in EUR 

in der LV-Periode 2007 bis 2009 

in der LV-Periode 2010 bis 2012 

in der LV-Periode 2013 bis 2015 

9.306 

8.190 

7.766 

8.033 

7.719 

8.138 

in .,. 

Veränderung 2007 bis 2009 zu 2010 bis 2012 

Veränderung 2010 bis 2012 zu 2013 bis 2015 

- 12,0 

- 5,2 

- 3,9 

5.4 

LV-Periode: Leis tu ng svere i n ba fU ngspe r lode 
Rundungsdifferenzen moglich 

Ouellen: leistungsvereinbarungen zwischen dem BMWFW und den Universitäten; BMWFW uni:data 

Bund 2015/6 

Während das Globalbudgetje Studierenden von der ersten zur dritten 

Leistungsvereinbarungsperiode. über alle 21 Universitäten betrachtet. 
leicht stieg. sank es gleichzeitig an der TU Wien deutlich. nämlich um 

rd. 1.500 EUR je Studierenden. Die TU Wien. die in der ersten Leis­
tungsvereinbarungsperiode noch um rd . 1.300 EUR mehr Globalbud­
get je Studierenden zur Verfligung hatte als alle 21 Universitäten im 
Durchschnitt. wies nunmehr einen um rd. 370 EUR unter dem Durch­
schnitt liegenden Wen aur. 

11.2 Nach Ansicht des RH waren die Rückgänge des Globalbudgets je Stu­
dierenden ein Spiegelbild der starken Zuwäch c bei den Studieren­

denzahlen. Er wies daher - wie in seinem Bericht .Leistungsvereinba­
rungen· (Reihe Bund 20\ 2/11) - erneut kritisch daraur hin. dass sich 
steigende Studierendenzahlen nicht im sei ben Ausmaß in Budgetstei­
gerungen auswirkten. 

Zudem hielt er an seiner im Bericht .Steuerung und Monitoring der 
Leistungserbringung der österreich ischen Universitäten (.Universi ­
tätscontrolling·)" (Reihe Bund 2009/2) gegebenen Emprehlung an das 

BMWFW rest. den Kosten der Leistungserbringung (wie bspw. den 
Ko ten de Studienplatzes. rur ein Studium. rur einen Absolventen) 
beim Abschluss künftiger Leistungsvereinbarungen einen höheren Stel­
lenwen einzuräumen. 
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11.3 Laut Stellungnahme des BMWFW sei die Empfehlung bereits teilweise 
umgesetzt worden. Mit der Einfohrung der Hocl.sclwlraum - Struktur­

mittel in der LeistU/.gsvereinbarungsperiode 2013-20/5 eifolge die 
Vergabe dieser Millelanhand der Anzahl der priifungsaktivell und 
nach Fächergruppen gewichteten ordentlid.en Studien sowie nach der 

Anzalr/ der Absolventen. Für die Leistungsvereinbarullgsperiode 2016-
20lB würden die Hochschulraum-Strukrurmirtel vo n 450 Mio. EUR 

auf750 Mio. EUR aufgestockt werden. Außerdem arbeite das BMWFW 
an einer Kosten - ulld Leistung recl.nungsverordnullgfordie Universi­

täten. auf deren Basis künftig Aussagen zu den KosteIl der Leistungs­
erbringullg nach unterschiedlicheIl Gesicl.tspunktell, etwa ill der Lehre, 
Forschung und alldere Dienstleistullgen, möglich sein sollen. 

Wirtschaftliche Entwicklung im Drittmirtelbereich (§ 27 UG) 

12.1 (I) Drittmittel bezeichnen jene Erlöse einer Universität, die ihr aus der 

Durchführung von wissenschaftlichen Arbeiten (Forschungsaufträgen) 
oder Prüf- und Gutachtertätigkeiten im Auftrag Dritter, aus Mitteln 

der Forschungsförderung oder aus anderen Zuwendungen von Dritten 
zufließen'8 Die Einwerbung von Drittmitteln bzw. die Durchführung 
von Drittmittelprojekten waren in § 26 bzw. § 27 UG 2002 geregelt, 
wobei es sich bei Projekten gemäß § 26 UG um ad-personam-For­

schungsvorhaben handelte '9. 

(2) Die Erfolgsrechnung des Drirtmittelbereichs gemäß § 27 UG stellte 

sich an der TU Wien wie folgt dar: 

18 MitleI. die der Bund der Universität in Form des Globalbudgets im Rahmen der leis­
tungsvereinbarungen zuwies. zählten nicht z.u den Drittmitteln. 

19 Die Angehörigen dt."S wisstnschaftlichen UniversilätsP<'rsonals waren unter beslimm­
ten Voraussetzungen bertchtigl. im eigenen Namen Forschung.sprojeku~ durchzufüh­
ren und Forschungsmitlc:'1 entgegenzunehmen. Über die V('rwt'ndung der Projt'lttmiltel 
tntschiro d(':r Projtkthd1tr. Oie Universitäl ve-J'Wahelt' nur dir Mittel Rlr dit' Vorhabt'n. 

Bund 2015/6 
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Tabelle 7: Erfolgsrechnung des Drittmittelbereichs gemäß § 27 UG 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 20ll Yerinderung 
2007 bis 20ll 

in Mio. EUR in ,. 

6eunrtertrag' 40,11 41,19 46,74 49,51 51,77 62,51 64,64 61,2 

Personalaufwand - 27,48 - 29,49 - 32,52 - 38.71 - 42,04 - 44,26 - 46,26 68,4 

sonstige Aufwendungenl - 11,49 - 12,90 - 13,21 - 12,48 - 12,61 - 15,26 - 17,03 48,3 

6eullltAJufwetICIu .... n - 31,97 - 42,39 - 45,7) - 51,19 - 54,65 - 59,52 - 63,30 62,4 

1III1_1ItItatfeII 1,14 -1.20 l,OO -I.- 4,12 2," 1,J5 17.7 

Finanzerfolg 1,20 1,43 0,50 0,21 0,48 0,50 0,07 - 94,1 

Steuern - 0,25 - 0,28 - 0,05 - 0,03 - 0,07 - 0,02 - 0,02 - 92,1 

11: • tls 1,01 - CI,05 1.45 -1.41 4," J,41 1.40 - JJ,J 

Gemeinkosten gemäß 
Kosten- und leistungs- 31,67 31,27 31,89 38,24 37,43 
rechnung] 

Rundungsdifferenzen moglich 

einschließlich der Positionen .. Umsatzertöse", .. Veranderung des Bestandes an noch nicht abgerechneten leistungen" sowie 
.. sonstige betriebliche Ertrage" 
einschließlich der Positionen .. Aufwendungen fur Sachmittel und bezogene leistungen", .. Abschreibungen" und .. sonstige 
betriebliche Aufwendungen" 

von der TU Wien durChgeführte Berechnung der indirekten leosten von elttern finanzierter Forschung unter Berucksichtigung 
von EU- Richtlinien 

QueUen: Rechnungsabschlüsse der TU Wien 

Bund 2015/6 

Die Erfolg rcchnung des Drillmitlclbereichs gemäß § 27 UG stellte die 

direkt den Projekten zuordenbaren Ko ten dar; sie beinhaltete keine 
Gemeinkosten 2o flir extern flnanziene Projekt forschung. 

(3) Gemäß UG21 war flir die Inan pruchnahme von Personal und Sach­

mineln zur Durchflihrung von (Forschungs-)Aufträgen Dritler sowie 

Prüf- und Gutachtenätigkeiten ein voller Ko tenersatz an die Univer­
sitäl zu leisten. 

An dcr TU Wien wurde dcr Kostenersatz im überprüften Zeitraum 
größtenteils in Form von PauschalprozenlSätzen von den verrechneten 
Einnahmen bzw. als Pau chalbeitrag flir die Administration de Dritl­
mitlelpcrsonals berechnet. In den Jahren 2007 bis 2012 ergaben sich 

20 Gr:mr:lnkoslr:n sind jene Koslen. die mehl dlrtkl dC'm ProJr:kt zugtordnr:t wr:rdr:n kön­
nr:n. wi( bspw. MI(t(, Koslr:n rur dlt 8(nUllung von Arbcitsplätz(n und Anlagr:n bzw. 
für die" NUlzung der von de"r 11J Wlr:n ~rr:ng(Stelhen prrsonellen und inrraslruktu­
rdlC'n RC"SSOurt'C'n. 

11 § 26 Ab,. ) UG 2002 ,owit § 21 Ab,. ) UG 2002 
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daraus jährliche Kostenersätze in Höhe von rd. 1,0 Mio. EUR (2007) 
bis rd. 1,6 Mio. EUR (2011). 

12.2 Der RH anerkannte die beträchtliche Steigerung der Drittmittelerlöse 

von 2007 bis 2013. 

Er stellte zudem fest, dass der Drittmittelbereich gemäß § 27 UG im 
Zeitraum 2007 bis 2013 zwar ein positives Ergebnis von insgesamt 

rd. 11,4 Mio. EUR erzielte, dieses Ergebnis jedoch nur die direkt den 

Projekten zuordenbaren Aufwendungen beinhaltete. 

Bei Berücksichtigung aller Kosten, d.h. einschließlich der Gemeinkos­
ten der extern ftnanzienen Projektforschung, würde sich ein deutlich 

negatives Ergebnis rur den Drittmittelbereich ergeben; so standen bspw. 
dem positiven Ergebnis im Jahr 2012 von rd. 3,5 Mio. EUR Gemein­

kosten in Höhe von rd. 37,4 Mio. EUR gegenüber. 

In diesem Zusammenhang wies der RH kritisch daraufhin, dass sich die 

Steigerung der Drittmitteltätigkeit negativ auf das Budget der TU Wien 

auswirkte: Zwa r verliefen die Gemeinkosten - trotz des wesentlichen 
Anstiegs der Dritlmitteleinnahmen - bi zum Jahr 2010 noch relativ 
konstant, ab dem Jahr 20 11 war jedoch cin prunghaftcr Anstieg der 
Gemeinkosten zu verzeichnen, die ihrerseits aus dem Globalbudget der 
TU Wien zu ftnanzieren waren . 

In diesem Zusammenhang bemängelte der RH, dass der Kostenersatz 
nur einen Bruchteil der gemäß Kosleo- und Leislungsrechnung anfal­

lenden Gemeinkosten belrug. 

Er empfahl daher der TU Wien, den Entwicklungen im DrittmitteIbe­
reich besondere Beachtung zu schenken und durch ei ne Anhebung 
des Kostenersatzes das Koslenbewusstsein im Drittmittelbereich zu 

verstärken. 

12.3 Laut Stellullgllahme der TU Wiel1 gelte seit 1. Jäl1l1er 2014 eille lieue 

Richtlil1ie zum Kostel1crsatz. 

Bund 2015/6 
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Entwicklung der Liq uidität im Drittmittelbereich 

13.1 (J) Eine wesentliche Rolle fUr die Liquid ität der TU Wien spielten die 
fInanziellen Mittel aus dem Drittmittelbereich gemäß § 27 UG. Die 

nachfo lgende Abbildung stellt die Entwicklung der Kassa-/Bankgut­
haben 22, der erhaltenen Anzahlungen sowie der noch nicht abrechen­
baren Leistungen gemäß § 27 UG da r: 

Abbildung I : Entwicklung der Bilanzposit ionen Kassa-/Ba nkguthaben, erha ltene Anzah lungen 

und noch nicht abrechenbare Leis tungen gemäß § 27 UG 

100.00 

80,00 

60,00 

40,00 

20.00 

0,00 

/' ~~ ______ 83,50 

/ ./--
/" ............... _ 61,62 

____ 47,98 ---------
2007 2008 2009 2010 2011 201 2 2013 

- erhattene Anzahlungen -- noch nicht abgerechnete leistungen -- Ka ssa-j Bankguthaben 

Quelle: TU Wien 

Bund 2015/6 

(2) Obwohl dies der RH bereits in seinem Bericht .. Wissens- und Tech­
nologietransfer, Einwerbung von Drittmitteln an den Technischen Uni­
versitäten Graz und Wien" (Reihe Bund 2009/9) kritisierte, verwendete 

die TU Wien weiterh in fUr jede im Drittmitlelbereich tätige Organisa ­
tionseinheit ein sepa rates Bankkonto (§ 27-Gebarung); im Jahr 2013 

waren dies über 100 Konten. Seit dem Jahr 20 11 verfUgte die TU Wien 
zudem über ein Cash-Pooling, das sowohl das Hauptkonto fUr den Glo­

balbudgetbereich als auch die Konten des Drittmittelbereichs umfasste. 

22 einschließlich Veranlagungen 
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13.2 (I) Ocr RH hielt fest. dass sich die liquiden Mittel im Drittmittelbe­

reich im überprüften Zeitraum kontinuierlich erhöhten. Er wiesjedoch 
darauf hin, dass aurgrund des Überhangs an erhaltenen Anzahlungen 

gegenüber den noch nicht abgerechneten Leistungen bzw. Projekten 
im Durchschnitt fast die Hälfte des Kassa -/Bankguthabens nicht frei 

verfügba r wa r. 

(2) Der RH anerkannte die Einruhrung des Cash- Pooling zur Verbesse­
rung des Cash- Managements. Dennoch erachtete er die Führung von 

eigenen Bankkonten je Organisationseinheit als verwaltungsaufwän­
dig und empfahl der TU Wien erneut. im Drittmittelbereich auf zen ­

trale Bankkonten umzustellen. 

13 .3 Laur Srellullgllahme der TU Wien srelle - seir Eillführung des Cash ­
Poolillg im Jahr 201 I - eine Vielzahl VOll KOllIeIl keill materielles wirt­
schaftliches Problem dar. Ziel der TU Wiell bleibe jedoc'" die Zahl de, 
KOllIeIl keillesfalls weiler zu e,',öhell, SOlidem zu senke, .. 

13.4 Der RH bekräftigte im Sinne der Reduzierung des Verwaltungsaufwands 
die bereits in seinem Bericht _Wissens- und Technologietransfer, Ein­
werbung von Drittmitteln an den Technischen Universitäten Graz und 
Wien" (Reihe Bund 2009/9) gegebene Empfehlung an die TU Wien, 
zusätzlich zur Einruhrung des Cash- Pooling künftig nur noch zentrale 

Bankkonten zu führen . 

Personalstand und Personalaufwendungen 

Allgemei nes 

122 

14 Mit Auftreten der Liquiditätsprobleme ab Ende 20tO arbeitete das Rek­
torat an gezielten Sparmaßnahmen im Personalbereich. So wurden 
im November 2010 Personalkürzungen beraten; u.a. wurde ein Auf­

schub von Professorenbesetzungen um ein Jahr beschlossen, weiters 
sollte der Personalstand beim allgemeinen Universitätspersonal kon­
stant gehalten werden . Die damit erzielbaren Einsparungen wurden 
Anfang 2011 mit rd . 4 Mio. EUR rur das Jahr 2012 konkretisiert und 

mit dem Universitätsrat im März 2011 akkordiert. Um dies zu errei­
chen , sollten die Personalausgaben des aus dem Globalbudget finan ­
zierten Personals auf den Wert von 130 Mio. EUR eingefroren werden. 
Im Bereich des drittmittelfinanzierten Personals waren weder Perso­

nalkürzungen noch Senkungen des Aufwands vorgesehen. 

Bund 2015/6 
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Entwicklung des 
Personalstands 

Im Zuge der Besprechungen des Frühwamberichts zum Rechnungs­

abschluss 2010 mit dem BMWFW und der Überarbeitung und Aktu­
alisierung der Planungsrechnung für die Folgejahre vereinbarten die 

11J Wien und das BMWFW zu Beginn des Jahres 2012 einen Katalog 
von Maßnahmen zur Reduktion der Personalausgaben (siehe TZ 2). 

In der Folge untersuchte der RH die Entwicklung der Personalausga­
ben und einzelne der getrolTenen Maßnahmen. 

15.1 Der Personalstand der 11J Wien entwickelte sich von 2007 bis 2013 
wie folgt: 

Tabelle 8: Entwicklung der VBÄ von 2007 bis 2013 

Miurbtiter 

drittmittelfinanziert 
gemäß § 26 UGI 

gemäß § 21 UG' 

glo balbudg e t fi n a nziert 
gemäß .§ 28 UG·' 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 201l Verindorung 
2007 bis 201l 

in VBÄ in" 

235,29 259,02 243,73 241,18 239,92 260,41 211,68 15,5 

588,66 633,12 675,86 736,89 776,81 185,01 811,54 38,9 

1.162,56 1.776,90 1.800,55 1.840,65 1.870,77 1.840,09 1.841,94 4,5 

2. .... 11 ' ..... 04 2.7zo.14 ' ..... 72 2.117.51 '.185.57 1.t,t,1I 11.1 

Rundungsdirterenzen moglich 

finanZIert aus ad personam übernommenen DrittmiueL. Forschungsauftragen (bspw. bei Projekten des Fonds zur Forderungen 
der wissenschaftlichen Forschung (FWF» 
finanziert aus Drittmittel- Forschungsauftragen 
Definition der TU Wien fur aus dem Globalbudgetanteil der TU Wien (und damit aus Bundesmitteln) finanzierte Mitarbeiter 
(sogenannte global finanzierte Mitarbeiter) 

Quelle: TU Wien, Controlling 

Bund 2015/6 

Der Personalstand insgesamt stieg im überprüften Zeitraum um 

344,7 VBÄ (+ 1J,3 ~). Die durchschnittliche jährliche Sleigerungs­
rale2J betrug dabei rd. 2,1 ~, wobei diese bis zum Jahr 2011 zwischen 
rd. 1 ,9 ~ und rd. 3,6 ~ lag. 2012 war der Personalstand vor allem 

durch Rückgang der VBÄ beim allgemeinen Universität personal (Per­
sonalstopp) nahezu unverändert gegenüber 2011, 2013 nahm er um 
rd. 46 VBÄ (rd. I ,6 ~) zu. 

1.) grom~lnS('hrs MntC'1 
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Personalstand und Personalaufwendungen 

Zusammensetzung 
des Universitäts­

personals 

Die Anzahl der global finanzierten Mitarbeiter stieg dabei im über­
prüften Zeitraum um 79,4 VBÄ (+ 4,5 'Ib), die Anzahl der Projektmit­
arbeiter gemäß § 26 UG um 36,4 VBÄ (+ 15,5 'Ib) und jene der Projekt­

mitarbeiter gemäß § 27 UG um 226,9 VBÄ (zwei Drittel des gesamten 
Personalzuwachses). 

Der Anteil der global fmanzierten Mitarbeiter am gesamten Personal­
stand lag im Jahr 2007 bei rd. 66 'Ib und ging bis zum Jahr 2013 auf 

rd. 63 'Ib zurück. 

15.2 Der RH wies kritisch auf den ungebremsten Anstieg des vom Bund 

finanzierten Personalstands der TU Wien bis zum Höchstwert im 
Jahr 2011 hin. Hinsichtlich des PersonaJzuwachses im Drittmil1elbe­
reich verwies er auf seine Ausfiihrungen in TZ 12 zur Rentabilität der 

§ 27- Projekte. 

16.1 Die nachstehende Tabelle zeigt die Struktur des Universitätspersonals 

im Zeitraum 2007 bis 2013. 

Tabelle 9: Personalstruktur (2007 bis 2013) 

2007 

allgemeines 
886.20 U n ive rs ttä tspe rion al 

wissenschaftliches 
1.700.31 Universitätspersonal 

s-. 2.5If.51 

Quellen: TU Wien, Controlling; RH 

124 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 Veränderung 
2007 bis 2013 

in VBii in'" 

919.73 924.89 954.58 974.62 925.23 920.90 3.9 

1.749.31 1.795.25 1.864.14 1.912.89 1.960.34 2.010.26 18,2 

2 ..... 04 2.720.14 2.llI,n U,J 

Rund zwei Drittel der Universitätsmitarbeiter gehörten dem wis­
senschaftlichen Personal an; ein Drittel war im Bereich des allge­

meinen Universitätspersonals tätig. Diese Aufteilung änderte sich 
eit 2007 (65.7 'Ib) zugunsten des wissenschaftlichen Personals 

(2013: 66,6 'Ib). 

Als Folge des Aufnahmestopps beim global finanzierten allgemeinen 
UniversitälSpersonal verringerte sich ab 2012 der Personalstand des 
allgemeinen Universilätspersonals um 53,7 VBÄ, während der Per­

sonalstand des wissenschaftlichen Personals um 97,4 VBÄ zunahm. 

Bund 2015/6 
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Innerhalb des wi sen chaftlichen Personals zeigte sich im überprüften 

Zeitraum folgende Entwicklung: 

Tabelle 10: Personalstruktur des wissenschaftlichen Personals (2007 bis 2013) 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Verinderung 
2007 bis 2013 

Anzahl in va;' 
Univers i tä t sprofe 5S0r 150,2 146,3 147,7 147,7 145,2 139,9 138,3 - 12.0 

Universitätsdozent 247,8 242,5 236,6 231,3 226,7 221,8 212,4 - 35,4 

Assistenz-/Assoziierter 2,2 9,3 19,1 24,9 35,7 35,7 Professor 

Univers itätsassistent 418,3 426,3 430,3 436,4 450,2 451,7 457,1 38,8 

Un ivers i tätsa 15 i 5 te nt 0,5 11,5 25,1 37,6 43,1 40,3 40,3 (KoUegiat) 

P,ojektmita,beiter 730,2 785,6 811,9 850,2 863,7 877,0 890,6 160,4 

Senior lecturer 3,0 2,8 1,6 3,8 6,1 7,7 8,6 5,6 

Lektor 48,3 38,0 37,5 41,9 39,3 34,6 35,0 - 13,3 

Senior Scientist 2,5 3,7 7,3 14,7 21,5 27,3 38,1 35,7 

Vert, ag ,bedi. n, teter 16,6 16,4 15,8 16,0 15,5 15,1 13,8 - 2,9 wissenschaftlicher Dienst 

studtntische Mitarbeiter 68,9 70,3 71,3 71,8 76,6 104,3 127,6 58,7 

freie Dienstnehmer 14,5 16,9 21,6 15,9 11,5 12,8 12,8 -1,7 

.hlll ulllftlldill LJOO,J 1."'J ............ L74t.J 1.7II.J 1M4,1 t.tlU ZJI10.J Jl0.0 

Rundungsdifferenzen moglich 

Quellen: TU Wien. Controlling; RH 

Bund 2015/6 

Der Anstieg de Personal tands um 310 VBÄ ergab sich rund zur Hälfte 

durch Projektmitarbeiter (+ 160,4 VBÄ). Weiters nahm auch die Anzahl 

der Universitätsassistenten (+ 79,1 VBÄ) und studentischen Mitarbeiter 

(+ 58,7 VBÄ) zu. Der Rückgang bei den Universitätsdozenten wu rde 

kompensien durch den Einsatz von Assistenz- bzw. assoziienen Pro­

fessoren. Die Verminderung bei den Lektoren wurde durch Senior Lec­

turer nur teilweise aufgefangen. Ebenso ging bei den Universitätspro­
fessoren die Anzahl an VBÄ im Zuge von Prof.lschärfungsmaßnahmen 

um 12 zurück. 

16.2 Der RH anerkannte, dass trotz der beschlossenen Sparmaßnahmen 

(Einfrieren der Mittel für globalbudgelflOanzienes Personal auf 

130 Mio. EUR) der Personalsland des wi en chafllichen Personals 

im überprüften Zeitraum zunahm und sich sein Anteil im Vergleich 

zum allgemeinen UniversitälSpersonal vergrößene. Der RH bemängelte 

allerdings den Rückgang von 8 'lb VBÄ bei den Universitätsprofes­

soren, nicht zuletzt deshalb, weil der Zuwachs an betriebenen ordent-
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Entwicklung der 

Personalausgaben 

lichen Studien im selben Zeitraum rd . 28 % bzw. jener der prüfungs­
aktiven Stud ien rd. 22 % betrug (siehe TZ 59). 

17.1 Die Persona lausgaben der TU Wien entwic kehen sich im Zeitraum 2007 
bis 20 13 wie folgt: 

Tabelle 11: Entwicklung der Personalausgaben (2007 bis 2013) 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Verlnderung 
2007 bis 2013 

In Mlo. EUR in .. 

........... 
d rit tm; ltelfi na n zi e rt 

9.14 10.66 10.78 11,74 12,21 13,94 14,60 59.7 
gemäß 1 26 UG' 

gemäß 1 27 UG' 27,67 30,97 32,83 38,75 42,30 44.38 46,12 66,7 

glob.lbudgetfin.nziert 
108,76 115,79 120,86 125,01 131,07 128.03 127,64 17,4 

gemäß , I 28 UG" 

S- 1 .... 57 157M H4,47 l7UO tII,H 

Rundungsdifferenzen möglich 

finanziert aus ad personam übernommenen DrittmitteL- Forschungsaufträgen (bspw. FWF- Projekte) , finanziert aus OriumitteL- Forschungsaufträgen 
Defin it ion der TU Wien für aus dem Gtobatbudgetanteil der TU Wien (und damit aus Bundesmitteln) finanzierte Mitarbeiter 
(sogenannte global finanzierte Mitarbeiter) 

QueLle: TU Wien. Controlling 

126 

Die Persona lausga ben insgesamt stiegen im überprü fte n Zeitraum 
um rd. 29,4 %. Die durchschni ttliche j ährli che Steigerungs rateH 

betrug dabei rd . 4,4 %, wobei diese zwischen rd. 8,1 % (2008) und 
rd . 5,7 % (20 11) lag und ab 201 2 durch Sparmaßnahmen aufrd. 1 % 

zurückging. 

Die Persona lausga ben fü r globalbudgetftnanzierte Mita rbeiter s tiege n 
dabei im überprü ften Zeit ra um um rd . 17,4 %, währe nd die Ausgaben 
für Projektmi ta rbeiter u m rd. 59,7 % (für jene gemäß § 26 UG) bzw. um 

rd . 66,7 % (fü r jene gemäß § 27 UG) - und da mit stärker - zu nahmen. 

Der An teil der global ftn anzierten Personalau gaben an den gesa mten 
Personala usga ben lag im Jahr 2007 bei rd. 75 %; dieser gi ng bis zu m 

Ja hr 2013 auf rd. 68 % zurück. 

17.2 Der RH kritis ierte, dass im Bereich des Personals di e Ausga ben bis 2011 

am stä rksten ansti ege n und bemängelte, dass die TU Wien nicht schon 
früher Sparmaßnahmen setzte (siehe auch TZ 34). Er anerkannte, dass 

l4 g~ometrisches MiueJ 
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nach diesem Zeitpunkt die TU Wien die Personalausgaben im Bereich 

der globalfmanzienen Mitarbeiter um rd. 2,7 '*' (201 J) senken konnte. 
Was die Projekte gemäß § 27 UG betraf, wies der RH kritisch darauf 

hin, dass in diesem Bereich die Personalausgaben von 2007 bis 2013 
stärker stiegen als die Erlöse (TZ 12). 

Er empfahl der TU Wien daher. die Rentabilität jedes einzelnen § 27-
Projekts, insbesondere im Hinblick auf die damit verbundenen Perso­

nalkosten, noch vor Venragsabschluss mit dem Drittmittelpanner auf 
Basis konkreter Berechnungen unter Einbeziehung der Gemeinkosten 

besonders zu beachten. 

17.3 Laut Stellungnahme der TU Wien kölllle sich diese Empfehlung nur 
auf Aujlragsforschungsprojekte, wrlche die Minderzahl der For­

schU/lgsprojekte darstellen, beziehen. ForS(hungsjOrderu'lgsprojekte 
würden aufgrund der zu geringe'l und pause/wien Förderung von 
Gemeinkostensätze'l regelmäßig keine jinanzielle Rentabilität aujivei­
sen. Grundsätzlich sei - unabhängig VOll der An der Finanzierung -
die rein jinallzielle Betrachtung VOll Forschullgsprojekten ullvollständig 

und daher nicht korrekt. Der we entliehe Output sei der jinanziell in der 
Regel lIicht oder zumindest nicht vollständig zu bewenende Erkellnt­

lIisgewilln. 

Aber auch unter Berücksichtigung die er Überlegungen sei Kosten ­
trallsparenz selbstverständlich VoraussetzungJiir die optimale Ressour­
cenallokation. Die TU Wien setze daher im Rahmen ihrer sehr fon ­

gese/lrillenen Kosten - und Leistung rechnung, die jährlich auch von 
internationalen Winschajlsprüfem überprüjl werde, Maß'lOhmell, um 
das Kostenbewusstsein auf allen Ebenen zu erhöhen. Für den Dritt­

millelbereich ci im EnTWicklung plan 2016+ darüber hinaus vorgese­

he'l, die UlIIerstützung der Projektleiter in jin01lziellen Brlangen aus­
zubauen. Dies werde allerdings zusätzlichen Personaleinsatz in diesem 

Bereich bedingen, was zu Kritik a'l einem notwendigen Ausbau des 
'Iicht -wissenschajllichen Personals Jiihren könne (siehe TZ 18). 

17.4 Der RH wies daraufhin, dass er sich nie rur eine au chließlich fInan ­

zielle Bewenung bei der Rentabilitätsbetrachtung von Drinmittel ­
Projekten aussprach. sondern - ange ichts dessen, dass im Bereich 
der Auftragsforschung und Forschungsförderung die Personalausga­

ben stärker stiegen als die Erlöse - empfahl, die Rentabilität einesjeden 
Projekts besonders unter dem Aspekt der Gemeinkosten zu beachten. 
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18.1 In der Folge analysierte der RH näher. wie sich die aus dem Global­
budgetanteil der TU Wien, somit vom Bund, finanzierten Ausgaben 

für das wissenschaftliche und das allgemeine Personal entwickelten: 

Tabelle 12: Entwicklung der globalfinanzierten Personalausgaben (2007 bis 2013) 

wissenschaftliches 
Personal 

allgemeines Personal 

S-

QueUe: TU Wien, ContrOlling 

128 

2007 

75.78 

32,98 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 Verinderung 
2007 bis 2013 

in Mio. EUR in ,. 

79,12 82,17 84,54 89,52 86.48 85,49 12,8 

36,67 38,69 40,47 41.56 41,55 42,15 27,8 

IZI,Ol 17.4 

Die Ausgaben für das wissenschaftliche Personal stiegen im überprM­

ten Zeitraum um rd. 12,8 %. während die Ausgaben für das allgemeine 
Personal um rd. 27,8 % - und damit stärker - zunahmen. Die durch­
chnittliche jährliche Steigerungsrate war beim allgemeinen Personal 

mit + 4.2 % rund doppelt so hoch wie beim wissenschaftlichen Per­
sonal. Der Anstieg von 2010 auf 2011 war u.a. durch die nun abge­
schlossene Umsetzung des Kollektivvertrags (Zahlung der Pensions­

kassenbeiträge) bedingt. 

Ab 2012 führten die in TZ 14 skizzierten Sparmaßnahmen zu einem 
deutlichen Rückgang der Ausgaben für das wissenschaftliche Perso­

nal, besonders bei der Gruppe der Universitätsprofessoren. der Uni­
versitälSassistenten, der Lektoren und studentischen Mitarbeiter; es 

zeigte sich insgesamt cin Rückgang der durchschnittlichen Personal­
ausgaben je VBÄ, Die Ausgaben für das allgemeine Personal blieben 
2012 hingegen auf dem Wert des Votjahres und stiegen 2013 wieder 

leicht an (+ 1,4 %). Auch die durch chnittlichen Personalausgaben je 
VBÄ stiegen weiter an, 

Insgesamt lagen die global finanzierten Personalausgaben 2012 auf­
grund der Sparmaßnahmen um rd. 3,0 Mio, EUR unter dem Vorjah­

reswert und sanken 2013 um weitere rd. 400,000 EUR, 

18.2 Der RH kritisierte, dass die Personaleinsparungen hauptsächlich zu 
Lasten des lehrenden und forschenden Personals erfolgten, während 
die Ausgaben für das allgemeine Personal im Jahr 2013 weiter stie­

gen. Er anerkannte, dass die TU Wien insgesamt die aus ihrem Global­
budgetanteil - also aus Bundesmitleln - flllanzierten Personalausga-
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ben in den Jahren 2012 und 20 1) unter dem angestrebten Wert von 
1)0 Mio. EUR halten konnte. 

Der Umstand, dass die Ausgaben ftir wissenschaftliches Personal zuletzt 
sanken, während die VBÄ sliegen, war dabei der Substitution von teu­

rerem Personal - insbesondere Professoren - durch billigeres Perso ­
nal geschuldet. Der RH sah darin den von ihm bereits 20 10, 2012 und 

2014 25 aufgezeigten Trend bestä tigt 

18.3 Laul Slrllllllgllahmr der TV Wirll sei im Zeitraum 2007 bis 2013 - wir 

der RH unler TZ 16feslsl.llle - der p" ollu/stand des gesamlell wis­
senscllajtlicl,en Personals um 18,2 %, jeller des allgemeinen Vniver­

siliitspersona/s l1il1gegel1 l1ur um 3,9 % gesliegel1. Die AufgabeIl des 
Venvaltungspersono/s seien dadurch l1icl,l verringerl wordel1 U!,d es 

sei dal'er nie/,I möglich gewesClI, bei wachsclIdem Personalstand im 
Bereich des wissen,e/lajtliclle" Personals mehr Eillspanlllgell im all­
gemeinen Personal vorzullel,men. 

18,4 Der RH erwidene, dass sich seine Kritik an der Umsetzung der Spar­

maßnahmen im Bereich des aus dem Globalbudgetanteil der TU Wien, 
somit vom Bund, fmanzienen Personals darauf richtete, dass die Aus­
gaben ftir das allgemeine Personal 201) weiter stiegen, während die 

Einsparungen hauptsächlich zu Lasten des lehrenden und forschen­
den Personals erfolgten. 

Insbesondere hatte er kritisien, dass die Ausgaben für wissenschaft­
liches Personal zuletzt sanken, während die VBÄ stiegen, was dabei 

der Substitution von teurerem Personal - insbesondere Professoren -
durch billigeres Personal geschuldet war. Der RH sah darin den von 
ihm bereits 2010, 2012 und 2014 aufgezeigten Trend bestätigt. 

Überstunden 

19.1 Durch den Abbau VOn Überstunden und die llächendeckende Einfüh­

rung der Gleitzeit ftir das allgemeine Universitätspersonal solhen laul 
Maßnahmenkatalog der TU Wien vOm März 2012 gegenüber 2011 
360.000 EUR eingespart werden. 

H RH Rdhe Bund 2010/1 .AuswirKungen der Personalhoheit auf die GesamlkQSlensi­
tualion der Universität Wien und der Wirtschafisuniversillh Wien-, TZ 12; RH Reihe 
Bund 2012}9 ..Auswirkungen der Personalhoht:it auf die Gesamtkostcnsitualion der 

Universität Wien und der Winschaflsunivcrsilät Wien. Follow-up-O~rprüfung". 17 3 
und 4: RII Reihe Bund 2014/3 .Auswirkungen des Kolleltlivven.rags ror die Atbtitnch­
merlnnen der Universitäten-, TZ 71. 
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Mit September 2013 trat die zwischen der TU Wien und dem Betriebs­
rat für das allgemeine Universitätspersonal abgeschlossene Betrieb ver­
einbarung zur Gleitzeit in Kraft. Wurde vom Mitarbeiter keine Gleitzeit 
in Anspruch genommen, galt die bislang vereinbarte Dienstzeiteintei­
lung weiterhin oder war eine fixe Dienstzeiteinteilung zu vereinbaren. 
Zusätzlich war ein einmaliger Wechsel des Arbeitszeitmodells möglich. 

Die Überstundenzahlungen für das global fInanzierte Personal entwi­
ckelten sich im Zeitraum 2007 bis 2013 wie folgt: 

Tabelle 13: Entwicklung der Überstundenzahlungen beim globalfinanzierten Personal 
, 

(2007 bis 2013) 

allgemeines Personal 

wissenschaftliches Personal 

S-

Quelle: TU Wien. Controlling 

130 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

in EUR 

296.669 318.684 375.067 425.054 402.384 232.728 188.470 

1.657 2.603 13.127 20.148 16.147 11.896 8.711 

JtLJa 111.217 JlLIM 44I.ZOI 41LU1 144.114 117.111 

Die Ausgaben für Überstunden stiegen von 2007 bis 2010 um rd. 49,2 % 
auf rd. 445.200 EUR und sanken aufgrund der Einsparungsmaßnahmen 
aufrd. 197.200 EUR im Jahr 2013. 

19 .2 Der RH kritisierte den überaus starken Anstieg der Zahlungen für 
Überstunden zwischen 2007 und 2010. Er kritisierte weiters, dass die 
TU Wien die rur 2012 gegenüber 2011 geplanten Einsparungen von 
360.000 EUR bei den Überstundenzahlungen mit rd. 174.000 EUR bei 
Weitem nicht erreichte. Er führte dies auch auf die verspätet in KraFt 
getretene Betriebsvereinbarung zur Regelung der gleitenden Arbeits­
zeit zurück. In diesem Zusammenhang bemängelte er die Wahlmög­
lichkeit bei der EinfUhrung der Gleitzeit. Die Einführung der Gleitzeit 
für das gesamte allgemeine Universitärspersonal hätte die TU Wien in 
die lage versetzt, in Anbetracht ihrer fInanziellen Situation flexibel 
und kostensparend auf einen unterschiedlich starken Arbeitsanfall zu 

reagieren. 

19.3 Laur Srellullgllahme der TU Wiell sei die Wahlmöglichkeir ganz bewussr 
zum Wohl der Mirarbeirer ullrer dem Aspekr der Verei"barkeit va" 
Familie ulld Berufill die Berriebsvereinbarung aufgenomme" worde,l. 
Z"m allderen gebe es in vielen Bereichen des allgemeine'l Personals 
Parteienverkeltr. '" dieseIl Bereicl,en sei eille Gleitzeitvereillbarun9 
nielli sinnvoll, weshalb bewIIsst eille Walllmögliel,keit in der Berriebs­
vereillbarung fes rgesch riebell wordell sei. 
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19.4 Der RH wies darauf hin, dass gerade eine GleilZeitregclung die Ver­

einbarkeit von Familie und Beruf erleichtern kann. Die Ausnahme 
bestimmter Personengruppen von der Gleitzeitregelung wäre der 
TU Wien in Abstimmung mit dem Betriebsrat unbenommen gewesen. 

Überzahlungen 

20.1 (I) Die im KV vorgesehenen Bezugsansätze waren lediglich Mindest­

beträge, die zugunsten des Mitarbeiters überschrinen werden konnten. 
Der RH untersuchte flir die Jahre 2009 und 201 J, wie viele Mitarbeiter 

- getrennt nach Frauen und Männern - an der TU Wien gegenüber 
dem KV überzahlt wurden. Vorgaben hinsichtlich der Begrenzung der 
Überzahlungen bestanden nicht. 
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Tabelle 14: Anteil der Überzahlungen 

2009 2013 

Frauen Minner Gesamt Frluen Mlnner Gfumt 

Anzahl in ,. Anzahl in % Anzahl in" Anzahl in ~ AnzahL in ,. Anzahl in '4 

gIoNlfI~ 64.7 1.057 100 ... 100 61,1 I.H4 100 
U~ -ktzDIt/t fJ N.' IIlJ 23.8 ZSII 24,2 " 168 Z1,O ZSII 1',8 

.. tue.sch.ftUches 110 25,1 51' 74,1 696 100 5.1 7Z.Z 818 100 
U ntversiti ts personll 

davon 

übe.rzahlt 15 I.J 100 1',4 115 16,5 114 19.3 137 16, 7 

Professoren 10 \3,7 63 86,3 73 100 108 85,0 127 100 

davon 

lJbe.rzahtt 1 1D.0 5' '3,1 66 90,4 /lO 14,1 92 12,4 

Assistenten 130 27.4 344 72.6 41. 100 415 11.9 511 100 

dOVfJn 

iilH!rzahtt • 6.Z 41 11.9 49 10,3 33 8,0 44 7,6 

lehrbe.uftragte 1 1,7 12 92,3 13 100 4 25,0 12 75.0 16 100 

davon 

überzahlt 0 0,0 0 0,0 8,3 1 6,3 

studentische Mitarbeiter 91 71,3 136 100 57,1 98 100 

dovot1 

iibellohlt 0,0 0 0,0 0 0,0 

allgemeines 46,5 361 100 476 100 
U nf VI! rsitiupe rsomlt 

davon 

Oberzahlt 37,5 141 39,1 Z5.1 H9 25,0 

d,lllMllllilflnuzIortn 
UnI,,"I~"" 

7',4 1.115 100 10.1 -Q/lemlll1 7,4 81 7,0 21,m 320 20,' 

wissensch,lftlt(hl:s 10,4 1,080 100 U5 11.0 1.003 11.0 1.238 100 
Univer:sltitspt!rlonal 

davon 

überlahlt 11 1 60 6.9 72 6,7 208 ZO,1 248 20,0 

allgemeines 57 67.1 85 100 70 224 76.Z 294 100 
U ntnrs1tit spe no na I 

davon 

abenahlt I 8 14,0 9 10,6 11 Jl,4 50 2V 72 24,5 

~ ..... IU 1._ 7Z,4 Z.2ZZ 100 7It ZU Z.o27 71,7 Z.1Z6 100 -Obemlll1 17,3 231 144 331 4Z6 21,0 516 ZO,4 

QueUen: TU Wien; RH 

(2) Von 2009 auf 2013 stieg der Anteil der überzahlten Mitarbeiter von 
15,2 % auf 20,4 % an. Dies vor allem deshalb, weil der Anteil über-
zahlter Mitarbei ter beim Drittmittelpersonal in diesem Zeitraum stark 
von 7,0 % (2009) a uf 20,9 % (2013) anstieg, 
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(J) Was das globalfmanzicne Universitätspersonal insgesamt betraf, so 

sank der Anteil der überzahlten Mitarbeiter von 24,2 % im Jahr 2009 
auf 19,8 % im Jahr 201J, Der Anteil der Überzahlungen beim wissen­

schaftlichen Universität personal blieb dabei annähemd gleich. Die 
Überzahlungen waren maßgeblich auf die Gruppe der Professoren 

zurückzufUhren, von denen 2009 90,4 % und 20lJ 72,4 % überzahlt 
waren. Beim allgemeinen Personal ging der Anteil an überzahlten Mit­

arbeitern von J9, I % im Jahr 2009 auf 25,0 % im Jahr 20lJ zurück. 
Der RH fUhne dies u.a. auf die sogenannte ..Aufsaugung"26 zurück. 

(4) Beim driuminelfmanzienen Personal stieg hingegen der Anteil an 
Überzahlungen sowohl beim wissenschaftlichen wie auch beim allge­

meinen Universitätspersonal. 

(5) Sowohl im globalfmanzienen wie auch im drinminelfmanzienen 
Universitätspersonal wurden in der Gruppe des wissenschaftlichen 

Universitätspersonals Männer verhältnismäßig häufIger überzahlt als 
Frauen. Beim globalfmanzienen wissenschaftlichen Universitätsper­
sonal lag der Anteil an Überzahlungen bei den Männem in bei den 

Jahren sogar beim Doppelten. Ein anderes Bild zeigt ich beim allge­
meinen Universitätspersonal: Im Globalbereich wurden im Jahr 2009 

verhältnismäßig mehr Frauen als Männer überzahlt, im Jahr 20lJ lag 
der Anteil der Überzahlungen bei den Männem über jenem der Frauen. 

Beim drittmittclfmanzienen Universitätspersonal ändene sich hinge­
gen von 2009 auf 201 J der Anteil zugunsten der Frauen. 

20,2 Der RH wies kritisch auf die steigenden Überzahlungen hin. Im Bereich 

der Drittmittel verwies er dazu überdies auf seine Ausführungen zu 
deren mangelnden Rentabililät rrz 12). Er kritisiene weiters die ver­

hältnismäßig häufIgeren Überzahlungen von Männem im Bereich des 
wissenschaftlichen Universitätspersonals und empfahl der TU Wien, 

die Ursachen dafür zu erheben und Maßnahmen mit dem Ziel einer 
gleichmäßigen Veneilung zu ergreifen. 

20,3 Laut Stellungnahme der TU Wien werde sie die Ursaclren imjälrrliclren 

Frauenbericlrt erheben und beginnend mit 2015 würde sie Maßnalr­

me'l setzen, um dieser Entwicklung entgegenzutreten. 

26 lc:itabhängigC' VorrOckungen innc:rhalb dc:r Vc:rwc:ndungsgruppc ffihnc:n solange: zu 
keiner Erhöhung des Fntgc:lts. solange: das kollektivvenraglichc: Enlgelt das ~i Inkraft­
tfe(en drs KV gc:bQhrt'ndt Enlgrlt (c:ioschließlich Valorisierungen) nicht i.i~rstc:igl. 
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21.1 (I) Der RH untersuchte ebenfalls den bctragsmäßigen Anteil der Über­
zahlungen an der Summe der Monatsbezüge je Mitarbeiterkategorie 
zum Stichtag) I. Dezember: 

Tabelle 15: Höhe der Überzahlungen 
2009 2011 2013 

Summe Summe Summe 
Monatsbezüge MonatsbeJüge Monatlblzügl 

in EUR in ,. in EUR in ... in EUR in'" 

.. 'tllI ,nr1ettes UIII .... tItipaII .... 2.112.110 2.727.47' 1.171.051 

'*'-
ilNrzaIIII: J9USO 8.8 141.'14 U ZN.5" 9.0 

.isunsch.ftUches UnlversiUtspersonat 1.524.471 1.890.501 2.162.188 

davon 
Oberzahlt 165.436 10.9 224.520 11.9 248.583 11,5 

Professoren 305.292' 428.102 570.852 

davon 
Uberzahlt 152.997' 50.1' 203.682 47.6 234.980 41.2 

Assistenten 1.126.827 1.364.733 1.489.036 

davon 
Oberzahlt 12.439 1.1 20.838 1.5 13.202 0.9 

lehrbuuftr.gte 14.341 30.360 37.277 

davon 
Oberzahlt 0 0.0 0 0.0 401 1.1 

studentische Mitarbeiter 78.010 67.306 65.023 

davon 
Oberzahlt 0 0.0 0 0.0 0 0.0 

allgemeints UnlversttJtspenonal 638.209 836.978 1.013.870 

davon 
Oberzahlt 25.814 4.0 18.914 2.J 36.015 3.6 

4,11Il1011I11III ___ UIII .. atllll.-' ... 1l 2.210.71' 2.1 ... 114 1.074..11 

'*'-
Obermhlt 26.033 l.2 104.30Z 3.9 105.014 3.4 

wlssenschlftltches Unlve:rstUtspersonal 2.114.583 2.490.421 2.819.490 

davon 

Oberzahlt 25.570 1.2 91.244 3.1 89.959 3.2 

aUgtmlints UnivenltJtspersonal 96.186 198.562 255.441 

davon 

überzahlt 464 0.5 13.058 6.6 15.055 5.9 

~...- 4.J71.44t 5.416.411 6.250 .... 

'*'-
Obmohlt 217.263 5.0 34].]36 6.' m .6l! 6.1 

Rundungsdifferenzen möglich 

ßcispid : Monatsbaüge der Pmrts$Oft'O (2009) 305.290 EUR ; davon aurgrund von Ülx:nahlungen 153.000 EUR. das sind 50.1 ~ 

Quellen: TU Wien; RH 
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(2) 1m Einzelnen war festzustellen: 

(a) Für Überzahlungen ihres Personals wendete die TU Wien im Dezem­
ber 2013 rd. 390.000 EUR und damit um rd. 172.000 EUR mehr 
auf als im Dezember 2009. Ein Großteil davon. rd. 130.000 EUR. 

fIel bis 2011 an. 

(b) Was da allgemeine Universitätspersonal betraf. stellte der RH beim 

globalflnanzienen Universitätspersonal rur 2013 eine maximale 
Überzahlung von rd. 63 'Ib und beim aus Drittmitteln flnanzienen 

Universitätspersonal von rd. 132 'Ib des Grundbezugs (= Monats­
grundbezug) fest. 2011 lagen die e Wene bei rd. 43 '1b bzw. rd. 134 '1b 
und 2009 bei rd. 49'1b bzw. rd . 22 'Ib. Beim wissenschaftlichen Uni­

versitätspersonal in der Gruppe der Assistenten lagen die Maxi­
malwene bei rd. 38'1b (2009). rd. 49'1b (2011) bzw. rd. 47 '1b (2013) 
im Globalbereich und im Drittmittelbereich bei rd. 65 'Ib (2009). 
rd. 123 '1b (2011) bzw. rd. 122'1b (2013) des Grundbezugs. 1m Dritt­

mittclbereich war damit eine wesentlich höhere Spreizung als im 

Globalbereich gegeben. 

(c) Der Anteil der ÜberLahlungen an den Grundbezügen wies sowohl 

im globalflnanzienen als auch im Drittmittelbereich eine steigende 
Tendenz auf: von 8.8 'Ib (2009) auf 8.9 'Ib (201 J) und auf 9.0 'Ib im 
Jahr 2013 im globalflnanzienen Bereich und von 1,2 'Ib (2009) auf 

3.9'1b (2011) und auf 3.4 'Ib (2013) im Drittmittelbereich. 

21.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass an der TU Wien ein gegenläu­
fIger Trend zur Enrwicklung an der Universität rur Musik und darstel ­

lende Kunst Wien und der Veterinärmedizinischen Universität Wien 
festzustellen war27 : der Anteil der Überzahlungen an den Grundbe­
zügen stieg. und das auf höherem Niveau als an den beiden anderen 

Universitäten. 

Der RH empfahl der TU Wien daher. Maßnahmen zu setzen. die den 
Anteil der Überzahlungen an den Grundbezügen dämpfen. 

21.3 Laut StrllulIgllahme der TU Wiell srirll ÜberzaillulIgrll bis 2012 aus­
schließlich vom Projektlriter gellehmigt worden. Dies sei insoJem 
geälldert wordeIl, als cill TU-illlerrler GellehmigungsproLess eil/wi­
ckelt worden sei. Die le/zte En/scheidung in srrirrigell Fällen liege bei 
der Vizcrek/orillfür Per ollal und Gender. 

27 B~ri('ht des Rtl .Auswirkung~n des KolI~ktlvv('r1rags ftir dir Arbtllnchmcrlnncn der 

Universn len". Reihe Bund 2014/3, TZ 64. 
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21.4 Der RH bekräftigte seine Empfehlung, den Anteil der Überzahlungen 
an den Grundbezügen zu dämpfen, weil sie nicht nur den DrittmitteI ­

bereich und überdie nicht nur Änderungen in den Prozessen betraf, 
sondern auch mit dem Ziel erfolgte, den Anteil der Überzahlungen an 

den Grundbezügen zu senken. 

Belohnungen 

22.1 Die Zahlungen aus dem Globalbudget für Belohnungen entwickelten 
sich an der TU Wien im Zeitraum 2007 bis 2013 wie folgt: 

Tabelle 16: Belohnungszahlungen an der TU Wien 

Belohnungen 

Quelle: TU Wien 

136 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

in EUR 

49.969 431.948 499.949 221.262 5.839 202.535 45.481 

Die Belohnungszahlungen erfolgten - ausgenommen das Jahr 2013 -
nahezu ausschließlich im Bereich des allgemeinen Universitätsperso­
nals und stiegen durch Ausweitung des Empfangerkreises und Erhö­
hung des zur Verfügung gestellten Betrags von rd. 50.000 EUR (2007) 
auf rd. 500.000 EUR (2009) an. In Einzelfallen gewährte die TU Wien 

2009 Belohnungen bis zu 98.000 EUR. Ab 2009 sanken die Auszah­
lungen durch Rücknahme der EinzelbNräge, wurden 2011 ausge­
setzt und ab 2013 bis auf Einzelfalle gänzlich eingestellt. Statt dessen 
erfolgte die Au gabe von Gutscheinen in geringerem Ausmaß. 

22.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die höchsten Belohnungszah­
lungen an der TU Wien im Zeitraum kurz vor ihrer Finanzkrise erfolgt 

waren. Er bemängelte die teilweise hohen Belohnung zahlungen und 
empfahl der TU Wien, Belohnung zahlungen an Mitarbeiter nur in 
einem angemessenen Verhältnis zum Bezug zu gewähren . 

22.3 Laut Stellungnahme der TU Wien seien die Belo/lllungszahlullgell ab 
2010 gesunken Ulld bis auJbegrülldele Fälle eillgestellr worden. 

Freiwillige Abfertigungen 

23 .1 Die TU Wien zahlte im Zeitraum 2007 bis 2013 aus dem Globalbud­

get freiwillige Abfertigungen wie folgt aus : 
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Tabelle 17: Freiwillige Abfertigungszahlungen an der TU Wien 

freiwillige Abfertigungs­
zahlungen 

Quelle: TU Wien 

2007 2008 

10.529 

2009 2010 

in EUR 

2011 2012 2013 

39.443 45.027 54.888 

Die TU Wien gewähne in den Jahren der angespannten FinanLSitu­

ation freiwillige Abfenigungen bis zu rd . 38.000 EUR im Einzelfall. 

23 .2 Der RH kritisiene. dass in Jahren der angespannten fmanziellen itua­

tion freiwillige Abfenigungszahlungen von bis zu 38.000 EUR im Ein­

zelfall gewähn wurden. Er empfahl der TU Wien. dieses Instrument 

re triktiv handzuhaben. 

23 .3 Laur Srellullgllal,me der TU Wiell werd~ das Instromelll generell re trik­

riv gehandhabt . Die hohe Zahlung im Jalrr 201 I sei ill einem Eillu/­
fall durch Vergleicl,sverhalldlullgell i/ll RahmeIl eilles Geriehr I'erfal, ­
rens veranlasst gewesell. 

23 .4 Der RH entgegnete. dass es sich nicht um einen Einzelfall gehandelt 

hatte. sondern in den Jahren 2011. 2012 und 2013 mehrere deranige 

Zahlungen erfolgten. Er blieb daher bei seiner Empfehlung. 

Mehrlei tungszulagen 

24.1 Die Höhe der aus dem Globalbudget an überwiegend Beamte und Ver­

tragsbedienstete de allgemeinen Universitätspersonals ausbezahlten 

Mehrleistungszulagen 28 entwickelte sich wie folgt: 

Tabelle 18: Ausbezahlte Mehrleistungszulagen an der TU Wien 

Mehrleistungszulagen 

Quelle: TU Wien 

Bund 2015/6 

2007 2008 2009 2010 

in EUR 

2011 2012 2013 

149.774 207.964 223.737 251.048 266.569 249.830 280.355 

11 gemäß DIC'ns1klas~ V/Gehaltssture 2 dC'f Btamtt'n dC'r AlIgrmC'lnC'n Vrrwahung 
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Die ausbezahlten Mehrleistungszulagen 29 stiegen im Zeit­

raum 2001 bis 2013 um rd . 130.000 EUR (rd. 87,2 'Ib) an. Im Einzelfall 
gewähne die TU Wien den monatlichen Grundbezug deutlich über­

steigende Mehrleistungszulagen. Vorgaben betrelTend eine Begren­
zung der Mehrleistungszulagen bestanden nicht. 

24.2 Nach Ansicht des RH entsprachen Zulagen in ähnlicher Höhe oder 
höher als der Grundbezug nicht dem Charakter einer Zulage. Der RH 

kritisiene daher, dass den monaLlichen Grundbezug übersteigende 
Mehrleistungszulagen gewähn wurden und empfahl der TU Wien, die 
seit 2001 stark und kontinuierlich steigenden Auszahlungen von Mehr­
leistungszulagen einzuschränken und Mehrleistungszulagen nur in 

einem angemes enen Verhältnis zum Grundbezug ZU gewähren. 

24.3 wut Srellungnahme der TU Wien würde" Mehrleisrung zulagel/, die 
ollllehin I/ur rd. 1,5 Promille der gesamrel/ Personalaufwel/dul/gen 
betrügel/, seir 20r 2 gnmdsätzlich nur dann gewährr werden, wel/I/ 
sie il/ eil/ern unmittelbaren Zusammenhal/g mir der Übemahme von 
zusärzlichen Veralllwortlichkeiten stündel/ (z.B. ÜbenlOhme von 
Füll rungsju nktionen, Projektleitul/g). 

24.4 Der RH verwies dazu darauf, dass die ausbezahlten Mehrleistungszu­

lagen auch von 2012 auf 2013 stiegen, und zwar um rd. 12,2 'Ib. Er 
verblieb daher bei seiner Empfehlung. 

Amtszulage fiir Dekane 

25.1 Die Dekanszulagen wurden im Jahr 2004 mit 15.000 EUR jähr­
lich bemessen , im Jahr 2008 auf 20.400 EUR und im Jahr 2009 auf 
32.400 EUR angehoben. Dadurch stiegen die Mehraufwendungen je 
Jahr mr die gesamten Dckanszulagen (inkJ. Dienstgeberbeiträge) von 

rd. 196.000 EUR je Jahr bis einschließlich 2008 auf rd. 3 11.000 EUR 

ab 2009. 

25.2 Der RH k.ritisiene die großzügigen Anpassungen der Dekanszulagen 
in den Jahren 2008 und 2009, was innerhalb von drei Jahren zu 
einem Anstieg der Dekanszulage um rd. 116 'Ib fiihne. Er empfahl der 
TU Wien, in den nächsten Jahren keine weiteren Erhöhungen mehr 

vorzunehmen. 

1'9 AlIgC'meinrs Un lvC'rsil.litsptrsonal: durt'hschnittlich rd. 85 qo drr jährlich aus~zahl · 

tc:n MC'hrlC'islungszulagtn: wiss(nschafili('h~ Umvrßnäl5prrsonal: durchschn ittlich 
rd . 15 .. 
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Freistellungen. Altersteilleit 

26.1 Die TU Wien gewähne vereinzelt Frei teilungen bzw. Vereinbarungen 
zur Altersteilzeit. Vorgaben dazu gab e nicht. 

In einem vom RH erhobencn Fall schloss die TU Wien bspw. mit einem 

Mitarbeiter im Jahr 2009 eine Vereinbarung über Altersteilzeit ab. 
Darin waren die Höhe des Monat entgelts amt Sonderzahlungen. die 

Höhe der Jubiläumszuwendung und die Abfenigung geregelt. In einem 
Sidelener zur Vereinbarung über Altersteilzeit wurde der Mitarbeiter 

weitcrs mit Beginn der Herab clZung der Arbeitszeit bis zum Über­
triu in den Ruhestand dienstfrei gestellt. Zudem erhielt er eine Beloh­
nung übcr rd. 89.500 EUR sowie ein Darlehen über rd . 45.000 EUR 

zum Nachkauf von Schul- und Studicnzeiten. 

Nach Berechnungen des RH wendete die TU Wien in der Zeit von 2009 
bis 2011 - also während ihrer angespannten Finanzsituation - flir 

diesen Mitarbeiter mindestcns 300.000 EUR auf. 

26.2 Der RH kritisiene den Ab chluss dieser Vereinbarung. Er empfahl der 

TU Wien. deranige. die Dienstnehmer einseitig begünstigende Vercin­
barungen in Hinkunft zu unterlassen. 

26.3 Laut Stellungnahme der TU Wien stelle diese Vereinbarung eineIl Ein­

zelfall dar. Seit 2012 würdell Vereinbarullgen über Altersteilzeit den 
gesetzlicl,en Vorgaben entsprechend abgesclrlossen und keine eillseitig 

begünstigelldfll Sonderregelungen fiir Mitarbeiter beinhalten. 

Urlaubsverwaltung 

27.1 Durch die Optimierung der Urlaubsverwalrung (z.B. mehr Transpa­
renz durch Einführung eine IT - gestützten WorkOow, Rücknahme der 
großzügigeren Verjährungsregelung des KV flir die beamteten Mitar­
beiter und die ehemaligen Venragsbcdiensteten) sollte, beginnend im 
2. Quanal2012 und wirksam ab 2013, eine Reduzierung der Urlaub -
rückstellung erzielt werdcn. Im Rechnungsabschluss 2012 betrug diese 

rd . 12,25 Mio. EUR. Dies ent prach rd . 30 'lb der gesamten Rückstel­
lungen bzw. rd. 6.6 'lb des gesamten Personalaufwands. Der Berech­
nung lagen dabei 373.847 Stunden an Urlaubsresten zugrunde. Im 
Jahr 2013 stiegen die Urlaubsreste um 1,7 'lb auf380.071 Stunden an. 
was zu eincr Urlaubsrückstellung von 13.67 Mio. EUR flihne (7,2 'lb 

des gesamten Personalaufwand ). 

139 

III-167 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 43 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 

Personalstand und Personalaufwendungen 

Auswirkungen des KV 
auf die Bezüge 

27.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die Maßnahmen zur Optimierung der 
Urlaubsverwaltung noch keine Wirkung zeigten, weil die Urlaubs­

reste gegenüber 2012 weiterhin zunahmen. Er empfahl, die notwen­
digen Rückstellungen durch entsprechende Maßnahmen in den kom­

menden Jahren deutlich zu senken. 

28.1 Der RH verglich an der TU Wien die Summen der Bezüge jener Beschäf­
tigten, die sowohl im September 2009 als auch im Oktober 2009 
[rd. 3.370 Köpfe) an der TU Wien beschäftigt waren und in den KV 

übergeleitet wurden. Dadurch konnte die Steigerung der Bezüge durch 
die Einführung des KV für diese Gruppe beziffert werden. 

Tabelle 19: Bezugssummen vor und nach der Überleitung von Bediensteten in den KV 

September 2009 Oktober 2009 Differenz Differenz 

in EUR in % 

wissenschaftliches Universitäts- 5.538.909,05 5.517.317,40 38.468,35 0,7 personal 

allgemeines Universitätspersonal 2.221.662,83 2.239.738,41 18.075.58 0.8 

S--

Quellen : TU Wien; RH 

Dienstgeberbeiträge 
zur Pensionskasse für 
KV-Bedienstete 
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7.'74.126.7' 7.'31.370.71 56.543.'3 

28.2 Diese Analyse machte einen Soforteffekt durch die Einführung des 
KV sichtbar, nämlich eine Steigerung der Bezugssumme um rd. 0,7 % 

an der TU Wien. Hochgerechnet auf ein ganzes Jahr verdienten die­
selben Mitarbeiter an der TU Wien um rd. 600.000 EUR mehr als vor 

Einführung des KV. 

Allgemeines 

29 Als Grundlage für Verhandlungen über eine teilweise Abgeltung der 
durch den KV verursachten Mehrkosten und zur Abschätzung der 
fmanziellen Folgen für die Universitäten legte der Dachverband der 
Universitäten im Jahr 2007 auf Basis der Einigung über einen KV- Ent­

wurf vom April 2007 eine erste Mehrkostenberechnung vor, die auf 
Einzelberechnungen aller Universitäten basierte und vom BMWFW 

und vOm BMF auf Plausibilitäl überprüft wurde. 

Da der KV aber erst 2009 und mit kostendämpfenden Übergangsbe­
stimmungen abgeschlossen wurde, adaptierte der Dachverband der 

Universitäten seine ursprüngliche Mehrkostenberechnung (Mehrkos­
tenberechnung 2009 des Dachverbands der Universitäten). 
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Für den Übergangszeitraum I. Oktober 2009 bis 30. September 2011 
sah die Pensionskassenregelung fur die Profe soren Dienstgeberbei­

träge von 7,27 % statt 10 % sowie fLir das sonstige Universitätsperso­
na I von 2,18 % statt 3 % vor. 

Dienstgeberbeiträge zur Pension ka se - Aufwendungen 

30. 1 Der RH verglich fLir den Zeitraum 2009 (Inkrafttreten des KV] bis 2013 
die ftir die TU Wien erwarteten Dienstgeberbeiträge zur Pensionskasse 

ftir Globalbudgetmitarbeiter mit den tatsächlich von ihr getätigten 
Aufwendungen: 

Tabelle 20: Dienstgeberbeiträge zur Pensionskasse für KV-Bedienstete der TU Wien 
(einschließlich Nachzahlungen) 

2009 2010 2011 2012 2013 511 ... 

in Mio. EUR 

Mehrkostenberechnung 2009 des 2,56 1,00 1,17 1,46 1,60 7.79 Dachverbands der Universitäten 

Mehrkostenberechnung 2009 der 2,67 1,35 1,53 1,72 1,91 9,11 TU Wien 

tatsächliche Aufwendungen 2,35 1.18 1,66 1.89 2,01 9,09 

Rundungsdifferenzen möglich 

Ouellen: TU Wien; Dachverband der Universitäten 

Bund 2015/6 

30.2 Im Hinblick auf die tatsächlichen Aufwendungen in Höhe von 
9,09 Mio. EUR stellte der RH fest, dass die Mehrkostenberechnung 

2009 der TU Wien genauer war als jene des Dachverbands der Uni­
versitäten. 

Dienstgeberbeitragssätze zur Pensionskasse und Berechnungsbasis 

31.1 Die im KV bzw. im Zusatz-KyJO genannten Sätze ftir die Dienstge­
berbeiträge zur Pensionskasse waren lediglich Mindestwerte, die von 
den Universitäten im Interesse ihrer Arbeitnehmer auch überschritten 
werden konnten. 

10 Zusatz-Kollektivvertrag ffir di~ Ah~rsvorsorge der vor dem I. Jännt'r 2004 an drn Uni­
versifäten aufgenommenen Bedienslelf'r'I gemäß § 78a Abs. t und 4 des Vc:nragsbe­
dietl.Slt'ltngesel2ts 1948 MG) 
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Die im KV genannten Wene bzw. die von der TU Wien bezahlten 
Dienstgeberbeiträge sowie deren Berechnungsbasis stellten sich wie 
folgt dar: 

TabeHe 21: Dienstgeber-Pensionskassenbeiträge 

Mindestwerte KV Übergangsbestimmungen Dauerrecht Berechnungsbasfs 
(1. Oktober 2009 bis 
30. September 2011) 

(ab 1. Oktober 2011) 

in ,. 

Professoren blw. für Belugs- 7,27 10,00 KV-Bruttobelug 
anteile über der Höchst-
beitragsgrundlage (sonstiges 
Personal) 

sonstiges Universitäts- 2,18 3.00 KV-Bruttobelug 
personal 

TU .... 

Professoren blw. für Bezugs· 10,00 10,00 lst-Bruttobezug 
anteile über der Höchst-
beitragSrUndlage (sonstiges 
Personal 

sonstiges Universitäts-
personal 

Quellen: TU Wien; KV 
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3,00 3.00 Jst-Bruttobelug 

Die TU Wien bezahlte auch im Übergangszeitraum 10 C\b (statt 7,27 C\b) 

fUr Professoren und Mitarbeiter über der Höchstbeitragsgrundlage und 
3 C\b (stan 2.1 B C\b) fUr alle anderen Mitarbeiter und wendete gene­
rell den Ist- Bruttobezug statt des KV- Brunobezugs an. Dies fUhne 

von Oktober 2009 bis September 2011 zu Mehraufwendungen von 
rd. 720.000 EUR (fehlende Übergangsbestimmungen) und zu weileren 
jährlichen Mehraufwendungen von rd. 360.000 EUR (lsl- Brultobezug). 

31.2 Der RH stellte kritisch fest. dass die TU Wien auch im Übergangszeit­
raum den höheren Beitragssatz des Dauerrechts anwandte, was zu ver­
meidbaren Mehraufwendungen in Höhe von rd. 720.000 EUR fUhne. 

Weiters wandte sie als Berechnungsbasis im Übergangszeitraum und 
im Dauerrecht zusätzlich den Ist- Bruttobezug statt des in der Regel 
niedrigeren KV-Brutlobezugs an. Gemäß Schätzungen der TU Wien 
betrugen deshalb allein im Jahr 2012 die Mehraufwendungen gegen­

über der Anwendung der KV- Brunobezüge weitere rd. 360.000 EUR. 
Diese großzügige Regelung wird die Finanzen der TU Wien auch in 

den Folgejahren permanent belasten. 
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Der RH empfahl daher der TU Wien. mit bei den Betriebsräten)l die 
Berechnungsbasis für die Bemessung des Dienstgeber- Pensionskas­
senbeitrags für die KV- Bediensteten dahingehend nachzuverhandeln. 
dass der KV- Bruttobezug statt des Ist-Brutto bezugs als Basis rur die 
Bemessung des Dienstgeber- Pensionskassenbei t rags gilt. 

31.3 Die TU Wien verwies auf Punkt 4 der Stellung/wl,me des Dach verba lids 

der österreich ischen Ullillersitäten zum Bericht des RH "Auswirkungen 

des Kollektivverrrags für die Arbeitnelrmer/nllell der Universitäten". 

Reilre BUlld 2014/3. wonach vom RH die 10 % ige Pellsiollskassenre­

gehlllg flir Universitätsprofessoren schwer kritisiert wort/eil sei. Nach 

Auffassung des Dach verbands stelle sie keineswegs einerr Kostentrei­

her dar. wie der RH behauptet habe. sondertl ei/lell Allreiz. heroorra ­

gerrde Wissenschaftler aus dem Ausland mir eillem Durclrscllllittsal­

trr von 45 bis 50 Jahren als Professoren gewinnerr zu köllllerr und die 

Wenbewerbsjähigkeit der österreicllisclren Universitäten um die bestell 

Köpfe zu walrre/1. Weiters habe der RH in jenem Beridll auch kritisch 

auf die Einbeziehung zusätzlicher - gemäß UG /rielrr zwingend zu 

erfasse/I der - Personengruppen in die Pensionskassenregeillllg hinge­

wiesen. 

31 .4 Der RH stellte klar. dass er gegenüber der TU Wien nicht die - von der 
TU Wien gar nicht verhandelbare - 10 %ige Pensionskassenregelung 
für Universitätsprofessoren und die Einbeziehung zusätzlicher. gemäß 
UG nicht zwingend zu erfassender Personengruppen in die Pensions­
kassenregelung k.ritis ierte. sondern dass an der TU Wien der Ist- Brut­
tobezug statt des KV- Bruttobezugs als Basis für die Bemessung des 
Dienstgebe r - Pe n si 0 ns kassen bei Ira gs ga I t. 

Der RH verblieb daher bei seiner Empfehlung. die TU Wien solle mit 
beiden Betriebsräten die Berechnungsbasis für die Bemessung des 
Dienstgeber- Pensionskassenbeitrags für die KV -Bediensteten da hin ­
gehend nachverhandeln. dass der KV-Bruttobezug - statt des Ist­
Bruttobezugs - als Basis für die Bemessung des Dienstgeber-Pensi­
onskassenbeitrags gilt. 

32.1 Gemäß KV32 kann die Universität ihre laufenden Beitragszahlungen 
vorübergehend aussetzen oder einschränken. wenn zwingende wirt ­
schaftliche Gründe vorliegen. 

II Betriebsrat rur das wiSSt"nschafUiche Universitätspersonal derTU Wien bl.w. Betriebs­
rat rur das allg~mdne UniversitälSpersonal der TU Wien 

)] § 73 Abs. 7 
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Die TU Wien schloss den Pensionskassenvenrag und die Pensionskas­
senbetrieb vereinbarung im Mai 2011 ab. Wie bereits in TZ 2 beschrie­

ben, halle die TU Wien bereits im Februar 2011 ihren voraussicht­
lichen Verlust flir 2010 mit 4,8 Mio. EUR und im März 2011 bzw. im 
Mai 2011 mit 18,4 Mio. EUR beziffen. Von deutlichen Liquiditätspro­

blemen wurde in den Protokollen des Universitätsrats von Ende 2010 
bzw. 20 11 berichtet. 

Eine Aussetzung bzw. Einschränkung der laurenden Beitragszahlungen 
durch die TU Wien unterblieb. 

32.2 Der RH kritisiene, dass, obwohl bereits bei Abschluss des Pensions­

ka envenrags im Jahr 2011 die angespannte Finanzlage der TU Wien 
bekannt war. weder die niedrigeren BeitragssälZe im Übergangszeit­
raum noch der niedrigere KV- Brunobezug zur Anwendung gelangten. 

Weiters verzichtete die TU Wien aur eine vorübergehende Aussetzung 
oder Einschränkung der Pensionskassenbeiträge. 

Er emprahl der TU Wien flir den Fall , dass die winschallliche Situa­
tion dies in der Zukunft erforden, von dieser Option des KV Gebrauch 

zu machen. 

32.3 Laur Srellungnahme der TU Wien seien die Möglichkeiren der Au er­
zung bzw. Einschränkung als auch die Einsrellung der Beirrags/eis­
rungen geprüft worden. Dabei sei festgestellt worden, dass die win­
schaftliche Siruation der TU Wien eine Umsetzung dieser Maßnahmen 
nielli gerechtfertigt habe. 

32.4 Der RH betonte, dass seine Emprehlung aurzukünrtige allenralls ange­
spannte winschaftliche Situationen gerichtet war. Er verblieb bei sei­
ner Emprehlung, flir den Fall, dass die winschaftliche Situation dies 

in Zukunft erfordere, von die er Option des KV Gebrauch zu machen, 
weil Dienstgeber- Pensionskassenbeiträge eine erhebliche und ronlau­

rende Aufwandspo ition darstellen. 

33.1 Der Mehrkostenberechnung 2009 der TU Wien standen rolgende Zuwei ­
sungen des BMWFW an die TU Wien flir die Jahre 2009 bis 20 12 gegen­

über: 
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Tabelle 22: Abgeltung der Mehrkosten der TU Wien 

2009 2010 2011 2012 Su .. _ 

in ,.,io. EUR 

Mehrkostenberechnung 2009 des 2,75 1,53 2,09 2,53 ','9 Dachverbands der Universitäten 

(berechnete) Zuweisung des BMWFW 2,70 1,30 1,30 1,20 6,50 

in % 

das sind in % der berechneten Mehrkosten 98,2 85,1 62,3 47,5 7U 

zum Vergleich: 

Abgeltung der berechneten Mehrkosten 
(in 'l'.) über alle Universitäten' 101,6 77.3 57,0 43,8 67,0 

Rundungsdifferenzen mögli(h 

Bericht des RH .. Auswirkungen des Kollektivvertrags für die ArbeitnehmerInnen der Universitäten-, Reihe Bund 2014/ .3. 
Seiten 333 und 334, TZ 52 Abgeltung der Mehrkosten aller Universitäten durch das BMWFW 

Quellen: TU Wien; Dachverband der Universitäten: BMWFW 

Bund 2015/6 

Im Juli 2009 übemlittelte die TU Wien dem BMWFW eine adaptierte 
Mehrkostenberechnung)] Für 2009 erhielt die TU Wien dennoch 

keine zusätzliche Abgeltung. Die TU Wien brachte die es Thema bei 
den Lei.stungsvereinbarungsverhandlungen 2010 bis 2012 nochmals 
auf, mit dem Ergebnis, dass sie zu den ursprünglich auf der Basis 

der Berechnungen des Dachverbands der Universitäten vorgesehenen 
rd. 3,80 Mio. EUR flir 2010 bis 201 2 zusätzlich rd. 700.000 EUR, ins­

gesamt also rd. 4,50 Mio. EUR (somit rd . 1,50 Mio. EUR jährlich), als 
Teil des Grundbudgets erhielt. 

13.2 Der RH stellte fe t, dass die TU Wien im Vergleich über alle Universi­
täten im Jahr 2009 einen geringeren, aber in den Jahren 2010 bis 2012 
einen höheren Anteil der Zuweisung des BMWFW zur Abgeltung der 

berechneten Mehrkosten des Dachverbands der Universitäten erhielt. 
Zusätzlich erhielt die TU Wien im Zuge der Leislungsvereinbarungs­
verhandlungen flir den Zeitraum 20 10 bis 2012 um rd. 700.000 EUR 
mehr flir die Abgellung der ihr aus dem KV entstehenden Mehrkosten. 
Dies obwohl die TU Wien freiwillig mehr rur die Dienstgeberbeiträge 
zur Pensionskasse ausgegeben hane. 

J) ohne Übergangsbestimmungen 
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controlling 
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34.1 Infolge ihrer angespannten Finanzsituation ab 2010 und der fest­
gestellten Mängel bei der Budgeterstellung für das Personal stellte 

die TU Wien als systemverbessemde Maßnahme ab Mine 2011 ihre 
Personalkostenplanung für da globalftnanziene Personal auf eine 

Detailplanung auf Ebene der einzelnen Mitarbeiter um. So hielt der 
Universitätsrat im Zuge der Be prechung und Genehmigung des Rech­

nungsabschlusses 2010 fest. dass als Grund für den gegenüber der Pla­
nung um 11 Mio. EUR höheren Pcrsonalaufwand (7 Mio. EUR im Drin­
minelbereich. 4 Mio. EUR beim globalftnanzienen Personal) u.a. die 

unzureichende Integration des Personalwesens bei der Budgetplanung 
als Organisationsmangel vorlag. 

Diesem Vorhaben ging eine Überarbeitung und Aktualisierung der Per­
sonalstammdaten (insbesonderc hinsichtlich Stichtage rur Jubiläums­
gelder. Abrenigungen) beginnend ab 2010 voraus. In quanalsweise 

tanftndenden Abstimmungsgesprächen zwischen dem Vizerektorat 
Personal und den jeweils betrorrenen Organisationseinheiten (Fakul­
tät bzw. Institut oder Dienstleistungsbereich) wurden seither in einem 

rollierenden Prozess die Aktualität der im Zuge der Budgeterstellung 
getroffenen Planungsannahmen diskutien sowie aufgetretene Abwei­
chungen analysien und sodann die Planwene vorausschauend ange­
passt und in die hinterlegte Datenbank eingepOegt. Somit war ein vier­
teljährlicher Soll- 1st-Vergleich auf Basis aktualisiener Planwene aus 
der Planungsdatenbank mit den Ist- Aufwendungen laut Finanzbuch­
haltung möglich und es wurden die Kostenverfolgung sowie das Moni­

toring der Sparmaßnahmen im Personalbereich (bspw. Einfrieren der 
globalftnanzienen Personalkosten auf dem Niveau von 130 Mio. EUR. 

siehe TZ 14) unterstützt. 

34.2 Der RH kritisienc. dass der TU Wien vor 2011 kein geeignetes Instru­

ment zur Personalkostenplanung und - verfolgung zur Verfügung stand 
und somit bis zu diesem Zeitpunkt die Budgetierung des Personalauf­
wands mit Unsicherheiten behaftet war. Erst ab 2011 etabliene dic 
TU Wien einen für ihre Zwecke geeigneten Prozess der Personalkosten­

planung und des Personalkostencontrolling, mit dem Auswirkungen 
von Personalrnaßnahmen auf die Personalkosten im Detail darstellbar 

waren. 

Bund 2015/6 

III-167 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)50 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 

Technische Universität Wien - Finanzsituation 

Zielvereinbarungen zwischen Universitätsrat und Rektor bzw. Rektorat 

Vorgaben des UG 

Abschluss der 

Zielvereinbarungen 

Bund 2015/6 

35 Gemäß UG in seiner Stammfassung BGB\. I Nr. 120/2002 war es Auf­
gabe des Universitätsrats, mit dem Rektor jedes Jahr eine Ziel ver­
einbarung abzuschließen ; seit dem Universitätsrcchts- Änderungsge­

setz 2009 halle der Universitätsrat die Zielvereinbarungen nicht mit 
dem ReklOr allein, sondern mit dem Rektor und dem Rektorat abzu ­

schließen. In diesen Zielvereinbarungen sollte festgelegt werden, wer 
innerhalb der Universität innerhalb welchen Zeitraums welche Leis­

tungen zu erbringen bzw. Ziele zu erreichen halle und welche fman­
ziellen Anreize damit gegebenenfalls verbunden waren. 

36.1 (I) Die Zielvereinbarungen der Leistungsvereinbarungsperiode 2007-

2009 schloss der Universitätsrat zu folgenden Zeitpunkten mit dem 
Rektor der TU Wien ab: 

- die Zielvereinbarung 2007 im Mai 2007, 

- die Zielvereinbarung 2008 im Juli 2008 und 

- die Zielvereinbarung 2009 im Juni 2009. 

Auch zu Beginn der LeislUngsvereinbarungsperiode 2010 bis 2012 wur­
den die Zielvereinbarungen. obwohl sich - wie in TZ 35 dargelegt -

die Gesetzeslage zwischenzeitlich geänden halle, lediglich zwischen 
dem UniversitäLSrat und dem Rektor (nicht aber dem Rektorat) abge­

schlossen. und zwar: 

- die Ziclvereinbarung 2010 im Juli 2010 und 

- die Zielvereinbarung 201 I im März 201 I. 

Erst die Zielvereinbarungen 2012 und 2013 schloss der Universitäts­
rat mit allen RektoraLSmitgliedem ab, und zwar im Mai 2012 bzw. im 
September 2013. 

(2) Nach Vorliegen des FTÜhwarnberichts im August 201 I wurden die 
Zielvereinbarungen 2012 und 2013 abgeschlossen. Im Hinblick auf die 
Finanzsituation der TU Wien enthielten die Zielvereinbarungen 2012 
insbesondere Vorgaben rur die maximalen Personalkosten (gewich­
tet mit 20 'lb der Prämien) und die Deckelung des Investitionsvolu­
mens (gewichtet mit 10'lb der Prämien) . Die Zielvereinbarungen 2013 
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und Rektor bzw. Rektorat 

Prämien 

sahen in diesem Zusammenhang eine Beschränkung der Personalkos­

ten sowie ein Halten des Liquiditätsstandes global vor. 

36.2 Der RH stellte kritisch den nicht gesetzeskonformen Abschluss der Ziel­

vereinbarungen 2010 und 2011 fest. Er bemängelte weiters, dass an der 

TI! Wien die Zielvereinbarungen zwischen Universitätsrat und Rektor 
bzw. Rektorat überwiegend erst um die Jahresmiue oder sogar danach 
abgeschlossen wurden. Der Abschluss der Zielvereinbarungen 2013 
erfolgte überhaupt erst gegen Ende der Vereinbarungsperiode. Er emp­

fahl daher der TI! Wien, sämtliche Zielvereinbarungen zwischen dem 
Universitätsrat und dem Rektor bzw. dem Rektorat unmittelbar nach 
Beginn der Vereinbarungsperiode, somit zu Jahresbeginn, abzuschlie­

ßen. Dies auch deswegen, um möglichst frühzeitig einen steuerungs­
relevanten Überblick über die aus den Zielvereinbarungen erwachsen­

den fmanziellen Rahmenbedingungen sicherzustellen. 

36.3 Laut Stellungnahme der TU Wien habe sie die Empfehlung, sömtliclre 
Zielvereinbarwrgen unmittelbar nach Beginn der Vereinbarungsperi ­

ode, somit zu Jalrresbegilllr, abzuschließen, für das Budgetjahr 2015 
erstmals umgesetzt. 

37.1 Zusätzlich zum Jahresentgelt wurde dem Rektor bzw. den Vizerek­
lOren eine leistungsabhängige Prämie (Funktionsperiode 2007 bis 2011) 
bzw. leistungsabhängige Vergütung (Funktionsperiode 2011 bis 2015) 

gewähn. wenn die vom Universitätsrat daflir in den Zielvereinba­
rungen festgesetzten Kriterien erreicht wurden. Die Prämien bzw. Ver­
gütungen Für das Rektorat entwickelten sich im Zeitraum 2008 bis 

20 13 wie folg\: 

Tabelle 23: Prämien für das Rektorat von 2008 bis 2013 

Jahr Rektor je Vtzerektor 

maximal laut Vertrag tatsächlich maximal laut Vertrag tatsächlich 

in EUR in EUR 

2008 30'10 des Jahresentgelts 33.707,90 30'10 des Jahresentgelts 32.571,35 

2009 - · - 49.760,34 - · - 43.665,69 

2010 - · - 52.081,91 - · - 45.702.91 

2011 - · - 47.726,30 - · - 41 .880,50 

2012' - · - 35.794,70 - · - 31.410.40 

2013 leistungsabhängige 33.635,04 leistungsabhängige 29.515,20 
Vergütung Vergütung 

Im Jahr 2012 verzichteten drei Rektoratsmitglieder auf die Auszahlung der Prämie. 

Quelle: TU Wien 
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Die Zielerfüllung überprüfte der Univcrsitätsrat jeweils im darauffol ­

genden Jahr anhand der in den Zielvereinbarungcn festgelegten Indi­

katoren und Kriterien und dem vom Rektorat vorgelegten Nachweis der 
Zielerrullung. Der Zielerfüllungsgrad lag bei 92.2 'Ib (rur 2008). 93.6 'Ib 
(für 2009) bzw. 85.6 'Ib (für 2010). Für 2011 (verkürztes Geschäftsjahr 

wegen RektoratswechseI) wurde die Prämic vom Universitätsrat mit 

maximal 75 'Ib der Prämie für 2010 fe tgesetzt. Die e wurde 2012 dem 
ausscheidenden Rektor und einem Vizerektor ausbezahlt. die drei im 
Amt verbliebenen Vizerektoren verzichteten aufgrund der Budgetsitu­

ation auf die Au zahlung der Prämie. Für das Jahr 2012 lag der Ziel­
erfüllungsgrad bei 80 'Ib. 

Die Gewichtung der Bonifikation für das Ziel - Einhaltung des Bud­

gets - war 2008 und 2009 mit 20'lb festgesetzt und betrug 2010 und 
2011 10 'Ib. Für die Jahre 2012 und 2013 wurde dieses Ziel hinsicht ­
lich der Einhaltung des Personalbudgets und des Investitionsvolumens 
bzw. des Haltens des Liquiditätsstands verfeinert und innerhalb der 

Bonifikation mit 20'lb bzw. mit 15 'Ib oder 10 'Ib gewichtet. 

37.2 Der RH stellte kritisch fest, dass im Jahr 2010 - jenem Jahr, in dem 
erstmals ftnanzielle Schwierigkeiten der TU Wien bekannt wurden -

die insgesamt höchsten Prämien an Rektor und Rektorat au geschüt­
tet wurden. Ebenso kritisierte der RH die in den Jahren 2010 und 2011 

innerhalb der Bonifikation auf 10 'Ib zurückgenommene Gewichtung 
für die Einhaltung des Budgets. Er anerkannte aber. dass im Jahr 2012 
die im Amt verbleibenden Vizerektoren aufgrund der Budgetsituation 

auf die Auszahlung der Prämien verzichteten. 

Gebäudeangelegenheiten 

Überblick. 
Finanzierung, 
Projekte 

Bund 2015/6 

38 Die TU Wien nutzte die ihr zur Verfugung stehenden Gebäude aufgrund 
von Mietverträgen. Für die notwendigen Micten und die mit der Gebäu­

deinfrastruktur verbundenen laufenden Aufwendungen waren die Mit­
tcl des Globalbudgets zu verwenden. Für außerordentliche Sanierungs-. 
Adaptierungs- bzw. Baurnaßnahmen stellte der Bund zusätzliche Bud­

getmillel zur Vcrfügung, die aufgrund konkreter Zusagen außerhalb der 
Leistungsvereinbarungen14 zugeteilt wurden. Außerordentliche Maß­
nahmen. rur die keine Zusage des Bundes erteilt wurde. mussten aus 
dem Globalbudget finanziert werden. 

In den Jahren 2007 bis 2013 setzte die TU Wien Maßnahmen im Rah ­

men von insge amt rd. 150 verschiedenen. die Gebäudeinfrastruktur 

}4 Wtnn tS aurgrund dtr l.cillichtn Abfolge möghch war. wurdrn die Zusagtn ~i 
Abschluss einer uistungsv(~inbarung In dl~ aufgtnommtn. 
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betreffenden Projekten, wobei bei J2 Projekten Aufwendungen von 
je mehr als 500.000 EUR getätigt wurden. 

Die TU Wien setzte nicht alle Projekte selbst um. Bei bestimmten Pro­
jekten führte die BIG als Vermieterin die Maßnahmen für die TU Wien 
durch . Die Finanzierung dieser Maßnahmen erfolgte entweder 

- über einmalige Baukostenzuschüsse der TU Wien an die BIG, 

- durch Weiterverrechnung der Maßnahmen oder 

- über zeitlich begrenzte Zuschläge zu den Mieten, sogenannte 
Zuschlagsmieten. 

Die Zusagen des Bundes über Finanzierungen außerhalb der Leistungs­
vereinbarungen sahen entweder unmittelbare Zahlungen vor oder bein ­
halteten die Übernahme der Zusehlagsmieten. 

39 Seit ihrer Gründung im Jahr 1815 befand sich die TU Wien an ihrem 
innerstädtischen Standort mit dem Hauptgebäude am Karlsplatz. 
Aufgrund ihres Wachstums stellte sich die Frage, diesen Standort 
eventuell aufzugeben und die Universität an einem anderen dezen ­
tra l gelegenen Standort neu anzusiedeln. Die TU Wien entschied 
im Jahr 2006 die bis dahin geführte Standortdiskussion dahinge­
hend, dass der Standort der Universität im innerstädtischen Bereich 
- mit zusätzlichen Flächen im Arsenal - bleiben sollte. 

40 Die Raumstrukturen derTU Wien waren aufgrund des historisch erklär­
baren Wildwuchses zersplittert. Daher sollte eine Verdichtung der ein­
zelnen Universitätsstandorte erfolgen. Die Planung und Abwicklung 
der einzelnen dafür nötigen Schrille durch die TU Wien wurde in dem 
Projekt _TU-Univercity 2015" zusammengefasst. Gemäß dieser Pla­
nungsgrundlage sollten die zur Verfügung stehenden Mittel so ein­
gesetzt werden, dass sachlich und organisatorisch zusammengehö­
rige Einrichtungen durch zahlreiche Bau- und Sanierungsmaßnahmen 
zusammengeführt werden. 

Die zur Verfügung stehenden Räume sollten derart aufgeteilt werden. 
dass jede Fakultät Räumlichkeiten an einem einzigen innerstädlischen 
Standort zugeteilt bekommt. allenfalls mit zusätzlichen Flächen im 
Gebiet des Arsenals35. Die Realisierung von für das Ziel des Projekts 

1!i Dislozit'n im 2. Buirk war das A~al des AtominstitulS. 

8und 2015/6 

III-167 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)54 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 
Gebäudeangelegen heiten Technische Universität Wien - Finanzsituation 

.TU- Univercity 20\5" wesentlichen Gebäudeinfrastrukturprojekten war 
von einer Zusage des Bundes über zusätzliche Mittel flir diese außer­
ordentlichen Sanierungsmaßnahmen abhängig. 

Zur Erreichung der neuen Raumverteilung waren als wesentliche Bau­

projekte die Neuerrichtung des Lehar- Trakts und die Sanierung der 
übrigen Gebäude am Get reidemarkl sowie der Ausbau des Seienee Cen­

ter beim Arsenal vorgesehen und zum Ende des überprüften Zeitraums 
teilweise umgesetzt36. Die daflir vom Bund zur VerfUgung gestell­

ten Mittel wurden einerseits von der BIG verwendet. andererseits der 
TU Wien flir Anschaffungen von Einrichtung und die Beza hlung von 
Zuschlagsmieten17 zur Verfügung gestellt. 

Nach Abschluss des Projekts sollte die TU Wien über folgende Standorte 

verfUgen: 

Abbildung 2: Gepla nte Standorte de r TU Wi en 

Quelle: TU Wien 

Bund 2015/6 

.-KelCECO'TP 

--- -.... ---- ------- -1U)l • ..",a- --- --- -~-

)6 UmgesC'121 war das Projekt Lchanrak,1. 

)7 Anslellt ("iues Beitrags für die dun:h dit:' TU Wien zu tragenden InVe5lilionen ve~in~ 

barten ru Wien und BIG bei bestimmten Projekten die zeitlich ~grenzt(' Zahlung (in 
der Regel I S jahre] zusätzlicher Mieten. 
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Gebäudei nfrastruktur­
projekte der TU Wien 

41 .1 Die Abteilung Gebäude und Technik der TU Wien war flir die Bewin­
schaftung der räumlichen Infrastruktur der TU Wien zu tändig und 
setzte in die em Bereich verschiedene ProjekteJ8 um. Die Verfolgung 
der den Projekten zugeordneten Aufwendungen erfolgte bis zum 
Jahr 2009 im Rahmen des Rechnungswesens im Wege der Buchung 
auf projektbezogenen Anlagen-in-Bau- Konten. Ab 2010 war im Rech­
nungswesen eine eigene Projektsicht eingerichtet. 

Die den Projekten zugerechneten Aufwendungen waren in den bei­
den unterschiedlichen Systemen nicht vollständig vergleichbar. weil 
vor 2010 nicht alle entsprechenden Aufwendungen den einzelnen Pro­
jekten zugeordnet wurden. 

Insgesamt fielen im überprüften Zeitraum flir die Abwicklung von 
Gebäudeinfra truktur-Projekten folgende Aufwendungen an: 

Tabelle 24: Kosten für Projekte im Zusammenhang mit der Gebäudeinfrastruktur der TU Wien 

2001 2001 2009 2010 2011 2012 2013 Summ. 2001 
bis 2013 

in Mio. EUR 

Projekta ufwe ndu "gen 1 5.74 6.77 15.67 27.66 16,52 8,44 9,13 90,53 

zu,iitzUche Bunde,mittel' 3,881 0,54 14,02 5,91 24,35 

Anteil TU Wien' 5,74 2,89 15,13 13,64 10,61 8,44 9,13 66,18 

Rundungsdifferenzen moglich 

In den Jahren 2007 bis 2009 Ermittlung der Kosten .ufgrund des vorhergehenden Systems 
fur Gebaudeelnrichtungen am Areal Getreidemarkt 
Diese Mittel wurden fur Aufwendungen vor dem uberpruften Zeitraum refundIert. 
einschheßlich sonstiger FremdfinanZIerungen: 2010: 0.75 Mlo. EUR; 2011: 1,15 Mia. EUR; 2012: 0.2 Mlo. EUR; 2013: 0,79 M10. EUR 

QueUen: TU Wien; 8MWFW; RH 

Flächen und 
Mietaufwendungen 

152 

41 .2 Der RH stellte kritisch fest. dass die TU Wien in den Jahren 2009 bis 
2011 die höchsten Inve titionen in ihre Gebäudeinfrastruktur tätigte. Er 
machte diesen Umstand für die kritische Finanzsituation der TU Wien 
mitverantwonlich. 

42.1 (I) Die TU Wien nutzte die ihr zur Verfugung stehenden Räume auf 
der Basis von Mietverträgen. Im Wesentlichen mietete die TU Wien 
ihre Räumlichkeiten von der BIG. 

JI bspw. Sanitrungtn. baulicht Adaptlontn. Instandhaltungtn u.4. 
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Der TU Wien standen folgende Flächen zur Verfügung: 

Tabelle 25: Flächen der TU Wien 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Unterschied 
2007 zu 2013 

in m2 

Gesamt· 275.914 276.374 276.898 291.465 293.864 295.017 296.265 20.351 nutzfläche 

in '!. 

Veränderung 0,17 0,19 5,26 0,82 0,39 0,42 7,38 

OueUen; TU Wien, Daten der Bildungsdokumentation: RH 

Der Flächenzuwachs im Jahr 2010 war im Wesentlichen auf die Besie­
delung des Lehartrakts mit rd. 14.000 m2 im September 2010 zurück­
zuführen. Im Zusammenhang mit den fmanziellen Schwierigkeiten 
der TU Wien wurde zur Kostenreduktion auch eine Reduktion der Flä­
chen der TU Wien als Einsparungsmaßnahme überlegt und im StaLUs­
bericht vom März 2012 gegenüber dem BMWFW genannt (siehe TZ 2). 

Die geplante Reduktion setzte die TU Wien in weiterer Folge nicht um. 

(2) Die Situation betreffend die Mietaufwendungen der TU Wien stellte 
sich wie fo lgt dar: 

Tabelle 26: Mietaufwendungen der TU Wien 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Unterschied 
2007 zu 2013 

in /oIio. EUR 

/oIietaufwand 31,21 32,05 32,43 34,21 35,08 41,40 45,02 13,81 

in '!. 

Veränderung + 2,69 + 1,19 + 5,49 + 2,54 + 18,02 + 8,74 + 44,25 

Rundungsdifferenzen möglich 

QueUe: TU Wien, RechnungsabschluS5 

Bund 2015/6 

Für vier Objekte, die von der TU Wien genutzt wurden, erfolgten im 
überprüften Zeitraum weitreichende Sanierungsmaßnahmen als Teil des 
Projekts .TU-Univcrcity 2015", die über die Einhebung von Zuschlags­
mieten finanziert wurden. Die Maßnahmen wurden im Wesentlichen 
von der BIG durchgeführt, wobei die TU Wien als Nutzerin befristet 
Zuschläge zu den Mieten an die BIG zu zahlen hatte, die ihr großteils 
vom BMWFW rmanziert wurden. Daneben hatte die TU Wien für län­
ger zurückliegende Projekte Zuschlagsmieten zu tragen. 
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Die Zuschlags mieten mr Objekte der TU Wien betru gen : 

Tabelle 27: Zuschlagsmieten 

2001 2008 2009 2010 2011 2012 201l S-1OO7 
MlIOU 

sonderfinanziert 
(Bund)' 

TU- Wien finanziert 2,13 

z.u 
Rundungsdifferenzen möglich 

2,13 2,13 

z.u z.u 

in Mio. EUR 

0,75 2,33 5,33 

2,13 2,07 2,13 2.20 

z.u 7.D 

1 vom Bund überwiesene Mittel 

Quellen: TU Wien; RH 

Weiters übernahm der Bund den Mietaufwand fü r den neu erbauten 
Lehartrakt in Höhe von J,95 Mio. EUR jährlich. Der Mietaufwa nd der 
TU Wien unter Berücksichtigung der vom BMWFW zusätzlich fman­
zierten Tei le en!Wickehe sich daher wie folgt: 

Tabelle 28: Mietaufwand der TU Wien einschließlich Bundeszuschuss 

Mietaufwand gesamt 

Überweisung Bund 

davon 
angefallene Miete 

nicht benötigte Mittel 

Anteil TU Wien 

Veränderung gesamt 

Veränderung TU Wien 

Rundungsd ifferenzen möglich 

2001 

31,21 

31,21 

2008 2009 

32,05 32,43 

0,121 

0,12 

31,93 32,43 

+ 2,69 + 1,19 

+ 2,31 + 1,57 

2010 2011 

in Mio. EUR 

34,21 35,08 

1,97 4,70 

1,23 4,54 

0,74 0,16 

32,98 30,54 

in '0 
+ 5,49 + 2,54 

+ 1,69 - 7,39 

2012 

41,40 

6,28 

6, 28 

35,12 

+ 18,02 

+ 15,01 

2013 Unterschied 

45,02 

9,28 

8,72 

0.56 

36,30 

+ 8,74 

+ 3,35 

2001 zu 2013 

+ 13,81 

+ 5,09 

+ 44,25 

+ 16,31 

1 Zahlung fur Abdeckung bestimmter Mietz;nserhöhungen 

QueUen: TU Wien; BMWFW; RH 
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42.2 Der RH wies kri tisch darauf hin, dass der Mietaufwa nd der TU Wien 
aufgrund der Erschließung zusätzlicher Flächen sowie aufg ru nd befris­
tet erhöhter Mieten nach Sanierungen deutlich anstieg. Lediglich auf­
gru nd de Umstands, dass das BMWFW Beträge zusätz lich zu den Leis­
tungsvereinba rungen (TZ 43) leistete. konnte der vo n der TU Wien 
letztlich zu tragende Au fwand in Grenzen gehalten werden. 

Bund 2015/6 
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Dabei war der Anstieg der Mieten wesentlich höher als der Flächen­

zuwach . Der RH empfahl der TU Wien daher. der Entwicklung des 
Mietaufwands besonderes Augenmerk zu schenken. 

42.3 Laut Stellungnahme der TU Wien habe sich der Mietaufwand aus 
dem Basisbudget im Schnill um ca. 2.7 % verändert. was im Wesent ­
liche/l aus der vertraglic/r vereinbarren Wert icherung der Mieten und 
kleineren NeuanmielUlrgen resulriere. Der Großreil des An riegs der 
Mieten sei der TU Wie/l im Rahmen von Sonderdo/ationen durch das 
BMWFW zusätzlich ins Budget übertrage" worden. wobei die Finanz­
zusagen jeweils vor Beginn der Projektrealiserung erfolgt seien. 

42.4 Der RH betonte den Anstieg der Mietaufwendungen von 2007 bis 
2013 um rd. 44 % vor dem Hintergrund eines Flächenwachstums um 
rd. 7 % und hielt daher seine Empfehlung. der Entwicklung des Miet­

aufwands besonderes Augenmerk zu schenken. weiterhin aufrecht. 

dies umso mehr. als - wie auch die TU Wien feststellte - ein Großteil 
davon zusätzliche Millel aus dem Budget des BMWFW waren. 

43.1 Der Bund stellte - wie zuvor (TZ 41 und 42) beschrieben - rur die 

Gebäude der TU Wien am Getreidemarkt und damit im Zu ammen­
hang stehende Aufwendungen neben den global zugewiesenen Mit­
teln der Leistungsvereinbarungen zusätzliche Millel zur Verfligung. 

Nachfolgend stellte der RH die Überweisungen des BMWFW an die 
TU Wien flir Einrichtungen und Mieten. die im Zeitraum 2009 bis 201) 

nur das Areal Getreidemarkt betrafen. den tat ächlich flir diese Zwecke 
getätigten Aufwendungen der TU Wien im jeweiligen Jahr gegenüber: 
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Tabelle 29: Zusätzliche Mittel des Bundes 2009 bis 2013 

2009 2010 2011 2012 2013 

in Mio. EUR 

Bundesmittel gesamt 0,54 15,99 10,61 6,28 9,28 

Überweisung Bund Mieten 1.97 4.70 6,28 9,28 

angefallene Mieten 1,23 4,54 6,28 8,72 

Differenz 0,74 0,16 0,56 

Überweisung Bund Einrichtung 0,54 14,02 5,91 

angefallene Einrichtung TU Wien 10.441 4,22 0,68 0,49 

Differenz 0,54 3,58 1,69 - 0,68 - 0,49 

nicht verausgabte Mittel gesamt 0,54 4,32 1,85 - 0,68 0,07 

Rundungsdif(erenzen möglich 
I Mittel 2009 und 2010 

Quellen: TU Wien; BMWFW; RH 
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Der Überhang an durch die TU Wien nicht verbrauchten Mitteln bei 
den Mieten 2010 und 2013 war auf eine vor Anfall der Miete bzw. 

Zu chiagsmieteJ9 für zwei Gebäude der TU Wien getätigte Zahlung 
des BMWFW zurückzuführen. 

Der Bund trug zu den Bau- bzw. Sanierungsprojekten am Areal Getrei­

demarkt für von der TU Wien zu tragende Aufwendungen für die 
Gebäudeinfrastrukturprojekte40 im Zusammenhang mit dem Pro­
jekt .TU-Univercity 2015" bis 2013 mit Zusatzmitteln in Höhe von 

42,7 Mio . EUR bei. 

In der Zusage des BMWFW über die Mietzahlungen und Einrichtung 
des Lehartrakts war festgehalten. dass alWiliige nicht verbrauchte Mit­
tel für andere Projekte zur Verfügung standen. Der Geldnuss an die 

TU Wien erfolgte für Mietzahlungen vieneUährlich. Die Zahlungen für 
Einrichtung erfolgten nach Anforderung durch die TU Wien, wobei 
die Anforderungen keine Detailangaben über den tatsächlichen Bedarf 

und den geplanten Verbrauch der Mittel enthielten. 

43.2 Der RH hob k.ritisch hervor, dass inden Jahren 2009 bis 20 13 die Über­
weisungen des BMWFW an die TU Wien für Zwecke des Areals Getrei­

demarkt die dafür angefallenen Ausgaben um rd. 6, \ Mio. EUR über­
stiegen. Die Liquidität der TU Wien wurde solcherart außerhalb des 

Globalbudgets gestä rkt. 

1'1 Die Zahlungen filr die ZUS<:"hlagsmlete sollen vor Ablauf der 15-jährigen Laufzeit dn ­
geslellt werden. 

40 Aufwendungen rur Mieten, Zusch.lagsmiete' und Einrkhlung 

Bund 2015/6 
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Der RH beanstandete in diesem Zusammenhang insbesondere, dass die 
tatsächlichen Zahlungen der Einrichtungsmit1el ohne Angabe we ent­
Iicher Details durch die TU Wien erfolgten. 

Hinsichtlich der in der Leistungsvereinbarung festgelegten Zahlungen 
verwies er auf die gesetzliche Regelung des § 12 Abs. 11 UG, wonach 
die Zuteilung der Mit1c1 monatlich aliquot oder entsprechend den 
universilären Erfordernissen zu erfolgen hat1e. Er empfahl daher dem 
BMWFW, zukünftig an die Universitäten Mit1el erst zum Zeitpunkt 
des nachgewiesenen Bedarfs zu überweisen sowie die Zahlungen flir 
Zuschlagsmieten nach Ablauf der Laufzeit entsprechend abzurechnen. 

43 .3 Laut slelllllJgno/lme des BMWFW würden die jeweiligen FinGnzmil­
tel immer erst aufgrulld VO ll Allforderungsschreibell zur Verjiigung 
geslellt, die hinsichtlich des Alljorderullgszeilpullkls eiller Plausibili­
sierungsprüfung Uluerzogell würde". Die Zurverjiigungstellung erfolge 
dam/nach Maßgabe der Budgerplanwlg. Eine nicht zeilgereel'te Bereit­
stellung der Liquidität würde zu wesemlic/, sehleellleren Zahlungs­
konditionen führen. Sollte es in der Folge zu Lieferverzögerungen bei 
Ei'lriclttullgsliejerungen kommen, so könme dies das BMWFW Ilielll 
beeinJlusse,,, 

Die Mirrel für die Zuscltlagsmieten würde" der TU Wien aujgrund 
eines Zahlullgsplans zur Verjiigung geslellt. Es wäre im Einvemeh­
men mit den Un iversitäte" beabsichtigt, diese Vorgelrellsweise über 
die gesamte Laufzeit auftee/lt zu er/ralten. Damit könllte am Ellde der 
Laufzeit der Zu chlagsmieten eine Diskussion vennieden werden, ob die 
Universität nicht doeh einen dauerhafteIl Anspruch allj diese zeitlich 
begrenzt zugesagten Finonzmit1elhälle. Mit deli frei werdenden Mit­
le"l kön"e i" der Folge ei" lieues sallierul1gsprojekt gestartet werden. 
Eine Endabrechnung der während der Laufteit bezahlten Zuschlags­
miete-I) sei systemimma"ent ;,! diesen Prozess integriert. 

43.4 Ocr RH hielt fest, das eine Plausibilisierung des Zeitpunkts des Mit­
tel bedarfs derTU Wien anhand der in den Anforderungsschreiben ent­
haltenen Informationen für Einrichtungen nicht nachvollziehbar war. 
Deshalb sollten nach Ansicht des RH dem BMWFW vor der MitteI­
bereitstellung geeignete Informationen flir die Plausibilitätsprüfung 
übermit1elt werden. Hinsichtlich der Abrechnungen flir Zuschlags­
mieten verblieb der RH bei seiner Auffassung, dass ein aufgrund von 
Planungsunschärfen betreffend den Beginn der Zahlungen bestehen­
der Überhang der vOm Bund überwiesenen Mittel spätestens zum Ende 
der Laufzeit ausgeglichen werden sollte. 
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44.1 (I) Im Rahmen von Untermietverhältnissen nutzten verschiedene uni ­

versitätsnahe Einrichtungen Räumlichkeiten der TU Wien. Die beste­
henden Untermietverhältnisse - sie waren den von der TU Wien dem 

RH vorgelegten Untermierverträgen zu entnehmen - betrafen Flä­
chen im Ausmaß von rd. 3.350 m2•41 Als grundsätzliche Vorgabe der 

TU Wien sollten die eigenen durch die Anmietung der Räumlichkeiten 
verursachten Aufwendungen an die Untermieter weitergegeben wer­

den. Unterlagen, die die Berechnung der vereinbarten Untermietzinse 
und daher die praktische Umsetzung dieser Vorgabe nachvollziehbar 

dokumentierten. konnten dem RH von der TU Wien allerdings nicht 
vorgelegt werden. 

(2) Die TU Wien handelte bei der Untervermietung von Räumlich­

keiten nicht in allen Fällen im Sinne der Universität, bspw. vermie­
tete sie im Jahr 2002 Räumlichkeiten an einen Gastronomiebetreiber. 

Dieser kam jedoch seiner Verpnichtung zur Bezahlung des Un lermiet­
zinses nur unzureichend nach. Im Jahr 2008 beliefen sich die Zah­

lungsrückstände schließlich auf rd. 230.000 EUR. Daraufhin verzich­
tete die TU Wien in einer Vertragsergänzung auf 100.000 EUR und 
verringerte den Untermietzins. In den Sommermonaten befreite sie den 

Betreiber überhaupt von der Zahlung des Untermietzinses und redu­
ziene dessen Betriebskosten. Diese vergünstigende Vereinbarung war 
bis 3 I. März 2012 befriste!. Nach ihrem Auslaufen erfolgte die wei ­
tere Abrechnung jedoch weiterhin nach den günstigeren Vertragsbe­

dingungen. 

Die Technische Versuchs- und Forschungsanstalt GmbH nutzte auf­
grund eines im Jahr 2011 abgesch lossenen Untermietvenrags Räum­

lichkeiten der TU Wien. Daneben nutzte die Technische Versuchs- und 
Forschungsanstalt GmbH seit Oktober 2008 Räumlichkeiten aufgrund 
einer Bittleihe. die Nutzung erfolgte lediglich unter Verrechnung eines 
Betriebs- und Verbrauchsko tenanteils. Diese endete Anfang 2013. 

44.2 (I) Der RH bemängelte, dass die Berechnung der Untermietzinse nicht 
nachvollziehbar dokumentiert und daher die Einhaltung der Vorgabe. 

die eigenen Kosten weiterzugeben. nicht überprüfbar war. Er empfahl 
der TU Wien. in Hinkunft bei Untermietverhältnissen die Grundlagen 
für die Festsetzung der Untermietzinse entsprechend festzuhalten . 

41 ud. der an einen Garagentxlrt'ilX'r vergtlX'nen Strllplätzr. Stand Ende 2012 

Bund 2015/6 
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(2) Was die Untervermietung an den Gastronomiebetreiber betraf, so 
kritisiene der RH 

- das verspätete Ergreifen entsprechender Maßnahmen durch die 
l1J Wien, 

- die für die l1J Wien ungünstigen Venragsbedingungen sowie 

- die faktische Weiterfuhrung des im Jahr 2012 ausgelaufenen Ver­
trags. 

Er empfahl, die Venragsbedingungen kritisch zu hinterfragen und einen 
für die l1J Wien günstigeren Neuabschluss - allenfalls mit einem ande­
ren Anbieter - anzustreben. 

Hinsichtlich der Technischen Versuchs- und Forschungsanstalt GmbH 
kritisiene der RH die längerfri tige Überlassung der Räumlichkeiten 
auf Basis einer Biltleihe, die - auch in Zeiten der schwierigen Finanz­
situation - zu entgangenen Mieteinnahmen rur die l1J Wien ruhne. 

44.3 Die TU Wiell sagte zu, auJgrulld der steigeIIden Bedeutung der Unter­
vermietungeIl ein einheitliches ystem und Vertrags werk zu erarbei­

ten. Weiter teilte sie mit, deli Vertrag mit dem Gastrollomiebetreiber 
auJgekülldigt zu habeIl. 

45.1 (I) Die Angelegenheiten der Raumbewinschaflung wurden von der 
Abteilung Gebäude und Technik42 wahrgenommen. Die Abteilung 
wurde im überprüften Zeitraum von einem externen Dienstleister 
unterstützt. 

Die Tätigkeiten dieses Dienstleisters umfassten Projektentwicklung, 
Projektcontrolling, Arbeitssicherheit, Informations-, Kulturmanage­
ment und Veranstaltungswcsen sowie die generelle Unterstützung der 
Organisationseinheit und die Unterstützung im Bereich des Projekts 
_TU-Univercity 2015-. 

(2) Nachdem der externe Dienstleister in den Jahren 2007 und 2008 
direkt beauftragt worden war, erfolgte erstmals im Jahr 2008 eine 
Ausschreibung der Leistungen zur Unterstützung von Projektcontrol ­
ling, Projektentwicklung, Inforrnations- und Kulturmanagement für 
das Projekt _l1J-Univerdty 2015- zum Ab chluss einer Rahmenver-

42 Di~ Abttilung t-nlStand Im Wtgt tlntr Zusamml"nl~ung du Abltllungrn lit"gt'n­

schaflsmanagemenl. der Winschaftsablt'ilung und der rrOhcrtn Abteilung Gebäude 
und Ttchnlk. 
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einbarung auf fünf Jahre. Die Beurteilung der Bieter geschah dabei 
anhand der Kalkulation eines fIktiven ProjeklS. Den Zuschlag erhielt 

im Mai 2009 der in diesem Bereich schon bisher unterstützend tätige 

externe Dienstleister. 

(3) In den Jahren 2007 und 2008 verrechnete der externe Dienstleis­

ter Leistungen im Ausmaß von jeweils rd. 500.000 EUR. In den Jah­
ren 2009 bis 2013 erfolgten Verrechnungen für Leistungen zwischen 
rd. 1,1 Mio. EUR und rd. 1,6 Mio. EUR pro Jahr. 

45.2 Der RH beurteilte kritisch, da zahlreiche regelmäßig und dauerhaft 
anfallende Tätigkeiten an einen externen Dienstleister ausgelagert wur­

den. Er hielt die Auslagerung der Aufgaben der Universität an einen 
externen Dienstleister nur in Fällen gerechtfertigt. in denen der Auf­

bau einer Eigenkompetenz b pw. wegen mangelnder Auslastung nicht 
wirtschaftlich erschien. Der RH empfahl daher der TU Wien detailliert 
zu prüfen, welche der permanent erbrachten Leistungen des exter­

nen Dienstleisters von ihr selbst kostengünstiger als Eigenleislungen 

erbracht werden können. 

Weiters beurteilte der RH kritisch, dass in den Jahren 2007 und 2008 
Leistungen im Ausmaß von rd. 500.000 EUR durch ein Unternehmen 

auf Basis direkter Vergaben erfolgten. 

45.3 Laut St~lIungnahm~ d~r TU Wi~n ~rbring~ der Dienst/eisrer Leistu,t ­

gen ftir das Projekr TU-Univercity 2015, die über einen Projektcha ­
rakter verfiigen würden und temporärer Natur seien. Leistungen wie 
b pw. VerOllsta/tungswese'I, Arbeitssiclterheit oder Bauagenden, die 
zwischenzeitlich durch Externe erbracht worden seien, seien wieder in 

Eigen/cistungen überjiillrt worden . 

45.4 Der RH merkte dazu an. dass die Leistungen des Dienstleisters. die im 
Rahmen des genannten ProjeklS erbracht wurden, wegen des umfas­

senden Projektansatzcs und der Projektdauer von der eigentlichen Kern­
leistung des Raummanagements der TU Wien nicht deutlich abgrenz­
bar waren. Er hielt daher eine Überprüfung, welche dieser Leistungen 
von der TU Wien kostengünstiger als Eigenleislungen erbracht wer­

den könnten. weiterhin bzw. für künftige ähnlich gelagerte Fälle für 

zweckmäßig. 

46.1 Die TU Wien beauftragte 2007 den externen Dienstleister rrz 45) mit 
Leistungen der Organisationsunterstützung im Bereich QualitälSma­
nagement für die Abteilung Gebäude und Technik. Teil der Leistungs­

erbringung war die Erstellung eines Qualitätsmanagementhandbuchs. 

Bund 2015/6 

III-167 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)64 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 
Gebäudeangelegenheiten Technische Universität Wien - Finanzsituation 

Projektcontrolling 

Bund 2015/6 

Der abgerechnete Auftragswert betrug rd. 23.000 EUR. Die Interne 

Revision stellte in einem Bericht fest, dass ein entsprechender Ent­
wurf des Handbuchs in Teilbereichen die Unternehmensprozesse einer 

Brauerei analysierte. Das dem RH übermittelte Handbuch basierte in 
großen Teilen auf diesem Entwurf. 

Im Jahr 2012 wurde mit TU Wien-internen Ressourcen ein neues Qua­

litätsmanagementhandbuch rur die Abteilung Gebäude und Technik 

erstellt. 

46.2 Der RH kritisierte die Höhe des Entgelts rur das Qualitätsmanagement­
handbuch im Hinblick auf den Um tand, dass es sich dabei in Teilbe­

reichen offenbar um eine Kopie eines für einen anderen Auftraggeber 
erstellten Qualitätsmanagementhandbuchs handelte. Er bemängelte, 
dass die TU Wien diesen Umstand nicht zum Anlass nahm, nachträg­

lich eine Entgeltreduktion zu verhandeln. obwohl mit dem Auftrag­
nehmer eine fortlaufende Geschäftsbeziehung bestand. 

47 .1 Die Information des Rektorats bzw. des zuständigen Rektoratsmit­

glieds4J über den Stand der Gebäudeinfrastrukturprojekte und die Ein­

haltung der Kosten erfolgte über Unterlagen. die die rur Gebäude und 
Technik zuständige Abteilung der Universitätsleitung vorlegte. In ent­

sprechenden Übersichten erfolgte ein Soll - Ist-Vergleich auf Basi des 
Jahresprojektbudgets nur rur die Jahre ab 2012. Ein Vergleich der Pro­
jektgesamtkosten mit den bisher angefallenen Kosten war darin nicht 
enthalten. Für den Zeitraum davor waren keine entsprechenden Über­

sichten dokumentiert. Bereits 2011 waren jedoch den Protokollen des 
Rektorat Listen der laufenden bzw. in Planung befindlichen Raumin­
frastrukturprojekte angeschlossen. 

47.2 Der RH bemängelte. dass SOli - Ist- Vergleiche auf Projektebene vor 

2012 nicht entsprechend dokumentiert waren. Auch war aufgrund der 
regelmäßig erstellten Übersichten ein Vergleich der geplanten Gesamt­
projektkosten mit den tatsächlich angefallenen Kosten nicht möglich, 
weshalb ein Gesamtüberblick über den Stand der Gebäudeinfrastruk­
turprojekte fehlte. 

Der RH empfahl daher der TU Wien. im Sinne eines effektiven Con­
trollings und zur Information der Ent cheidungsträger über die Bud­
geteinhaltung für eine regelmäßige, vollständige, übersichtliche und 

transparente Darstellung der Gebäudeinfrastrukturprojekte zu sorgen. 

4J bis 2011 VIzerektor für Inrrastruktur. ab 2011 Rc:'k.lOnn 
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47.3 Die TU Wie/1 sah i/1 ihrer Stellu/1g/1ahme die Empfelllu/1g unter Hin­
weis auf die 5011- 151- Vergleicl,e auf Basis der Jahre projektbudgets ab 
20t2 als erfüllt all . 

47.4 Der RH erwiderte, dass ein vollständiger Überblick über die Lage der 
Infrastrukturprojekte - neben der Jahresbudgetsicht - jedenfalls auch 
einen auf die Gesamtkosten der Einzelprojekte bezogenen Soll-Ist Ver­
gleich erforderte. Im Hinblick darauf hielt er seine Empfehlung, für eine 
regelmäßige. vollständige, übersichtliche und transparente Darstellung 
der Gebäudeinfrastrukturprojekte zu sorgen. aufrecht. 

48.1 Der RH überprüfte im Zusammenhang mit der RaumnuLZung, welchen 
Büroräumen Personen zugeordnet waren und welchen nicht. Dabei 
ergab sich folgendes Bild: 

Tabelle 30: Personal-Raumzuordnung für Räume der Nutzungsart Büro 

TU Wien gesamt 

keiner Fakultät zugeord net 

Fakultät für Mathematik und 
Geoinformation 

Fakultät für Physik 

Fa kultät für Technische Chemie 

Fakultät für Informatik 

I. '\ 

.... pt .... Per ..... 
I.U ••••• 

2.241 7M 

456 250 

161 

229 

259 

33 

3t 

73 

65 

tuOfo 

32.4 

54.1 

15.6 

23,2 

31,' 
25,1 

lIondIcIIe I ... ..... 
51.361 

11.142 

4.827 

3.895 

4.678 

5065 

... ... ,.,...... 111 Ofo 
-.I ..... 

16.104 31,] 

5.820 52,2 

762 15,8 

865 

1.429 

1171 . 
Fakultät für Bauingenieurwesen 

Fakultät fü r Architektur und 
Raumplanung 

lU 

162 

sa 
59 

30,. 11 4.413 

36.4 4,336 

1.362 

1.394 

22,2 

30,5 

23,1 

30,4 

32,2 

Fakultät für Maschinenwesen und 
Betriebswissenschaften 235 10 2'" 5.351 1.607 30,0 

Fakultät für Elektrotechnik und 
Informationstechnik 

Rundungsdifferenzen moglich 
Quellen: TU Wien; RH 
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.-
332 79 23.' 7.592 1.694 22,3 

Über die gesamte TU Wien gesehen waren rund einem Drinel der Büro­
räume bzw. Bürof1ächen keine Personen zugeordnet. Zwi chen den ein­
zelnen Fakultäten variierte dieser Anteil von t6'lb bis 36 'lb bei der 
Raumanzahl bzw. von t 6 'lb bis 31 'lb bei der Bürof1äche. Die Eingabe 
und Wartung dieser Personen-Raumzuordnungen erfolgten dezentral 
auf Fakultäts- bzw. Institutsebene. 
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48.2 Nach AufTa ung des RH war der Anteil der fehlenden Personen-Raum­
zuordnungen hoch. Entweder existierte eine zu großzügige Ausstat­
tung mit Büronächen oder es war die Wartung der entsprechenden 
Datenbank unzureichend. Der RH empfahl der TU Wien. die Ursachen 
zu ergründen und geeignete organisatorische Maßnahmen zu setzen. 
um diesen hohen Anteil an _Leerständen- zu verringern. zumal die 
Raumnummern im Adressbuch derTU Wien auch zum leichteren Auf­
finden der jeweiligen Person durch Studierende dienen sollten. 

48.3 LaUi Stellungnahme dfT TU Wien sei deruit in der Raumda/fllbank 
zwar fine Zuordnung nach Fakultäten und Organisationseinheiten vor­
gesellen, nicht abfT einr Prrsonellzuordllullg. Eill etwaiger Bedarf all 
Prrsollellzuordllullg zu eillem kOllkretell Raum passifTc im Wesellt­
liellell auf EbcllC dcr veralllwortliellell Institute und EinrichtungeIl (z.8. 
Tfiefo'lie, Orie,lIierung). Mit fil/fT sellril/weisell Änderullg dcr Raum­
ordllullg im RahmeIl VOll TU-Univerciry 2015 werde sir aber auch die 
Datcnbank nachzichcII. 

48.4 Der RH bekräftigte seine Empfehlung. geeignete organisatorische Maß­
nahmen zu setzen. um die Wartung der entsprechenden Daten auf 
Ebene der verantwortlichen Institute und Einrichtungen zu verbes­
sern und dadurch die en hohen Anteil an _Leerständen- zu verrin­
gern, bzw. um überhaupt nachvollziehen zu können. welche Räume 
tatsächlich leer stünden. zumal seine Feststellungen ausschließlich die 
Büroräume bzw. Büronächen betrafen. 

Beteiligungen der TU Wien 

Entwicklung 

Bund 2015/6 

49 .1 (1) Die nachfolgende Abbildung gibt einen Überblick zu den Beteili­
gungen der TU Wien zum 31. Dezember 2013: 
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Abbildung 3: Be teiligungen der 111 Wien zum 31. Deze mber 2013 

TU Wien 

TU Wien Holding GmbH 
Anteil: 100 '10 

Smart Minerals GmbH 
Anteil: 50 '10 

TU Wien Großgerate­
Investitions und Betriebs GmbH 

Anteil: 100 '10 

TU (areer Center GmbH 
Anteil: 100 '10 

researchTUb GmbH 
Anteil: 51 '10 

SBA Research 
gemeinnützige GmbH 

Anteil: 10 '10 

Quelle: TU Wien 
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Technische Versuchs- und 
ForsChungsanstalt GmbH 

Anteil: 100 '10 

Industrielle Elektronik und 
Materiatwissenschaften GmbH 

Anteil: 100 '10 

FTW Forschungszentrum 
Telekommunikation Wien GmbH 

Anteil: 25.2 '10 

Global lCAD Solutions GmbH 
Anteil: 5 '10 

INiTS Universitares 
Grunderservice Wien GmbH 

Anteil: 37 ." 

ACH research GmbH 
Anteil: 14 '10 

Bioenergy 2020+ GmbH 
Anteil: 13.5 '10 

Integrated Microsystems 
Austria GmbH 
Antei~ 13 '10 

CEST Kompelenzzentrum 
fur elektrochemische 

Dberftachentechnologie GmbH 
Anteil: 11 '10 

Materials Center leobe" 
Forschung GmbH 

Anteil: 5 ." 

Mit Ende 2013 war die 111 Wien an 16 Gesellschaften direkt bzw. indi­
rekt. über die 111 Wien Holding GmbH. beteiligt. wobei sie an sechs 

Gesellschaften Anteile von mehr als 50 'lb hielt. 

(2) Zu Beginn des Jahres 2007 hielt die 111 Wien Anteile an sechs 

Gesellschaften in Höhe von insgesamt rd. 700.000 EUR. Bei zwei 
Gesellschaften war sie alleinige Gesellschafterin"; bei den übrigen 
vier hielt sie Gesellschaftsanteile in Höhe von 5 'lb bis 37 'lb. Die nach-

44 Anttil an d(r Gtst'lIschafi ~trägt 100 ~ 
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folgende Tabelle stellt die Entwicklung des Beteiligungsansatzes im 
Zeitraum von 2007 bis 201 J dar: 

Tabelle 31: Entwicklung des Beteiligungsansatzes an der TU Wien 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

in Mio. [UR 

Stand 1. Jänner 0,70 0,92 4,56 10,67 11,69 16,65 16,66 

Zugänge 0,23 3,64 6,10 1,02 4,97 0,01 0,32 

davon 
Gesellschofterzuschüsse 0,19 3,58 6,07 1,02 4,97 0,07 

Abgänge - 1,51 

Stand 31. Dezember 0,92 4,56 10,67 11,69 16,65 16,66 15,47 

Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: RechnungsClbschlüsse der TU Wien 

Bund 2015/6 

In den Jahren 2007 bis einschließlich 2013 investierte die TU Wien 
- größtenteils in Form von Gesellschafterzuschüssen - rd. 16,3 Mio. EUR 
in den Bereich Beteiligungen. Die wesentlichsten Zugänge betrafen 
die Technische Versuchs- und Forschungsanstalt GmbH im Jahr 2008 

sowie die TU Wien Großgeräte- lnvestitions und Betriebs GmbH, die 
- seit ihrer Gründung im Jahr 2009 - rd. 10,1 Mio. EUR in Form 
von Gesellschafterzuschüssen erhielt. Die TU Wien leistete im Zeit­
raum 2007 bis 2011 noch an die INiTS Universitäres Gründerservice 
Wien GmbH sowie an die TU Career Center GmbH regelmäßig Gesell­
scha fterzuschüsse. 

Die Abgänge im Jahr 2013 betraFen hauptsächlich die Abwer­
tung des Beteiligungsansatzes der TU Wien Holding GmbH in Höhe 
von 1.5 Mio. EUR (siehe TZ 50). 

49.2 Der RH stellte fest, dass die TU Wien mit Ende 2013 an mehr als doppelt 
so vielen Gesellschaften beteiligt war als zu Beginn des Jahres 2007; 

dementsprechend tieg der Beteiligungsansatz von rd. 700.000 EUR zu 
Beginn des Jahres 2007 auf rd. 11 ,7 Mio. EUR im Jahr 2010 und wei­
ter auf rd. 15,5 Mio. EUR im Jahr 201 J. Er wies in diesem Zusammen­
hang kritisch darauf hin, dass eine angespannte FinanzsituaLion der 
TU Wien auch ihren ftnanziellen Spielraum betreffend Beteiligungen 
einschränkte, weil die TU Wien einige ihrer Beteiligungen wesentlich 
durch Gesellschafterzuschüsse untersrützte. 
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Wirtschaftliche 
Entwicklung 

50.1 (I) Die llJ Wien wies im Rechnungsabschluss 2013 einen Beteiligungs­
ansatz von rd. 15,5 Mio. EU R aus; diese Position setzte sich aus rol­
genden Gesellscharten zusammen: 

Tabelle 32: Beteiligungen der TU Wien gemäß Rechnungsabschluss 2013 

Beteiligungen 

TU Wien Holding GmbH 

Smart Minerals GmbH' 

AnteU ilm 
Stilmmkilpitill 

in .,. 

100,0 

50,0 

Eigenkilpitill zum Betelligungunutz zum 
31. Dezember 2013 31. Dezember 2013 

in 1.000 EUR 

14.135,52 14.743,77 

492,82 250,00 

INiTS Universitäres Gründerservice 
Wien GmbH 37,0 814,37 412,95 

AC2T research GmbH 

BIOENERGY 2020+ GmbH 

14,0 

13,5 

1.557,35 14,00 

594,96 27,00 

Integrated Microsystems Austria GmbH 

CEST Kompetenzzentrum für 
elektrochemische Oberflächen­
technologie GmbH' 

13.0 

11,0 

63,10 4,14 

161,44 3,85 

Materials Center Leoben 
Forschung GmbH ' 5,0 3.943,80 14,60 

Eigenkapital zum 31. Dezember 2012 

QueUen: TU Wien; Rechnungsabschluss 2013 TU Wien; Firmenbuch; RH 
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Die llJ Wien Holding GmbH stellte mit rd. 14,7 Mio. EUR den bedeu­
tendsten Beteiligungsansatz der llJ Wien dar. Die llJ Wien errich­
tete im Jahr 2009 die llJ Wien Holding GmbH, deren Aurgaben bzw. 
Unternehmensgegenstand U.a. das Halten und Verwalten, der Erwerb 
sowie die Veräußerung von Beteiligungen waren. In die em Sinne wur­
den alle Mehrheitsbeteiligungen45 der llJ Wien an die llJ Wien Hol­
ding GmbH übertragen bzw. enolgten größtenteils weitere Neuzugänge 
über die llJ Wien Holding GmbH. 

Bei den weiteren Beteiligungen handelte es sich um Minderheitsbe­
teiligungen an Forschungsunternehmungen bzw. Kompetenzzentren. 

(2) Aurgrund dieser Bedeutsamkeit stellt die nachrolgende Tabelle einen 
Überblick über die Mehrheitsbeteiligungen der llJ Wien Holding GmbH 
im Jahr 2013 sowie die EnrwickJung deren Ergebnisse dar: 

.. ~ AntC'i1 an dC' r Gtstll.schan bC't rägt ülxr SO ~ 
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Tabelle 33: Mehrheitsbeteiligungen der TU Wien Holding GmbH im Jahr 2013 

'ttttugung Bltetugungs- Anten Eigenkapital Ergebnis 
ansatz 31 . Oezembe, 2013 

2010 2011 2012 2013 

in 1.000 EUR in" in 1.000 EUR' 

TU Wien Großgerlite-
Investitions und 10.700,12 100 10.578.72 0.39 47.86 77,58 - 61.24 
Betriebs GmbH 

Tochnische Versuchs-
und Forschungsanstalt 1.984,50 100 2.027,69 80,12 230,99 45,91 - 207,16 
GmbH 

TU (areer (enter 
688.93 100 418,28 - 35,63 - 34,40 - 54,78 - 53,18 GmbH 

Industrielle 
Elektronik und 0,00 100 107.93 39.53 - 36,21 - 18,84 - 21,50 Materialwissen-
schaften GmbH' 

researchTUb GmbH 300,00 51 510,90 - 241.94 - 200.60 - 189.47 - 203,66 

Rundungsdifferenzen moglich 
1 Abwertung des Beteiligungsansatzes 1m Jahr 2012 in Hohe von 187.000 EUR 

Quellen: Jahresabschlusse TU Wien Holding GmbH 

Bund 2015/6 

Aufgrund einer im Jahr 2012 durchgefLihrten Gewinnaus chünung 
in Höhe von 1,5 Mio. EUR erfolgte im Jahr 2013 die Abwertung des 

Beteiligungsansatze der Technischen Versuchs- und Forschungsan­
stalt GmbH in der Höhe der Gewinnausschüttung; zudem wurde die 
Beteiligung _researchTUb GmbH" aufgrund der nachhaltig gesunkenen 

Ertragserwartungen in Höhe von 450.000 EUR abgewertet. 

50.2 Der RH wies kriti ch darauf hin, dass im Jahr 2013 keine der Mehr­

heitsbeleiligungen der TU Wien Holding GmbH ein po itives Ergebnis 

erwirtschaftete. Positive Ergebnisse erzielten nur die TU Wien Großge­
räte-Investitions und Betriebs GmbH sowie die Techni che Versuchs­
und Forschungsan talt GmbH von 2010 bis 2012 und die Industrielle 
Elektronik und Materialwissenschaften GmbH im Jahr 2010. 

Des Weiteren lag zum 31. Dezember 2013 bei drei Ge eil chaften46 der 
TU Wien und bei drei Gesellschaften<? der TU Wien Holding GmbH 

das anteilige Eigenkapital unter dem BeleiligungsansaLZ. Nach Ansicht 
des RH bestand daher fLir die TU Wien das Risiko, dass in Zukunft 
durch weitere Abwertungen bei den Beteiligungen das Ergebnis nega­
tiv belastet werden wird. 

46 TU Wi~n Holding GmbH. 5man Minerals GmbH und INiTS Umve-rsltärts GfÜnderscr­
vicl:' Wir-n GmbH 

41 TU Wir" Großg('räle- lnVtslilions und Betriebs GmbH und TU Carft'T (('nlrr GmbH. 
m.a",hnJb Gmbll 
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zwischen der TU Wien 
und ihren Beteili­

gungen 

168 

51 .1 (I) Neben den Gesellschafterzu chüssen bestanden zwischen der 

TU Wien und ihren Beteiligungen weitere finanzielle Verflechtungen ; 
so verrechnete die TU Wien ihren Beteiligungen u.a. wissenschaft­
liche Dienstleistungen, Leistungen des Zentralen Inforrnatikdienstes 

oder Mieten . Im Gegenzug bezog die TU Wien auch Leistungen : sie 
mietete bspw. Großgeräte und Anlagen von der TU Wien Großgeräte­

Investitions und Betriebs GmbH. 

Die TU Wien stellte ihren Beteiligungen Leistungen auch unentgelt­
lich zur Verfiigung. Zu diesen Zuwendungen zählte bspw. die Förde­
rung der Forschungs- bzw. Kompetenzzentren durch Bereitstellung von 

Eigenmineln, den sogenannten Inkind-Leistungen; zudem erhielten 
die Beteiligungen zum Teil Aufwendungen, wie bspw. Personal oder 
Räumlichkeiten, nicht in Rechnung gestellt, wobei rur dicse Zuwen­

dungen teilweise keine bzw. keine aktuellen venraglichen Vereinba ­

rungen vorlagen. 

(2) Seit 2010 waren, gemäß der Un iv. Rechnungsab chlussV048, die im 

Geschäftsjahr geleisteten Gesellschafterzuschüsse und sonstige Zuwen­
dungen an Ge ellschaften, Stiftungen und Vereine gemäß UG49, die 

einen Betrag von jeweils 10.000 EUR überstiegen. in den Angaben 
und Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung anzugeben. Die 

TU Wien flihne in diesem Zusammenhang die an die Beteiligungen 
geleisteten Gesellschafterzuschüsse bzw. Förderbeiträge an; ein Aus­
weis der unentgeltlichen Zuwendungen erfolgte nicht. 

51.2 Der RH bemängelte, dass die TU Wien - trotz der angespannten win­
schaftlichen Situation - nur zum Teil die von ihr erbrachten Leistun­
gen an ihre Beteiligungen verrechnete und dass teilweise keine bzw. 
keine aktuellen Vereinbarungen vorlagen. Zudem kritisiene er die man­
gelnde Transparenz hinsichtlich der unentgeltlichen Zuwendungen der 

TU Wien an ihre Beteiligungen. 

Der RH empfahl daher der TU Wien, im Sinne der Transparenz und 
Ko tenwahrheit durchgängig die erbrachten Leistungen, auf Basis von 
aktuellen venraglichen Vereinbarungen, an ihre Beteiligungen zu ver­

rechnen und Zuwendungen im vollen Umfang in den Angaben und 
Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung im Rechnungsab­

schluss anzuflihren . 

.. V~rordnung drr Bundesministerin ror Bildung. Wisstnschaft und Kultur übt-r den Rr-ch­
nungsabschluss dtr Univrrsil!ilrn. 8GB!. 11 Nr. 292/2003 

.. § 10 UG 2002 
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51.3 LaUl lellulIgllulrme der TU Wiell seieIl ulljällgliche Millder- oder Nichl ­
verrechllullgen laufelld aufgearbeilel wordell; mil SlaluS 2013 gebe 
es keille Millder- oder NiclJ/verrecllllungen mehr. Zur Empfelllung. 
Zuwendullgen im vollen Umfang ill den Allgaben und Erläulerullgell 
zur Gewinn- und Verluslrecllllullg im Recirnungsabscllluss allzuflill ­
ren. lIahm die TU Wiell lIichl Slellullg. 

51.4 Der RH erinncrtc an seine Empfehlung, auch Zuwendungen - gemäß 

Univ. Rechnungsab chluss VO - in den Angaben und Erläuterungen 
zur Gewinn- und Verlustrechnung im Rechnungsabschluss anzufUh­
ren. 

Anlagen und Investitionen 

Gesellschafurecht -
liehe Konstruktion 

- TU Wien Großge­
räte-Investitions und 
Betriebs GmbH 

Bund 2015/6 

52.1 (I) Seit 2009 erfolgte die finanzielle Abwicklung von Großinvesti ­

tioncn der TU Wien über die TU Wien Großgcräte-lnvestitions und 
Betriebs GmbH; die TU Wien mictctc diesc Großgeräte und Anlagen 
von der TU Wien Großgeräte- lnvestitions und Betriebs GmbH. 

Die TU Wien Großgeräte- lnvestitions und Bctriebs GmbH war ein 

100 'lb-Tochtcrunternehmen der TU Wien Holding GmbH. welche ihrer­
seits zu 100 'lb der TU Wicn gehörte. 

Die TU Wien Großgeräte- lnvestitions und Betriebs GmbH wurde mit 

dem Ziel gegründet. mit efTIzientem Geldmitteleinsatz erhöhte Inves­
titionsmöglichkeiten fUr die TU Wicn zu schaffen und damit zur opti­
malcn Ausstattung des Forschungs- . Lehr- und Servicebereich bei­

zutragen. Effektivität. Transparenz und optimaler Mirteleinsatz waren 
die Leitmotive. 

Der Zweck der TU Wien Großgeräte- lnvestitions und Betriebs GmbH 
war laut TU Wien Großgeräte- lnve titions und Betriebs GmbH neben 

einer wirtschaftlichen Optimierung von Finanzvorgängen auch die 
stcuerliche Optimierung. insbesondere bctrcffend Umsatzsteuer und 
Einfuhrstcuern. 

(2) Bis Oktober 2012 lag die Investitionsgrenze fUr Großinvestitionen 
bci 100.000 EUR netto. d.h. Investitionen der TU Wien (im Global­
budgetbereich) über dic cm Betrag mussten durch die TU Wien Groß­
geräte- Inve Litions und Betriebs GmbH getätigt werden. Ab Okto­

ber 2012 wurde diesc Grenze per Rektoratsbeschluss auf 50.000 EUR 
nerto gesenkt. 
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(3) Aufgrund einer Anfrage der TU Wien Großgeräte- lnvestitions und 
Betriebs GmbH teilte das zuständige Finanzamt mit Schreiben vom 

Juli 2010 mit, dass aufgrund der Angaben der TU Wien Großgeräte­

Investitions und Betriebs GmbH fur die Berechnung des Mietentgelts 
davon ausgegangen werden kann, dass die TU Wien Großgeräte- lnves­
tilions und Betriebs GmbH zur Erfullung ihrer Unternehmereigenschaft 

ihre Leistungen mit einem angemessenen Entgelt verrechnet, was das 
Recht auf Vorsteuerabzug fur ordnungsgemäß abgerechnete Leistun­
gen von anderen Unternehmen nach sich zöge, soweit sie der Ausfuh­

rung der steuerpOichtigen Umsätze der TU Wien Großgeräte-lnvesti­
tions und Betriebs GmbH dienten. 

(4) Die Umsatzerlöse und die Steuergutschriften/-zahllasten ent­

wickelten sich wie folgt: 

Tabelle 34: Entwicklung der Umsatzerlöse und der Steuergutschriften/-zahllasten der 
TU Wien Großgeräte-lnvestitions und Betriebs GmbH von 2009 bis 2014 

2009 2010 2011 2012 20ll 2014' Summt 2007 
bio 2014 

in EUR 

Umsatzerlöse aus 
Vermietung der Groß- 53.910 601.040 1.366.570 2.180.840 1.986.060 2.207.244 8.395.664 
geräte und Anlagen 

Steuergutschrift H/ 
- 393.367 - 400.455 309.680 233.490 288.667 - 600.000 - 561.985 -zahllast (+)' 

von der TU WienjTU Wien Großgeräte-Investitions und Betriebs GmbH geschätzt 
2 Saldo aus Umsatz-. Erwerbssteuet. Steuerschuld gemäß § 19 Umsatzsteuergesetz. Vorsteuer, Vorsteuer aus inner· 

gemeinschaftlichem Erwerb. Vorsteuer gemaß § 19 Umsatzsteuergeseu. Vorsteuer betreffend Einfuhrumsatzsteuer 

Quellen: Rechnungsabschlüsse bzw. Daten der TU Wien Großgeräte- lnvestitions und Betriebs GmbH 
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In den Jahren 2011 bis 2013 entwickelte sich der Steuerstundungseffekt 

aufgrund des gesunkenen Investitionsvolumens deutlich geringer als 
ursprünglich geplant; in Summe wird sich laut TU Wien fur den Zeit­
raum 2009 bis 2014 ein Steuervorteil von rd. 562.000 EUR ergeben. 
Bereits aus dem Vorsteuerabzug betreffend den innergemeinschaft­
lichen Erwerb und die Einfuhrumsatzsteuer bei der TU Wien Großge­

räte- Investitions und Betriebs GmbH ergebe sich ein positiver Effekt 
von ca. 2,39 Mio. EUR (2010 bis 2013), weil die TU Wien nicht vor­
steuerabzugsberechtigt sei, die TU Wien Großgeräte- lnvestitions und 

Betriebs GmbH jedoch schon. 

(5) Die TU Wien Großgeräte- lnvestitions und Betriebs GmbH entfal­
tete ihre Tätigkeit überwiegend mit Mitteln derTU Wien (siehe TZ 49). 

Ebenso war die TU Wien einzige Auftragnehmerin der TU Wien Groß­

geräte- Investitions und Betriebs GmbH. 
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52.2 Der RH hielt fest. dass die Gründung von Gesellschaften durch Univer­
sitäten den Vorgaben der Sparsamkeit, Winschaftlichkeit und Zweck­
mäßigkeit entsprechen sollte. Da Universitäten überwiegend durch 
den Bund ftnanzien werden, trat der in einem Zinsvoneil bestehende 
steuerliche Voneil, der ohnehin nur auf Kosten der öffentlichen Hand 
gewonnen wurde, gegenüber anfallenden Kosten wie den Gründungs­
kosten und den durch den Betrieb der TU Wien Großgeräte- lnve ti ­
tions und Betriebs GmbH zusätzlich entstehenden Kosten (z.B. Firmen­
buch, Abschlussprüfung, Steuerberater) in den Hintergrund. 

Der RH wies in diesem Zusammenhang auch auf seinen Bericht _Mon­
tanuniversität Leoben Forschungs- und Infrastruktur GmbWso hin, 
wonach das BMF ausgefühn halle, dass die Grenze der steuerrecht­
lichen Gestaltungsmöglichkeiten dann erreicht sei, wenn aus objektiven 
Anhaltspunkten ersichtlich sei, dass mit den Umsätzen im Wesent­
lichen nur ein Steuervoneil bezweckt wird. 

Wiewohl die TU Wien Großgeräte- lnvestitions und Betriebs GmbH 
ihre teueroptimierende Zielsetzung bei der ftnanziellen Abwicklung 
von Großinveslilionen verfolgte, vermerkte der RH kriti ch, das mit 
der Auslagerung eine Komplexitätszunahme und Transaktionskosten 
verbunden waren, die die Winschaftlichkeit und die Transparenz des 
Gebarungshandelns der TU Wien (das Anlagevermögen schien bei der 
TU Wien Großgeräte- lnveslilions und Betriebs GmbH und nicht bei 
der TU Wien im Rechnungsabschluss auf] beeinträchtigten, so dass aus 
der Gesamtsicht des Staates für den RH kein Mehrwen erkennbar war. 

Der RH empfahl daher der TU Wien, die Konstruktion der TU Wien 
Großgeräte-lnvestitions und Betriebs GmbH gesamthaft zu evaluieren 
und danach über die Beibehaltung der TU Wien Großgeräte-Investi­
tions und Betriebs GmbH zu entscheiden. 

52.3 Laul Slellungnallme der TU Wien sei der Evaluierungsprozess einge­

leilel worden. Bei der Konslruklion der TU Wien Großgeräle- lnvesli ­

lions und Belriebs GmbH sei vo r allem die wirlschaf/lielre Überlegung 

der Planbarkeil und Sleuerbarkeil von Großin llesliliollell im Vorder­

grund geslanden. Der allgesprochene leuerslUlldullgseJJekl sei ein 
posiliver NebelleJJekl und nichl vordergründig zu sehen. 

!IO Rtlhr Bund 2012/11. TZ 4 sowirTZ 19 
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53.1 (I] Die Investitionen (Zugängel in technische Anlagen und Maschinen 
(Sachanlagen) an der 111 Wien und der 111 Wien Großgeräte-lnvesti­
tions und Betriebs GmbH entwickelten sich wie folgt: 

Tabelle 35: Entwicklung der Investitionen (Zugänge) in technische Anlagen und 
Maschinen von 2007 bis 2013 

TU Wien 

davon aus Mitteln 
§ 27 UG' 

TU Wien Großgeräte­
Investitions und 
Betriebs GmbH 

S-
TU ....... TU 

2007 

21,07 

2,11 

2008 2009 2010 

25.68 37,76 38,00 

1.70 2,03 1,82 

2,17 4.11 

2011 2012 2013 S-20D7 Vtrinderung 
llllZOU 2007 bis 2013 

in Mio. EUR 

26,57 15.34 20,39 1IU1 

2,10 1,91 2,88 u.SJ 

5,43 3,26 2,44 17,41 

.... '" ... .... 11,07 IJ,U SI,'I 
"wutltl .. .. 
.... ",I.-H 

Rundungsdirrerenzen möglich 
I Universitätsgesetz 2002 

Quellen: Rechnungsabschlüsse der TU Wien bzw. der TU Wien Großgeräte- lnvestitions und Betriebs GmbH; RH 
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Wie bereits in TZ 2 dargestellt, traten an derTU Wien ab Ende 2010 Liqui­
ditätsprobleme zu Tage. Daher wurden die für 20 11 geplanten Inves­
titionen von ursprünglich rd. 47,00 Mio. EUR auf rd. 34,40 Mio. EUR 
reduzien. Das BMWFW und die 111 Wien 51 vereinbanen weiters u.a. 
im Jänner 2012 52 bzw. im März 2012 53 eine Reduktion der Ausgaben 
der Investitionen auf rd. 16,50 Mio. EUR für 2012. 

Im Februar, April und Mai 2012 begrenzte der Universitätsrat der 
111 Wien die Höhe der durch die 111 Wien zu tätigenden Investitionen 
schritTWeise auf rd. 5,00 Mio. EUR. Zur Unterstützung baute die 111 Wien 
ein zentTales Investitionscontrolling auf. Die Beschaffung der Infrastruk­
tur-Investitionen durfte nur nach Freigabe der Vizerektoren für For­
schung und Finanzen erfolgen. Im Oktober 2012 lockene der Univer­
sitätsrat diese Vorgabe aufgrund der Verbesserung der Liquidität und 
eneilte die Freigabe für Investitionen bis maximal rd. 14,51 Mio. EUR. 

"'I Frühwamb(:richl It dC'r llJ Wirn (Jah~bschluss 2010) - Stawslxricht des Rek.torats 
vom 16. November 2011 : Rrouzierung der Investitionen für 2011 von rd. 47.00 Mio. EUR 
.uf rd. 34.40 Mio. EUR 

'iol S1aluslxrichl gemäß Vertinbarung mit dem BMWFW vom 19. Jänner 2012 

'i) Maßnahmenkatalog derTIl Wien vom 20. M ärz 2012jPlanungsslandl 
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(2) Neben den von ihr getätigten Investitionen erhielt die TU Wien 

weitere Investitionsgüter über die TU Wien Großgeräte- lnvestitions 
und Betriebs GmbH. Die TU Wien leistete damr Gesellschafterzu­
schüsse und Mietzahlungen an die TU Wien Großgeräte- lnvestitions 

und Betriebs GmbH, die diese in technische Anlagen und Maschinen 
investierte (siehe TZ 49.1 (2) und TZ 52). 

53.2 Der RH hielt fest, dass sich die Investitionen in Maschinen und 

technische Anlagen vom Jahr 2007 bis 2010 verdoppelten; auf­
grund der Liquiditätsprobleme und Einsparungen sanken sie 
bis 2012 auf rd. 18,60 Mio. EUR; im Jahr 20\3 stiegen sie wieder auf 

rd. 22,83 Mio. EUR. 

Er wies darauf hin, dass sich die TU Wien über die Beteiligung an der 
TU Wien Großgeräte-lnvestitions und Betriebs GmbH einen zusätz ­

lichen finanziellen Spielraum mr Investitionen schuf, wodurch sie im 
Jahr 2012 die mit dem BMWFW vereinbarten bzw. die vom Universi ­

tätsrat vorgegebenen Investitionslimits überschreiten konnte. 

Er kritisierte in diesem Zusammenhang erneut, dass mit der Auslage­
rung in die TU Wien Großgeräte-lnvestitions und Betriebs GmbH die 

Transparenz des Gebarungshandelns der TU Wien (das Anlagevermögen 
schien bei der TU Wien Großgeräte- lnvestitions und Betriebs GmbH 

und nicht bei der TU Wien im Rechnungsabschluss auf] beeinträch­
tigt wurde (siehe auch TZ 52). 

54.1 Die internen Richtlinien der TU Wien in Bezug auf Anschaffungen 
durch die TU Wien Großgeräte- Investitions und Betriebs GmbH sahen 
vor, dass Anlagenanschaffungen aus dem Globalbudget mit einem 

Volumen von mehr als 100.000 EUR netto (bis Oktober 20\ 2) bzw. 
von mehr als 50.000 EUR neno (ab Oktober 2012) über die TU Wien 

Großgeräte- lnvestitions und Betriebs GmbH erfolgen sollten. In ein ­
zelnen Fällen 54 erfolgten entgegen den internen Richtlinien Anlagen­
anschaffungen nicht über die TU Wien Großgeräte- lnvestitions und 

Betriebs GmbH. 

54.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die internen Richtlinien nicht immer 
eingehalten wurden. Sollte die Konstruktion der TU Wien Großgeräte­

Investitions und Betriebs GmbH beibehalten werden (TZ 52), empfahl 
er der TU Wien, durch geeignete Maßnahmen für eine Einhalrung der 
internen Richtlinien Sorge zu tragen. 

S4 Laboreinrichtung Ober rd. 117.000 EUR im Mai 201 2, BQromöblierung über rd . 
15.000 EUR im Oktober 201 2. Scanning-Probc- Microscopc-Systcm (SPM -Sysl(~ml 

über rd. 90.000 EUR im April 201 J 
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55.1 (1)lm Jahr 2008 schlossen die TU Wien und die Vetmeduni Wien einen 

Kooperationsvertrag zur Entwicklung eines neuen Informationssyslems 
für die TU Wien mit dem Projekttitel _TU Wien Informations-Systeme 

und Services - TISS- ab. Aufgrund dieses Vemags sollte die Vetmed­
uni Wien, deren Kernkompeienzen in der Tiergesundheit, der präven­

tiven Veterinärmedizin und der Lebensminelsicherheil lagen. für die 
TU Wien. die über eine Fakultät für Informatik und einen Zentralen 
Informatikdienst verfügte, IT - Dienstleistungen erbringen. Als ausfüh­

rende Stelle der Vetmeduni Wien fungierte deren Forschungsgruppe 
I nfoTcchnologie. deren Leiter und Ansprechpartner ein Professor der 

TU Wien war. 

(2) Für das Projekt nss wurde kein Pauschalpreis vereinbart. vielmehr 
gingen die Vemagspartner auf Basis von vereinbarten Stundensätzen 
von einem _Erwartungsvolumen" von rd. 160.000 EUR pro Jahr aus. 
Sie deklarierten das Projekt als universitäre Forschungstätigkeit, was 

aus ihrer Sicht die Befreiung von der Umsatzsteuer zur Folge halte. Es 
wurde j edoch expliZit vereinbart. dass die TU Wien die Umsatzsteuer 

nachträglich zu tragen hätte. ollte sich herausstellen. dass die Leis­
tungen der Vetmeduni Wien doch der Umsatzsteuer unterlägen. In der 
Folge beschränkte sich die Rolle der Vetmeduni Wien darauf. faktisch 
die Dienstgeberfunktion ftir die im Rahmen des Projekts beschäftigten 
Mitarbeiter und Abrechnungsfunktionen zu übernehmen. 

(3) Im Endausbau sollte das TISS über zahlreiche für die Verwaltung 
der TU Wien essentielle Funktionen verfügen, wie bspw. Personalser­

vices. Beauftragung der Lehre. Liegenschafts- und Studierendenver­
wahung. Schniuslelle für das e- Iearning. Reporting und Statistiken. 

(4) Die Steuerung der technischen Angelegenheiten des Projekts erfolgte 
in einem Steering Comminee. Weder in dessen Sitzungen noch in des­

sen Abschlussbericht wurden allerdings die in der Folge eingetretenen 
Kostenüberschreitungen (siehe im Folgenden unter (IOll - mit Aus­
nahme zusätzlicher Kosten fur die TU- Card - thematisiert. 

(5) Im Jahr 2010 schloss die TU Wien ein .. Memorandum of Underslan ­

ding'· mit einem im EDV- Bereich tätigen Unternehmen ab. das durch 
denselben Professor der TU Wien vertreten wurde. der auch als Leiter 
der Forschungsgruppe InfoTechnologie der Vetmeduni Wien fungierte. 

Dieser Professor trat sohin in zwei weiteren Rollen auf: 

- als Projektleiter der Velmeduni Wien und 

- als Geschäftsführer des Unternehmens. 

Bund 2015/6 

III-167 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)78 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 
Anlagen und Investitionen 

Bund 2015/6 

Technische Universität Wien - Finanzsituation 

Ziel dieser gemeinsamen Entwiddungspartnerschafl war auch eine 
Reduzierung der Kosten für die ru Wien durch kostenlose Einbri ngung 

von EDV- Produkten und Patenten des Untemehmens sowie allenfalls 
eine spätere Gründung einer gemeinsamen Gesellschaft. 

(6) Im Jahr 20121ieO die Vctmeduni Wien das Projekt durch ihre Inteme 

Revision und exteme Gutachter prüfen. Die Prüfer kamen zum Ergeb­
nis, dass eine Gegenüberstellung der tatsächlich an die ru Wien ver­

rechneten Stunden mit den maximal möglichen Arbeitsstunden der am 
Projekt beschäftigten Mitarbeiter zu erheblichen Diskrepanzen führte 
und das T1SS- Projekt keine Forschungsleistungen. sondem Leistun ­

gen im Rahmen eines Betriebs gewerblicher Art zum Gegenstand hane. 

Die Vetmeduni Wien kündigte daher den Kooperationsvenrag mit 
Ende 2012. Gleichzeitig erstallete sie wegen nicht gemeldeter Umsatz­

steuern in Höhe von rd . 700.000 EUR. ebenso wie wenig SIJäter die 
ru Wien, Selbstanzeige für Mitglieder ihrer Rektorate sowie weitere 
Personen, 

(7) In der Folge erbrachtejenes Unternehmen. mit dem im Jahr 2010 das 
Memorandum of Understanding abgeschlossen worden war - unge­

achtet bestehender Differenzen über vOm Unternehmen erbrachte Leis­
tungen - Unterstützungsleistungen für die ru Wien, um die Funkti­
onsfahigkeit von T1SS aufrecht zu erhallen. 

(a) Mitte 2013 beabsichtigte die ru Wien. auch um die Meinungs­

verschiedenheiten pauschal zu bereinigen. nss zu kauFen und über­
minelte einen entsprechenden Vorschlag an das Untemehmen. Eine 

Einigung kam jedoch insbesondere deshalb nicht zustande, weil die 
Vorstellungen über den Kaufpreis bzw. die noch offenen Zahlungen 
weiterhin weit auseinander lagen. 

Zur seI ben Zeit traten weitere Meinungsverschiedenheiten zwischen 
derTU Wien und dem Unternehmen auf. Daher beende te die ru Wien 
die Zusammenarbeit mit dem Unternehmen; das Unternehmen erach­
tete die Kooperation jedoch weiterhin als Fonbestehend. 
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(9) Anfang 2014 waren betreffend das Projekt TISS u.a. folgende zivil­
gerichtliehe Verfahren anhängig: 

- Unternehmen als Klägerin gegen Vetmeduni Wien wegen 
rd. 1,44 Mio. EUR: 

- Unternehmen als K1ägerin gegen TU Wien wegen rd. 400.000 EUR; 

- Unternehmen als Klägerin gegen TU Wien wegen Unterlassung. 

In letzterem Verfahren erwirkte das Unternehmen gegenüber der 
TU Wien eine Einstweilige Verfügung, wonach sie das TISS zwar 
benützen, aber nicht ändern bzw. weiterentwickeln durfte. Daraufhin 

beschloss die TU Wien, hinsichtlich der Nutzung von TISS alterna­
tive Wege zu beschreiten und Systemteile, die nicht veränden werden 
dürfen, für die aber Anpassungen notwendig wären, auszutauschen. 
In welcher Weise dies erfolgen wird, war zum Ende der Gebarungs­

überprüfung an On und Stelle durch den RH ebenso offen wie der 
Ausgang der genannten Gerichtsverfahren. 

(10) An Kosten waren für das Projekt nss bis Ende 2013 - unter 
Berücksichtigung einer Rückzahlung der Vetmeduni Wien rur die 
TU Wien - rd. 7 Mio. EUR55 für internes und externes Personal, Miet­

und Betriebskosten. Winschaftsprüfer, Rechtsvenretung, Gutachten 
und sonstige Projektausgaben aufgelaufen. Gleichzeitig war allerdings 
auch die Anzahl der features von ursprünglich rd. 350 auf bereits 

rd. 800 im Jahr 2010 angewach en. 

55.2 Der RH kritisiene die DurchfUhrung des Projekts TISS. Im Kontext der 
Überprüfung der Finanzsituation der TU Wien betraf dies die Kon­
struktion des Kooperationsvenrags mit der Vetmeduni Wien, der aus 

Sicht des RH Elemente eines Umgehungs- oder Scheingeschäfts auf­
wies mit dem Zweck, Umsatzsteuer zu sparen und eine Ausschreibung 
zu vermeiden, und in dem auch gebarungsrelevante wichtige Fragen 

- wie die Handhabung entstehender Urheberrechte - zum Nachteil 
der TU Wien nicht geregelt waren . 

Da der Venrag als Forschung leistung konzipien war und DrittmitteI ­

einnahmen bis 2012 relevant fUr das sogenannte Formelbudget56 als 
Teil des Globalbudgets einer Universität waren, war aus Sicht des RH 
weiters nicht auszuschließen, dass die - vom RH nicht überprüfte -

~~ Bt"tffhnung durch TU Wien. stichprobcnwcj$t:' konlrollien durrh den RH 

Mi Hiebei hand('ltc rs sich um eine k.omplexe- 8crt'Chnungsmt"lhodc als Teil der Finanzie­
rung der Univt'rsitälcn unlCf Einbtzit"hung von lndikatortn all('r 21 Universil!hcn. 
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Vetmeduni Wien aus diesem Titel ihr nicht zustehende zusätzliche 
Gelder seitens des BMWFW erhielt. 

Hinsichtlich der Durchruhrung des Projekts bemängelte der RH im 
Kontext der Überprüfung der Finanzsituation der TU Wien da vor­

gängige Fehlen eines Kostenlimits, das mangelnde Kostencontrolling 
und die massive Überschreitung der Kosten: immerhin standen dem 
.Erwarrungsvolumen· von rd. 160.000 EUR je Jahr (siehe TZ 55.1 (2)) 

ab dem Jahr 2008 tatsächliche Kosten von rd. 7 Mio. EUR bis 2013 
gegenüber (TZ 55.1 (10)). 

Er emprahl daher der TU Wien, in Hinkunrt Venräge über gewerbliche 
Dienstleistungen nicht als solche über Forschungsleistungen abzu­

schließen und deren korrekte steuerrechtliche Behandlung ebenso 
sicherzustellen wie die Durchführung eines entsprechenden Verga ­
beverfahrens. 

Weiters wäre jedenralls ein Projektverantwortlicher zu bestellen, der 
rur die Einhaltung der budgetierten Kosten verantwortlich ist. 

Dem BMWFW emprahl der RH, zu prüren, ob bzw. inwieweit die 

Abrechnung des Formelbugets der Vetmeduni Wien (und damit aller 
anderer Universitäten) ralsch war, weil die Vetmeduni Wien dieses 

in ihrem Rechnungswesen als universitäre Forschungsprojekt nach 
§ 27 UG ruhrte, und danach zu entscheiden, ob im Hinblick aur den 
damit einhergehenden Verwaltungsaufwand eine Rückrechnung der 

Formelbudgelanteile der Universitäten zweckmäßig wäre. 

55.3 wur Srellungnahme des BMWFW sei im Juli 2014 ein Vergleich abge­
schlossen worden, womit eine endgülrige und einvernehmliche Bereini­
gung aller strilligen Angelegenheiren erzielr worden ci. An einer uni­

versirätsinrernen Enrscl,eidung über die Weirerführung des TISS, den 
Ankauf eines neuen rr -Sysrems oder der h,stallarion einer Mischfom, 
werde gearbeiret. 

Weiters habe das BMWFW die von der Vetmedlllli Wien im Rahmen 

der Wissensbilanz gemelderen TlSS- Erlöse erhoben und eine Überprü ­
fung eingeleiret, ob und wie sich diese auf die Ermilliung der Forn,eI­
budgets ausgewirkt hällen. Nach Vorliegen der Ergebnisse werde über 
eine allfällige nachträgliche Korrekrur enrschieden . 

Die TU Wien teilte zur Empfel,lung, sie solle in Hinkunft Verträge 
über gewerbliche Diensrlcistungell nichr als solche über Forscl,ungs­
leisrunge" abschließen und dere" korrekre steuerreclrrlicl,e Behand­

lu"g ebenso sichersrelle" wie die Durcl'fiihrung eines entsprechenden 
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Vergabeverfahrells, lIIil, dass sie Maßlla/rlllell zur Ulllselzullg dieser 
Elllpfehlullg ergriffeIl habe. 

Zielvereinbarungen des Rektorats mit den Organisationseinheiten 

Vorgaben des UG 

Abschluss der Zielver­
einbarungen - wis­

senschaftliche Orga­
nisationseinheiten 

178 

56 Gemäß UG war es die Aufgabe des Rektorats, mit den Leitern der Orga­
nisationseinheiten der Universitäten Zielvereinbarungen abzuschlie­

ßen. Zweck dieser Zielvereinbarungen war es insbesondere. festzule­
gen. bi zu welchem Zeitpunkt welche Lei wngen zu erbringen waren. 

Dabei hatten sich die Zielvereinbarungen an den strategischen Zie­
len der Universität und der Leistungsvereinbarung zu orientieren. Dies 
erfordene das Herunterbrechen der Ziele und Vorhaben der Leistungs­

vereinbarung auf jene der jeweils in Frage kommenden Organisations­
einheiten der Universität. 

57.1 Weder in der Leistungsvereinbarungsperiode 2007 bis 2009 noch in 
der Leistungsvereinbarungsperiode 2010 bis 2012 schloss das Rekto­

rat der TU Wien Zielvereinbarungen mit den wissenschaftlichen Orga­
nisationseinheiten ab. Erstmals erfolgte ein deraniger Abschluss im 
Jahr 2013. und zwar mit allen acht Fakultäten im Oktober 2013 für 

die Periode 2013 bis 2015. Die Zielvereinbarungen enthielten Leis­
tungsverpnichtungen der Fakultäten und Leistungsindikatoren, die 
einzelne Teile der Leistungsvereinbarung abdeckten. In der überwie­
genden Anzahl von Fällen unterbliebjedoch eine Quamiftzierung die­

ser Indikatoren. 

Weiters teilten die Zielvereinbarungen den Fakultäten - zunächst rur 
2013 - deren Basis- . Lei tungs-, Investitions- und Innovationsbud­

gets zu. 

57.2 Der RH bemängelte den bi 20 12 unterbliebenen Abschluss von Zielver­

einbarungen mit den Fakultäten, wodurch der ausdrücklichen Anord­
nung des UG neun Jahre lang nicht entsprochen wurde. 

Ab der Leislungsvereinbarungsperiode 2013 bis 2015 chloss die Uni­
versität zwar Zielvereinbarungen ab. diese deckten aber nur einzelne 
Teilbereiche der Lei tungsvereinbarung ab und enthielten vielfach keine 
Zielwene für Indikatoren. Außerdem erfolgte der Abschluss zu einem 

Zeitpunkt. zu dem bereits rund ein Vienel der Geltungsdauer verstri­

chen war. 

Der RH empfahl daher der TU Wien, 
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im Sinne der Wirksamkeit dieses Steuerungsinstruments Zielverein­
barungen mit den Organisationseinheiten künftig möglichst zeit­

nah nach Beginn des Vereinbarungszeitraums abzuschließen und 

- dabei die Ziele und Vorhaben der Leistungsvereinbarung lücken­
los auf die in Frage kommenden Organisationseinheiten herunter­
zubrechen und damit die Steuerungswirkung weiter zu erhöhen. 

57.3 Laur Srellungnahme der TU Wien lrabe ie die EmpJehlung, die Ziel­
vereinbarungen mir deli Orgallisarollseillheirell möglichsr zeirllah lIach 
Beginn des Vereinbarullgszeirraums abzusrlr/ieBell, durch Vorbereirullg 
bzw. Imp1emellrierung enrsprechender Prozesse umgeserzr. 

Ziele und Vorhaben der Leis/ullgsvereillbarung würdell quall/i/a/ive 
ulld qualirative Aspekte beillirairen. SoJenr illhalrlirlr sinnvoll, wür­
deli diese auJ die Orgallisarionseinlreiren heru.Hergebrochen. Darüber 
hillaus würdell qualitative Ziele, bspw. die Evaluierung der Srudien ­
eingangs- ulld Orienrierungsphase, dazu dienen, qualltira/ive Ziele 
(die Erhöhullg des Anreils prüjullgsak/iver Studierender) zu erreichell. 

57.4 Der RH erwidene, in der Leistungsvereinbarung 2013 bis 2015 enthal­
tene Zielgrößen, wiejene für die Anzahl der wi enschaftlichen/künst­
lerischen Veröffentlichungen oder für die Weiterbildung der wissen­

schaftlichen Mitarbeiter, hätten sich zweckmäßigerweise ebenfalls für 
eine Aufnahme in die Zielvereinbarungen geeignet. 

58.1 Ab dem Jahr 2010 hatten die sonstigen Organisationseinheiten (Dienst ­
leistungseinrichtungen) im Herbst jeden Jahres cin schriftliches Pro­
gramm für das Folgejahr zu erstellen , das als Aktionsplan bezeichnet 

wurde. Darauf aufsetzend wurden diese Vorschläge in Besprechungs­
terminen mit Teilen des Rektorats erönen und mündeten letztendlich 

in einem in SAP verbindlich festgelegten Budget. Unterschriebene und 
datiene Vereinbarungen , in denen das genehmigte Budget und die zu 
erbringenden Leistungen gesamthaft festgelegt wurden, gab e jedoch 
nicht. 

58.2 Aus der Sicht des RH hatten die im Rahmen des Budgerprozesses 

erstellten Dokumente und Prozesse nicht den Charakter von Zielver­
einbarungen. Das Steuerungspotenzial dieses Instruments wurde von 
der TU Wien daher nicht ausgeschöpft. Der RH empfahl daher der 
TU Wien, auch mit ihren Dienstleistungseinrichtungen - zeitnah nach 
der Genehmigung des Budgets der Universität - formale Zielvereinba­

rungen abzuschließen, in denen das der Organisationseinheit zur Ver­
fügung stehende Budget und die von ihr zu erbringenden Leistungen 
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schriftlich fixiert werden; dies mit dem Ziel, auch mit diesem Steue­
rungsinstrument die Wiederkehr kritischer FinanzsilUationen bestmög­
lich zu verhindern. 

58,3 Laut Stellullgnahme der TU Wien habe sie diese Empfehlullg für das 

Budget jahr 2015 erstmals umgesetzt. 

59. 1 (I) In der Entwicklung der Erstzulassungen bei ordentlichen Studien S7 

erziehe die TU Wien vom Wintersemester 2007/2008 bis zum Win­
tersemester 2013/2014 einen Zuwachs von 13,4 'Ib, und zwar in allen 
Ausbildungsfeldern mit Ausnahme von Mathematik und Informatik. 
Im Ausbildungsfeld Ausbildung von Lehrkräften machte sich die Auf­
lassung der Lehramtsstudien (ausgenommen Darstellende Geometrie) 
bemerkbar (siehe Anhang I). 

(2) Die Anzahl der im Wintersemester 2013/2014 betriebenen ordent­
lichen Studien lag bei 29.379 und damit um rd. 6.400 Studien höher 
als im Wintersemester 2007/2008 (siehe Anhang 4). Die durchschnilt­
Iiches8 jährliche Steigerungsrate betrug dabei rd . 4,2 'Ib, wobei diese 
in den Jahren 2009 bis 2011 zwischen 6'1b und 10'lb lag, 2012jedoch 
auf rd. 2,6 'Ib zurückging und im Wintersemesler 2013/2014 ein Rück­
gang der Anzahl ordentlicher Studien um 1,6 'Ib festzustellen war. 

Dabei lag die Anzahl prüfungsaktiv betriebener Studien bei rund der 
Hälfte der Anzahl der ordentlichen Studien, mit seit dem Studienjahr 
2009/2010 fallender Tendenz (siehe Anhang 2). Es wurde daher über 
alle Ausbildungsfelder betrachtet in nur rd . 50 'Ib der betriebenen Stu­
dien die für die Zugehörigkeit zur Gruppe der prüfungsaktiv betrie­
benen Studien notwendige MindeststudienieistungS9 erbracht. Die Leis­
tungsvereinbarung 2013 bis 2015 enthielt Vorhaben und Ziele zur 
Lehr- und Lernorganisation, bspw. die Anhebung der hochschuldidak­
tischen Qualifikation und die Evaluierung der ECTS- Vergabe. 

(3) Die Anzahl der Studienabschlüsse stieg im überprüften Zeitraum 
von rd. 1.900 auf rd. 2.400 (+ 23,9 'Ib, siehe Anhang 3). 

1j1 in den Ausbildungsfeldem nach ISCED- Syslernatik (In1('rnational Standard CJassirlca~ 

lion of Educ3tion (lSCEDJ) 

Soll gC'Omttrischt'S Mittel 

SI) mindrstens 16 ECTS-Ann"chnungspunkle oder positiV beuneihe SlUdienkistungcn im 
Um rang von wenigstens 8 SemesterslUnden 
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59.2 Gemessen an der Anzahl der Erstzulassungen. der betriebenen ordent­

lichen Studien und der Studienab chlüsse konnte die ru Wien im über­
prüften Zeitraum ihre Attraktivität Für Studierende weiter teigem; ihre 

Finanzsituation halle darauf orrenbar keinen negativen Einnus . 

Die Prüfungsaktivität der Studierenden wies allerdings gleichzeitig eine 

leicht fallende Tendenz auf. Die fici mit der Neuregelung der Studien­

beiträge zusammen - mit einer Novelle des Universitätsge etzes 2002 
(UG 2002) wurden ab dem Sommersemester 2009 einerseits die Bei­
tragspnicht Für die vorgesehene Studienzeit plus zwei Toleranzsemester 

ausgesetzt und andererseits Erla tatbestände Für die beitragspflich­
tige Zeit (nach Studienzeit plus Toleranzsemester) erweiten. Der RH 

verwies dazu auf seine Ausführungen im Bericht Reihe Bund 2011/1 
.Studienbeiträge". TZ 6 Auswirkungen auf Studien-/Erfolgsindika ­
toren. Seiten 242 rr. 

Der RH empfahl der ru Wien daher. Maßnahmen. wie u.a. in der leis­
tungsvereinbarung 2013 bis 2015 mit dem BMWFW vereinban. zur 
Erhöhung des Anteils prüfungsaktiver Studien zu setzen. 

59.3 Laur Srellu"g"ahme der TU Wien l,äHe" illl derzeirige" Rahme" des 
UG die öffentliche" U"iversitäte" ei"e" "ur sehr eingescltränkten Ein­
fluss auf das Prädikat .pTÜfungsaktiv". Die in der Leistu"gsverei"ba­
rung 20/ J bis 20/5 ,'ereinbane" Maßnahmen befänden sich in Umset­

zung: Als Untersrützung zur A/lltebung der hochschuldidaktisclle" 
Qualifikarion der Lehrenden ei das Projekt .Focus Leitre" umgeserzr 
worden, ebe/lso ei die Evaluierung der ECTS- Vergabe den Studien­

kommissio"c" als laufe"de Aufgabe übertrage" worde". Die Erarbei­
tu"g vo" Maßnaltme" zur Verbesseru"g der Wirksamkeir der Studien­
eingangs- ulld Orientieru"gspltase sei i" die Zielvereinbaru"ge" mir 
deli Fakultären aufgenommen worde". 

Laut StellulIg"ahme des BMWFW werde es die Empfehlu/Ige" des 
RH an die TU Wien im Bereich Lehre im Hi"blick auf Erwartungen 
des BMWFW an die Universiräre" allgemein auch fiir die kommen­

de" Leistu"gsverei"barungs- Verha"dlunge" mir der TU Wie" in Evi­
denz "eltmCII. 
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60.1 (I) Die 111 Wien leistete bis zum Studienjahr 2011/2012 - in Anleh­
nung an § 4 des damaligen Bundesgesetzes über die Abgeltung von 
Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen60 - freiwillige, jeder­
zeit widerrufbare Zahlungen (Leistungsprämien) für Prüfungstätig­
keiten sowie für die Begutachtung von wissen chaftlichen Abschluss­

arbeiten. 

Diese Zahlungen stiegen stetig von rd . 1,34 Mio. EUR im Studien­
jahr 2006/2007 bis zu rd. 1,57 Mio. EUR im Studienjahr 20 10/2011. 
Die em Anstieg setzte die 111 Wien kostendämpfende Maßnahmen 
(u.a. durch eine stärkere Rücknahme des Entschädigung betrags mit 
zunehmender Prüfungsanzahl ab dem Studienjahr 2008/2009 sowie 
durch eine Reduktion des anspruchsberechtigten Personenkreises ab 
dem Studienjahr 2011/2012) entgegen und stellte aufgrund der seit 
dieser Zeit finanziell angespannten Situation diese freiwilligen Zah­
lungen ab dem Studienjahr 20 12/20 13 zur Gänze ein. 

(2) Um den Stellenwen der Lehre weiterhin hochzuhalten, wollte die 
111 Wien ab diesem Zeitpunkt besondere Leistungen in der Lehre durch 
eine Auslobung eines mit 10.000 EUR dotienen Preise an Einzelper­
onen oder Lehneams je Fakultät gesonden würdigen. Ein Konzept 

zur besonderen Förderung von Lehrenden in Lehrveranstaltungen mit 
hoher Studierendenanzahl wurde zwischenzeitig unter Einbindung der 
Studierenden erarbeitet, der Preis wurde jedoch noch nicht ausge­
schrieben. 

60.2 Der RH hob kritisch hervor, dass im Bereich der freiwillig geleisteten 
Entschädigung für Prüfungstätigkeiten der Höchststand an Auszah ­
lungen im Zeitraum 2010/2011 - gerade zur Zeit der angespannten 
finanziellen Situation - erreicht wurde. 

In Anbetracht dessen sah der RH die ab dem Studienjahr 2012/2013 
vorgenommene gänzliche Einstellung der freiwillig gezahlten Entschä­
digungen für Prüfungstätigkeiten und für die Begutachtung von wis­
enschaftlichen Arbeiten positiv, dies insbesondere auch im Hinblick 

auf die Regelungen des KV und den _all-in-- Charakter des monatli­

chen Entgelts. 

Der RH empfahl der 111 Wien, dem Monitoring der individuellen Lehr­
leistung besonderes Augenmerk zu widmen. 

60 BG8\. Nr. 463/ 1974. außer Knft gr:tmr:n am ) 1. Dac:m~r 2003 (mit Inkrafttmr:n des UGj 
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60 .3 Laut Stellung'lOlrme der TU Wien würde der E'lI wicklungsplan 2016+ 
der TU Wien als eine der im HandlungsJe/d Lehre angefrihrten Maß­

nahmen die angemessene Beteiligung aller Gruppen des wissenselrajt­

lielren Personals an der Lelrrr durch eine ausgewogene Lehrzuteilung 
vorsehen. Die e Maßnahme werde auch in den künftigen Zie/verein­
barungen mit den Fakultäten ihren Niederschlag finden. 

61 .1 (I) Zusätzliche Aufwendungen für die Lehre fielen rur die Kollegi­
engeldabgeltung für das wissenschaftliche Personal in öffentlich­
rechtlichem Dienstverhältnis (Professoren, Dozenten und Assis­

tenten), die Abgeltung der elbstständigen Lehrtätigkeit von externen 
Lehrbeauftragten und Tutoren sowie für Gastprofessoren. -vortragende 

und Exkursionen an. 

Trotz des zunehmenden Anteils von "all-in" -Arbeitsverträgen stiegen 
die zusätzlichen Aufwendungen in der Lehre kontinuierlich an, von 

rd. 7,44 Mio . EUR im Studienjahr 2009/20 10 auf rd . 7,73 Mio. EUR 
im Studienjahr 2010/2011. Beginnend mit dem Studienjahr 2011/2012 
gingen die zusätzlichen Aufwendungen - durch Vorgaben rur die 

Studiendekane mit dem Ziel. eine jährliche Einsparung von 5 I\b zu 
erreichen - auf rd. 7,12 Mio. EUR zurück und betrugen im Studien­
jahr 2012/2013 rd. 6,83 Mio. EUR. 

Das Budget der Studiendekane für Gastprofessoren. - vortragende und 

Exkursionen wurde durch eine Neustrukturierung des Budgetierungs­
prozesses und durch jährliche Einsparungsvorgaben von 10 I\b ab dem 

Studienjahr 2011/2012 von rd. 600.000 EUR im Studienjahr 2009/2010 
auf rd. 450.000 EUR im Studienjahr 20 12/20 13 verringert. 

(2) Die Beauftragung der Lehre erfolgte über nss. Wegen der Pro­

bleme beim Einsatz von TISS (siehe TZ 55) konnten im Planungspro­
zessjedoch einerseits die zu erwartenden Kosten aufgrund nicht akru­

alisierbarer Abgeltungssätze betragsmäßig nicht korrekt dargestellt 
werden und mussten andererseits auch geplante Erweiterungen des 

Planungsinstruments in Richtung eines verstärkten Kostencontrolling 
zurückgestellt werden. 

61.2 Der RH beurteilte die von der TU Wien aufgrund der Finanzsituation 

gesetzten kostendämpfenden Maßnahmen im Bereich der Lehre posi ­
tiv. Die Einsparungsvorgaben waren von strukturellen und Control­
ling- Maßnahmen begleitet und erreichten omit ihre intendierte Wir­
kung. 
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Er bemängelte jedoch die unzureichende IT - Unterstützung für den Pro­
zess der Kostenplanung in der Lehre. Er empfahl der TU Wien. Maß­

nahmen zu ergreifen, um künftig die Abgeltungssätze aktuell halten 
und somit in der Planungsphase die zu erwartenden Kosten betrags­

mäßig korrekt darstellen zu können. Weiters wäre das Planungsin­
strument in Richtung eines verstärkten Kostencontrolling auszubauen. 

61.3 Laut StellulIgllahme der TU Wiell seieIl elltspreehellde MaßnahmeIl 
bereits ergriffeIl worden. Nach Absehlu s cilles dazu laufelideIl Pro­
jekts sei die Darstellullg aller Zusatzkastell für die Lehre bereits ill 
der Piallullgsphase verfügbar. Damit kölllle eill Budgetierullgsproze s 
umge etzt werdell, der cill wirksames (olltrollillg die er Zu atzkosten 
enllögliehe. 

Laut StellulIgllahme des BMWFW würden sich die die Kostellplallung 
bzw. das Kostell - (olllrollillg betreffendeIl Empfehlullgen des RH für 
eilt preehellde Lcistullgsvereillbarullgs- Vorhabell der TU Wiell im Rah­
mell der Hebullg VOll Effizienzpotellzialell eigllell. 

62 (I) Die Überprüfung des RH bestätigte im Wesentlichen die seiner­
zeitige Analyse der TU Wien zu den Ursachen für ihre angespannte 

Finanzsituation : 

Im Personalbereich betraf dies insbesondere die im Zusammenhang 

mit der Einführung des KV erfolgten Steigerungen der Bezüge rrz 28), 
die teilweise freiwillig erhöhten Aufwendungen für die Pensionskasse 
rrz 3 I), den starken Anstieg der Zahlungen für Überstunden zwischen 
2007 und 2010 (TZ 19), die vor der Finanzkrise der TU Wien erfolgten 
höchsten Belohnungszahlungen (TZ 22) und freiwilligen Abfertigungs­
zahlungen rrz 23), die ohne gesetzliche Verpflichtung geleisteten Ent­

schädigungen für Prüfungstätigkeiten rrz 60) sowie die großzügige 
Anpassung der Dekanszulage rrz 25) ebenso wie die Ausschüttung 
der höchsten Prämien an das Rektorat 2010 (TZ 37). Was den über­

prüften Zeitraum betraf, so stiegen die Ausgaben im Bereich des Per­

sonals bis 201 I am stärksten an. 

In den Jahren 2009 bis 201 I erfolgten außerdem die höch ten Investiti­

onen in die Gebäudeinfrastruktur der TU Wien rrz 4 I). Investitionen in 
Maschinen und technische Anlagen verdoppelten sich vom Jahr 2007 
bis 2010 rrz 53). Beim Projekt zur Entwicklung nss erfolgte eine mas­

sive Kostenüberschreitung rrz 55). Ihren Beteiligungen verrechnete 
die TU Wien nur zum Teil die von ihr erbrachten Lei tungen rrz 51). 
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(2) Der RH anerkannte. dass sich die Finanzlage der 111 Wien aufgrund 
der nach dem Gesamtergebnis 2010 ergriffenen Maßnahmen in Teil ­

bereichen verbessene. Dies war insbesondere darauf zurückzumhren. 

da die 111 Wien 

- die Personalausgaben für die vom Bund flnanzienen Mitarbeiter ab 
2012 stabilisiene, 

- ab 2011 ihre Investitionstätigkeit in technische Anlagen und Maschi­

nen einschränkte und 

- sich die Aufwendungen im Jahr 2013 im Vergleich zum Vorjahr 
moderat entwickelten. 

(3) Der RH wies jedoch kritisch daraufhin, dass die im Bezug auf den 
Frühwambericht relevante Kennzahl des Mobilitätsgrads6t weiterhin 
nicht den gefordenen Wen von IOD % (2013: 90,8 %) erreichte ; ledig­

lich aufgrund des po itiven Jahresergebnisses 2013 bestand. erstmals 
seit dem Rechnung abschluss 2010, keine Notwendigkeit für die Erstel ­

lung eines Frühwamberichts. 

(4) Nach Ansicht des RH bestanden im Zusammenhang mit der 

Finanzsituation der 111 Wien - u.a. folgende Risiken: 

- Belastung des Universitätsbudgets durch steigende und nicht wei­
terverrechnete Gemeinkosten im Drinminelbereich; 

- weitere finanzielle Belastungen aufgrund notwendiger Gesellschaf­
terzuschüsse bzw. Zuwendungen zur finanziellen Unterstützung von 
Beteiligungen; 

Abwenungen bei den Beteiligungen aufgrund negativer Ergeb­
n isprognosen; 

- weiterhin ftnanzielle Belastungen durch großzügige Regelungen im 
Bereich der Pensionskasse; 

- wegfallende Bundeszuschüsse bei steigenden Mietaufwendungen; 

- mangelhafte Information der Entscheidungsträger im Bereich der 
Investitionen in Gebäudeinfrastruktur und das damit verbundene 
Risiko möglicher verspäteter Reaktion auf ungeplante finanzielle 
Belastungen. 

61 sirhr Fußnol(' 6. TZ 2 
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- Die für die Erneuerung bzw. Teilerneuerung des Informationssys­

tems der TU Wien noch anfallenden Aufwendungen können nicht 
zur Gänze abgeschätzt werden. 

- Ein stärkerer Anstieg des Investitionsvolumens in den kommen­

den Jahren. der bspw. auf den Investitionsbedarf durch die zurück­
haltende Investitionspolitik der letzten Jahre zurückzuführen sein 

kann, würde den bisherigen Konsolidierungsschrinen entgegenwir­
ken und zu einer neuerlichen Verschlechterung der Finanzsituation 

der TU Wien führen . 
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63 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(I) Das Ko tenbewusstsein im Drittmiltelbereich wäre durch eine 
Anhebung des Kostenbeitrags zu verstärken. (TZ 12) 

(2) Anstatt der Führung von eigenen Bankkontenje Organisations­
einheit im Drittmittelbereich wäre auf zentrale Bankkonten umzu­
stellen. (TZ 13) 

(3) Oie Entwicklungen im Drittmittelbereich sowie die Rentabilität 
jedes einzelnen § 27-Projekts wären, in besondere im Hinblick auf 
die damit verbundenen Personalkosten, noch vor Vertragsabschluss 
mit dem Drittmittelpartner auf Basis konkreter Berechnungen unter 
Einbeziehung der Gemeinkosten besonder zu beachten. (TZ 17) 

(4) Oie Ursachen für die verhältnismäßig häufIgeren Überzahlungen 
von Männern im Bereich des wissenschaftlichen Universitätsperso­
nals wären zu erheben und Maßnahmen mit dem Ziel einer gleich­
mäßigen Verteilung zu ergreifen. (TZ 20) 

(5) Es wären Maßnahmen zu setzen, die den Anteil der Überzah­
lungen an den Grundbezügen dämpfen. (TZ 21) 

(6) Belohnungszahlungen an Mitarbeiter sollten nur in einem ange­
messenen Verhältnis zum Bezug gewährt werden. (TZ 22) 

(7 ) Das Instrument der freiwilligen Abfertigungen wäre restriktiv 
zu ha ndhaben. (TZ 23) 

(8) Oie eit 2007 stark und kontinuierlich steigenden Auszahlungen 
von Mehrleistungszulagen wären wieder einzuschränken. Mehrleis­
tungszulagen wären nur in einem angemessenen Verhältnis zum 
Grundbezug zu gewähren. (TZ 24) 

(9) In den nächsten Jahren wären keine weiteren Erhöhungen der 
Amtszulagen für Dekane mehr vorzunehmen. (TZ 25) 

(10) Anlässlich der Gewährung von Altersteilzeit wären die Dienst­
nehmer ein eitig begünstigende Vereinbarungen in Hinkunft zu 
unterlassen. (TZ 26) 
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(11) Die Urlaubsrückstellungen wären durch entsprechende Maß­
nahmen in den kommenden Jahren deutlich zu senken. (TZ 27) 

(12) Mit beiden Belriebsräten wäre die Berechnungsbasis für die 
Bemessung des Dienstgeber- Pensionskassenbeitrags für die KV­
Bediensteten dahingehend nachzuverhandeln, dass der KV-Brut­
tobezug statt des Ist- Bruttobezugs als Basis für die Bemessung des 
Dienstgeber-Pensionskassenbeitrags gilt. rrz J 1) 

(1 J) Für den Fall, dass die wirtschaftliche Situation dies in Zukunft 
erfordert, wäre von der Option, die laufenden Pensionskassenbei­
träge vorübergehend auszusetzen oder einzuschränken, Gebrauch 
zu machen. (TZ J2) 

(14) Da der Anstieg der Mieten wesentlich höher als der Flächen­
zuwachs war, wäre der Entwicklung des Mietaunvands besondere 
Augenmerk zu schenken. (TZ 42) 

(15)ln Hinkunft wären bei Untermietverhältnissen die Grundlagen 
für die Festsetzung der Untermietzin e festzuhalten. rrz 44) 

(16) Die Vertragsbedingungen der Untervermietung an den Gastro­
nomiebetreiber wären kritisch zu hinterfragen, und es wäre ein für 
die TU Wien günstigerer Neuabschluss - allenfalls mit einem ande­
ren Anbieter - anzustreben. (TZ 44) 

(17) Es wäre detailliert zu prüfen, welche der permanent erbrach­
ten Leistungen des externen Dienstlei ter von der TU Wien selbst 
kostengünstiger als Eigenleistungen erbracht werden können. (TZ 45) 

(18) Zur Information der Entscheidungsträger über die Budgetein­
haltung wäre im Sinne eines effektiven Controlling für eine regel­
mäßige, vollständige, übersichtliche und transparente Darstellung 
der Gebäudeinfrastrukturprojekte zu sorgen. (TZ 47) 

(19) Um den hohen Anteil an Räumen ohne Per onalzuordnung zu 
verringern, wären die Ursachen zu ergründen und geeignete orga­
nisatorische Maßnahmen zu setzen, um diesen hohen Anteil an 
"Leerständen" zu verringern. (TZ 48) 

(20) Im Sinne der Transparenz und Kostenwahrheit wären durch­
gängig die erbrachten Leistungen der TU Wien, auf Basis von aktu­
ellen vertraglichen Vereinbarungen, an ihre Beteiligungen zu ver­
rechnen und Zuwendungen im vollen Umfang in den Angaben und 
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Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung im Rechnungs­
abschluss anzuführen. (TZ 51) 

(21) Die Konscruktion der TU Wien Großgeräte-lnvestitions und 
Betriebs GmbH wäre gesamthafl zu evaluieren und danach wäre 
über die Beibehaltung der TU Wien Großgeräte- lnvestitions und 
Betriebs GmbH zu entscheiden. (TZ 52) 

(22) Durch geeignete Maßnahmen wäre für eine Einhaltung der 
internen Richtlinien in Bezug auf Anschaffungen durch die TU Wien 
Großgeräte-lnvestitions und Betriebs GmbH Sorge zu tragen, sollte 
die e Konstruktion beibehalten werden. (TZ 54) 

(23) Bei Projekten wie TISS wäre ein Projektverantwortlicher zu 
bestellen, der für die Einhaltung der budgetierten Kosten verant­
wortlich ist. (TZ 55) 

(24) In Hinkunfl wären Verträge über gewerbliche Dienstleistungen 
nicht al solche über Forschungsleistungen abzuschließen und deren 
korrekte steuerrechtliche Behandlung ebenso sicherzu teilen. wie 
die Durchführung eines entsprechenden Vergabeverfahrens. (TZ 55) 

(25) Zielvereinbarungen mit den Organisationseinheiten wären 
künftig möglichst zeitnah nach Beginn des Vereinbarungszeilraums 
abzuschließen. (TZ 57) 

(26) Die Ziele und Vorhaben der Leistungsvereinbarung wären 
lückenlo auf die in Frage kommenden Organisationseinheiten 
herunterzubrechen. (TZ 57) 

(27) Mit den Dienstleistungseinrichtungen wären - zeitnah nach 
der Genehmigung des Budgets der Univer ität - formale Zielver­
einbarungen abzuschließen, in denen das der Organisationseinheit 
zur Verfügung stehende Budget und die von ihr zu erbringenden 
Leistungen schriftlich fudert werden. (TZ 58) 

(28) Sämtliche Zielvereinbarungen zwischen dem Universitätsrat und 
dem Rektor bzw. dem Rektorat wären unmittelbar nach Beginn der 
Vereinbarungsperiode, somit zu Jahresbeginn, abzuschließen. (TZ 36) 

(29) Es wären Maßnahmen, wie u.a. in der Leistungsvereinbarung 
2013 bi 2015 mit dem BMWFW vereinbart, zur Erhöhung des 
Anteils prüfungsaktiver Studien zu setzen. (TZ 59) 
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(30) Dem Monitoring der individuellen Lehrleistung wäre beson­
deres Augenmerk zu widmen. (TZ 60) 

(3 I) Für den Prozess der Kostenplanung in der Lehre wären Maß­
nahmen zu ergreifen, um künftig die Abgeltungssätze aktuell hal­
ten und omit in der Planungsphase die zu erwartenden Kosten 
betragsmäßig korrekt darstellen zu können . (TZ 61) 

(32) Das Planungsinstrument für die Lehre wäre in Richtung eines 
verstärkten Kostencontrolling auszubauen. (TZ 61) 

(33) Auf der Grundlage einer Analyse der Leistungsvereinbarungs­
begleitgespräche, des Beteiligungscontrolling und der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen wären Instrumente zu schaffen bzw. zu ver­
bes ern, um die drohende Schieflage einer Universität noch fruher 
erkennen zu können. Hiefür kämen jährliche Aktualisierungen der 
in den Leistungsvereinbarungen ohnehin vorgesehenen PIanrech­
nungen ebe.nso in Frage wie die jährliche Vorlage von Liquiditäts­
planungen seilens der Universitäten im Zuge der Leistungsverein­
barungsbegleitgespräche. (TZ 2) 

(34) Es sollte den Kosten der Leistungserbringung (wie bspw. den 
Kosten des Studienplatzes, für ein Studium, für einen Absolventen) 
beim Abschluss künftiger Leistungsvereinbarungen ein höherer Stel ­
lenwert eingeräumt werden. (TZ 11) 

(35) Zukünftig wären an die Universitäten Mittel erst zum Zeitpunkt 
des nachgewiesenen Bedar~ zu überweisen. (TZ 43) 

(36) Zahlungen an die TU Wien für Zuschlagsmieten sollten nach 
Ablauf der Laufzeit e.ntsprechend abgerechnet werden. (TZ 43) 

(37) Es wäre zu prüfen, ob und inwieweit die Abrechnung des For­
melbudgets der Vetmeduni Wien (und damit aller anderer Univer­
sitäten) deshalb falsch war, weil die Vetmeduni Wien das Projekt 
nss in ihrem Rechnungswesen als universitäres Forschungsprojekt 
nach § 27 UG führte, und hernach ZU entscheiden, ob im Hinblick 
auf den damit einhergehenden Verwaltungsaufwand eine Rück­
rechnung der Formelbudgetanteile der Universitäten zweckmäßig 
er chein\. (TZ 55) 
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Entwicklung der Erstzulassungen bei ordentlichen Studien 

Ausbildungsfelder ws 2007 WS 2008 WS 2009 WS 2010 WS 2011 WS 2012 WS 2013 

Anzahl 

145 Ausbildung von Lehrkräften 31 32 49 65 60 8 8 

345 Management und Verwaltung 27 23 

441 Phy,ik 169 153 215 208 253 256 234 

461 Mathematik 158 186 172 183 193 191 140 

481 Informatik 620 575 663 634 596 493 482 

520 Ingenieurwe,en, allgemein 42 58 62 66 86 74 59 

521 Maschinenbau 441 426 496 477 576 549 528 

522 Elektrizität und Energie 258 231 295 257 258 284 280 

524 Chemie und Verfahren,technik 185 204 223 246 304 279 238 

581 Architektur und Städteplanung 610 681 874 827 927 847 805 

582 Baugewerbe, Hoch- und Tiefbau 142 142 225 243 289 241 268 

999 nicht näher bekannt 2 2 

WS: Wintersemestel 

Quellen: TU Wien; uni:data 
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Anhang 2 

Entwicklung der prüfungsaktiven Studien je Studienjahr 

Ausbildungsfelder Studienjahr 

2007/2008 2008/2009 2009/2010 2010/2011 2011/2012 2012/2013 

Anzahl 

145 Ausbildung von Lehrkräften 160 159 234 259 11 

345 Management und verwaltung 150 123 89 38 22 13 

441 Physik 736 738 790 842 870 947 

46\ Mathematik 555 627 610 63\ 622 639 

48\ Informatik 3.407 3.270 3.208 3.2\0 2.923 2.523 

520 tngen ieurwesen~ ~llgemei n 154 188 192 228 251 135 

521 M~schinenbau 1.373 1.503 1.643 1.735 1.968 2.\46 

522 Elektrizität und Energie 1.094 1.139 1.184 1.168 1.186 1.203 

524 Chemie und Verfahrenstechnik 622 658 773 861 998 1.086 

581 A"hitektur und Städteplanung 1.790 2.995 3.357 3.690 3.983 4.217 

582 Baugewerbe. Hoch- und Tiefbau 658 693 792 877 983 1.031 

999 nicht näher bekannt 30 51 83 87 118 

541_ 11.53' 12.124 12.141 13.517 14.152 14M. 

Ouellen: TU Wien; TISS 
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Anhang 3 

Entwicklung der Studienabschlüsse 

Ausbildungsfelder Studienjahr 

2007/2008 2008/2009 2009/2010 2010/2011 2011/2012 2012/2013 2007/2008 
bis 

2012/ 2013 

Anzahl in " 

145 Ausbildung von 
14 15 19 19 18 17 21.4 

lehrkräften 

345 Management und 
125 90 83 50 26 22 - 82,4 

Verwaltung 

441 Physik 103 131 139 175 177 210 103,9 

461 Mathematik 61 67 116 136 141 137 124,6 

481 Informatik 777 773 623 671 522 493 - 36.6 

520 Ingenieurwesen, 
17 23 29 53 61 66 288,2 

allgemein 

521 Maschinenbau 123 141 206 238 294 267 117,1 

522 Elektrizität und 
183 261 231 247 263 228 24,6 

Energie 

524 Chemie und 102 95 141 153 172 210 105,9 
Verfahrenstechnik 

581 Architektur und 
316 395 436 493 515 641 102,8 

Städteplanung 

582 aaugewerbe, Hoch-
85 104 125 120 131 107 25,9 

und Tiefbau 

999 nicht näher bekannt 31 22 2 3 1 1 - 96,8 

S- 1.117 2.117 2.110 UII LUI UII 0,1 

QueUen: TU Wien; uni:data 
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Anhang 4 

Ordentliche Studien 

AusbIldungsfelder WS 2007 WS 2008 WS 2009 WS 2010 WS 2011 WS 2012 WS 2013 2007 bis 2013 

Anzahl in ~ 

145 Ausbildung von 
330 358 376 485 553 606 522 58,2 

Lehrkräften 

.345 Manilg~mt:'!nt und 
659 714 750 567 442 371 286 - 56,6 

Verwaltung 

441 Physik 1.343 1.347 1.482 1.553 1.710 1.792 1.805 34,4 

461 Mathematik 1.152 1.242 1.266 1.310 1.419 1.445 1.437 24.7 

481 Informatik 7.545 7.343 7.683 7.931 7.815 7.533 6.821 - 9,6 

520 Ingenieurwesen, 
289 342 470 517 601 631 662 129,1 

allgemein 

521 Maschinenbau 2.526 2.627 2.975 3.199 3.578 3.834 3.982 57,6 

522 Elektrizität und 
2.175 2.174 2.337 2.433 2.528 2.622 2.582 18,7 Energie 

524 Chemie und 
1.150 1.229 1.382 1.541 1.803 1.953 2.024 76.0 Verfahrenstechnik 

581 Arch itektur und 4.404 4.696 5.457 5.995 6.645 6.966 6.50. 47,7 
Stadteplanung 

582 Baugewerbe, Hoch-
1.268 1.326 1.557 1.729 1.941 2.073 2.753 117,1 

und Tiefbau 

999 nicht näher bekannt 102 1 18 20 53 23 1 

s.- 22.t4l 2UM 25.753 27.210 21.011 21.14t 21.37. 21,1 

WS: Wintersemester 
Quellen: TU Wien; uni:data 
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